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Schwarz-
Die NPD und die DVU werden nicht 

zu den Bundestagswahlen kandi­
dieren. Ihre Kandidatur angemel- 
' det haben die REP’s. Außerdem haben 

! am 22.8.94 Schönhuber und Dr. Frey für 
die Republikaner und die DVU eine 
gemeinsame Erklärung herausgegeben, 
in der sie dazu auf rufen, „... Auseinan­
dersetzungen einzustellen und zu einem 
Verhältnis zu gelangen, das insbesonde­
re bei Wahlen eine Selbstblockade ver­
hindert.“ Sie seien alarmiert durch die 

I „Gefahr“, daß die CDU das Abstam­
mungsprinzip womöglich fallen lassen 
könnte und somit „Deutschland als 
Land der Deutschen“ in Frage gestellt 
sei. Der „linken Volksfront“ müßte eine 
„rechte Abwehrkraft“ entgegengesetzt 
werden, „... zu der die CDU / CSU mit 
Exponenten wie Süßmuth, Geißler, 
Blüm, Pflüger und Glück weder willens 

I noch in der Lage“ sei. Die CSU wird in 
dieser Erklärung an die engen Verbin­
dungen zwischen den ehemaligen baye­
rischen Ministern Seidl und Maunz und 
DVU-Chef Dr. Frey erinnert.

Unter dem Titel „Zukunftsperspek­
tiven für Deutschland, Herausforde- 
rungfür Kohl und Kinkel“ ruft die Na- 
tional-Zeitung, das Hetzblatt des Dr. 
Frey und damit richtungsweisend für 
die DVU, in der Ausgabe vom 29.7.94 
ihre Anhängerschaft zur Wahl von Kohl 
und Kinkel auf. „Helmut Kohl hat in 
den letzten Jahren außenpolitische Er­
folge erzielt, an die auch nur zu denken 
zu Zeiten der ,alten* Bundesrepublik 
niemand gewagt hätte. Vorläufiger Hö­
hepunkt ist die Aufwertung Deutsch­
lands zu einer europäischen Groß- und 
Führungsmacht durch den amerikani­
schen Präsidenten Clinton. Nicht ganz 
unbeteiligt an diesem Erfolg dürfte

braune Allianz DVU und NPD unterstützen 
Kohl, Kinkel und Waigel

auch Bundesaußenminister Klaus Kin­
kel gewesen sein. Man denke nur an die 
,Heimholung* Österreichs nach .Euro­
pa*.“ Der Artikel endet: „Sollten für 
Deutschland Zukunftsperspektiven ge­
schaffen werden, ... so bedarf es ... 
eines energischen Kampfes aller noch 
volksbewußten und patriotischen Bür­
ger, vor allem aber mutiger und verant­
wortungsbewußter Politiker, gegen die 
im Lande agierenden und das Volk ter­
rorisierenden (wobei auch geistiger Ter­
ror gemeint ist) antideutschen Kräfte, 
ohne Rücksicht auf Rang und Namen 
oder Parteibuch. (...)“ Würde Helmut 
Kohl dies gelingen — so die National­

Schüler-Plakataktion in Essen, 9. Mai 1994. (Bild:M. Scholz)

Zeitung, dann wäre ihm „ein Ruhmes­
blatt im Buch der deutschen Geschich­
te“ gewiß.

National-Zeitung und DVU repräsen­
tieren den militaristischen Block der 
„alten Nazis“ im faschistischen Lager. 
Mit Ihrem Aufruf dokumentiert die Na­
tional-Zeitung deutlich, welche Kräfte 
und Interessen die Kohl / Kinkelsche 
„Groß- und Führungsmacht“-politik — 
die anderen EU-Ländern das „Kreuz“ 
brechen will, wenn sie nicht parieren, 
die den kurdischen Befreiungskampf 
auslöschen will, weil er sich ihren Inter­
essen entgegenstellt — braucht, wen 
Kohl und Kinkels Politik anzieht und 

auf wen sie sich stützt. Daß die FDP 
noch ein paar Stimmen braucht, wenn 
das Lager der „demokratischen Rech­
ten“ (National-Zeitung) über die Run­
den kommen soll, dürfte die DVU auch 
erkannt haben.

Im Focus-Magazin vom 22.8., dem 
Spiegel-Verschnitt zur Bildzeitung, po­
siert Helmut Kohl derweilen im Frei­
zeitdress unter der Titelüberschrift: 
„Macht mit List und Lust, der Bürger- 
King, Das Geheimnis des Helmut 
Kohl“. Die mitgelieferten Wahlanaly­
sen sollen belegen: alles in Ordnung, 
das Regierungslager stabilisiert sich. 
„Mit Kohl bleibt alles, wie es ist.“ Das 
ist eine Wahlbotschaft der CDU, die der­
zeit medienwirksam aufbereitet wer­
den soll. Tatsächlich bleibt überhaupt 
nichts, wie es ist.

Mit dem Anschluß der DDR und der 
Abschüttelung der alliierten Vorbe­
haltsrechte wurde tatsächlich die „Bon­
ner Republik“ beendet. In der herr­
schenden Klasse sind alle historischen 
Differenzpunkte um die weitere Außen­
politik „Deutschlands“ erneut auf der 
Tagesordnung. Die „Geopolitik“, die 
die Führungsrolle „Deutschlands“ aus 
der sog. „Mittellage“ der BRD begrün­
det, wird wiederbelebt. Wolfgang 
Schäuble, der mehr oder weniger desig­
nierte Nachfolger Kohls, auf dem letz­
ten Parteitag als nationaler Einpeit­
scher der CDU hervorgetreten, verkün­
det dazu: „Diese Lage in der Mitte Euro­
pas prägt unser historisches Schicksal. 
Wir waren immer Tail aller Auseinan­
dersetzungen. ...“ (zit aus: Schäuble, 
„Und der Zukunft zugewandt“, 
S.189ff.)

Gerade aus einer solchen „Mittella- 
Fortsetzung Seite 2 unten rechts

Kehrtwende bei Milosevic Wirtschaftsblockade und US-Waffen 
zwingen Belgrader Regierung in die Knie

Durch den Blockadebeschluß der
Regierung der Bundesrepublik 
Jugoslawien gegen die bosnischen 

Serben hat der Bosnienkrieg eine ent­
scheidende Wendung erhalten. Nach­
dem das Parlament der bosnischen Ser­
ben in Pale den „Friedensplan** der 
westlichen Staaten wie vorherzusehen 
abgelehnt hatte, zog der serbische Prä­
sident Milosevic wie eine Furie über die 
bosnischen Serben her, was nicht vor­
herzusehen war. In einer regierungsof­
fiziellen Erklärung von MiloSeviö heißt 
es: „Diese heimtückische Entscheidung 
mit ihrer absurden Argumentation ist 
gegen die Interessen aller Serben und 
der Bürger Jugoslawiens gerichtet. 
Hinter ihr verbergen sich die persönli­
chen und materiellen Interessen von 
Kriegsgewinnlern und Leuten, die 
Angst haben, das ihre Verbrechen auf­
gedeckt werden können.“ (Süddeutsche 
Zeitung, 5.8.94)

Der Grund für diese radikale Kehrt­

wende der jugoslawischen Regierung 
liegt zum einen in den katastrophalen 
Auswirkungen der internationalen 
Wirtschaftsblockade gegen Jugoslawi­
en. Es wurde der MiloSeviö-Regierung 
deutlich genug klargemacht, daß nur 
eine Trennung von den Interessen der 
bosnischen Serben zu einer schrittwei­
sen Rücknahme der Wirtschaftsblocka­
de führen wird. Eine einfache Gewinn- 
und Verlustrechnung der jugoslawi­
schen Regierung, was die Unterstüt­
zung der Karadzic-Leute kostet und was 
eine Aufhebung der internationalen 
Wirtschaftsblockade bringt, machte die 
jetzige Entscheidung sehr leicht.

Viel wesentlicher ist aber zum ande­
ren die Erkenntnis, daß sich das militä­
rische Pendel eindeutig zugunsten der 
Izetbegoviö und Tudjman-Truppen 
neigt. Seit der Bildung einer bosnisch­
kroatischen Konförderation wird die 
Soldateska von Izetbegovid mit mo­
dernsten Waffen ausgerüstet, die über 

die offene Grenze von Kroatien nach 
Bosnien gehen. Zudem hat jetzt der US- 
Senat beschlossen, das die US-Regie- 
rung einseitig das Waffenembargo für 
die Izetbegoviö-Leute aufheben soll. 
Wenn bis zum 15. Oktober das Parla­
ment der bosnischen Serben dem „Frie­
densplan“ nicht zustimmt, soll der UN- 
Sicherheitsrat das Waffenembargo auf­
heben. Die US-Senatoren fordern aber 
darüber hinaus, daß die USA selbst 
wenn der Sicherheitsrat dieser Maßnah­
me nicht zustimmt, trotzdem Waffen 
nach Bosnien schicken.

Schon jetzt sind die Auswirkungen 
dieses Beschlusses in Bosnien zu sehen. 
Auf breiter Front rücken die Truppen 
Izetbegoviö’s vor. Die jugoslawische 
Regierung weiß auch, daß diese entfes­
selten Truppen nicht an der Grenze der 
Bundesrepublik Jugoslawien haltma- 
chen werden. Sie hofft, durch den Tren­
nungsbeschluß von den bosnischen Ser­
ben internationale Garantien für eine 

Sicherung der Grenzen zu erhalten.
Es ist in einer solchen Situation schon 

bezeichnend, wenn der Capo der katho­
lischen Kirche jetzt unbedingt eine 
Rundreise auf dem Balkan machen will. 
Eine ähnliche Aktion machte er schon 
vor zwei Jahren, als er von der ungari­
schen Grenze aus zu einem Kreuzzug ge­
gen die Serben aufrief hatte. Diesmal 
wird es etwas ähnliches geben. — (hau)
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„Dann woll’n wir mal!“
Verfassungsstreit: Vermittlung
Am 26. August will sich der Bundes­
rat auf seiner ersten Sitzung nach der 
Sommerpause u.a. mit den noch im­
mer nicht verabschiedeten Verfas­
sungsänderungen befassen. Wenn die 
Gesetze nicht bis Ende September 
verabschiedet sind, verfallen sie und 
sämtliche Verhandlungen müssen im 
nächsten Bundestag von vorne begin­
nen. Ein solches Scheitern des Ge­
samtpakets fällt auch den SPD-Län­
dern schwer, u.a. weil damit auch die 
erstmalige Erwähnung von Rechten 
der Behinderten in der Verfassung 
hinfällig wäre. Auf der anderen Seite 
haben die Länder berechtigte Vorbe­
halte gegen den zunehmenden Abbau 
föderaler Elemente und wollen zu 
Recht eine Stärkung ihrer Position. 
Erwartet wird deshalb, daß der Bun­
desrat den Vermittlungsausschuß an­
ruft.

BGS-Ausbau wird beschleunigt
Am 16. August hat Bundesinnenmini­
ster Kanther den Tätigkeitsbericht 
des Bundesgrenz­
schutzes für 1993 
vorgestellt. Bei 
der Gelegenheit 
kündigte er an, daß 
der Ausbau des 
BGS trotz der zu­
nehmenden Beden­
ken der Länder 
(u.a. gegen das 
neue BGS-Gesetz, 

. das die Länder 
blockieren, weil 
sie sich gegen die 
darin enthaltene 
weitere Entwick­
lung des BGS zur 
Bundespolizei 
wehren) rasch wei­
tergehen werde. 
Allein im nächsten 
Jahr soll der BGS 
230 Millionen mehr 
an Mitteln erhal­
ten als 1994 — eine Steigerung von 
fast 10 Prozent. Vor allem im Osten 
soll der BGS verstärkt werden: An 
den Ostgrenzen soll die Zahl der BGS- 
Beamten von jetzt 4400 Personen bis 
1996 auf 5900 Personen verstärkt wer­
den.

Sozialhilfe soll weiter sinken
Nachdem Finanzminister Waigel be­
reits bei der Vorlage des Haushalts­
entwurfs der Bundesregierung für 
1995 eine, zeitliche Begrenzung der 
Arbeitslosenhilfe auf zwei Jahre ge­
fordert hatte, setzt Kohl jetzt nach. 
Gegen die Befristung der Arbeitslo­
senhilfe hatten u.a. auch die Kommu­
nen protestiert, denn wer keine Ar­
beitslosenhilfe mehr bekommt, be­
zieht Sozialhilfe, und die zahlt nicht 
der Bund, sondern die Gemeinden. 
Nun bietet Kohl auf seine Art „Ent­
lastung“ an: Er fordert, auch die So­
zialhilfe zu senken. Bei Personen im 
arbeitsfähigen Alter, denen arbeiten 
„möglich und zumutbar“ sein müsse 
die Sozialhilfe weiter gesenkt wer­
den, forderte er in einem Interview. 
Dieses Ziel solle auch direkt im Wahl­
programm der CDU festgehalten wer­
den, über das der CDU-Vorstand in 
dieser Woche beraten und evtl, ent­
scheidenwill.

Zinskosten größter Haushaltsteil
Die Ausgaben des Bundes für die Zin­
sen auf die Staatsschuld sind schon 

jetzt der zweitgrößte Titel im Bundes­
haushalt und werden in den nächsten 
Jahren zum größten Haushaltsteil 
werden. Darauf hat der haushalts­
politische Sprecher der CDU/CSU, 
Roth, hingewiesen. Konkret: 1995 
werden Zinszahlungen allein des 
Bundes auf 98 Mrd. DM ansteigen, für 
den Zeitraum 1995 bis 1998 werden 
Gesamt-Zins-Zahlungen von 405 Mrd. 
DM erwartet, mehr als doppelt so viel 
wie in der vorhergehenden Legisla­
turperiode (1990 bis 1994). Sozial be­
deutet diese Entwicklung, daß ein be­
trächtlicher Personenkreis, insbeson­
dere in den höheren Einkommenszo­
nen, inzwischen vermutlich mehr an 
Zinsen auf Staatsschuldpapiere in 
seinem Privatbesitz einnimmt, als er 
umgekehrt an Steuern an den Bun­
deshaushalt überhaupt zahlt. Die re­
aktionäre Parole vom „Mißbrauch 
unserer Steuern“ wird so auf ganz 
neue Weise bestätigt — ‘bei den Bes­
serverdienenden und ganz Reichen 
findet dieses statt! Effektiv zahlen 
diese Personen gar keine Steuern, 
sondern kassieren — aus der Steuer­

zahlung der ärme­
ren Bevölkerungs­
teile, von denen ein 
beträchtlicher 
Tbil, nämlich die 
ausländischen Per­
sonen, bekanntlich 
noch nicht einmal 
Wahlrecht hat. 
Eine bizarre Oli­
garchie!

Tarifbruch
Zum 1. August ist 
das sogenannte 
„Beschäftigungs­
förderungsgesetz“ 
in Kraft getreten. 
Seitdem können 
u.a. auch private 
Arbeitsvermittler 
ihre Geschäfte auf­
nehmen und tun 
das auch schon. 

Der DGB hat bei dieser Gelegenheit 
seine Kritik an dem neuen Gesetz be­
kräftigt. „Das heute in Kraft getrete­
ne Beschäftigungsförderungsgesetz 
bringt sozialen Rückschritt“, kriti­
sierte die stellvertretende DGB-Vor­
sitzende Engelen-Kefer. „Unerträg­
lich sei vor allem, daß private Ar- 
beitsVermittler nicht an die tarif- und 
sozialrechtlichen Mindestnormen an­
gebunden seien. Deshalb müsse diese 
Regelung nach der Bundestagswahl 
umgehend revidiert werden“, heißt 
es in der DGB-Pressemitteilung.

Was kommt demnächst?
Am 26. August berät der Bundesrat 
u.a. über das sog. „Verbrechensbe­
kämpfungsgesetz“, den Gesetzent­
wurf der Regierungsparteien zur 
Neufassung des §218 StGB, das sog. 
„Alteigentümergesetz“ zugunsten 
von Land-Ansprüchen der Junker im 
Osten und das Gesetzespaket zur Ver­
fassungsänderung. Am 5. September 
beginnt dann der Bundestag seine Sit­
zungen wieder, insbesondere mit der 
ersten Beratung über die Gesetzent­
würfe für den Bundeshaushalt 1995. 
Am 11. September sind die Landtags­
wahlen in Brandenburg und Sachsen. 
Für die Woche vom 19. bis 23. Septem­
ber ist bislang die letzte Bundestags­
sitzung vor den Wahlen am 16. Okto­
ber vorgesehen. Vorher, nämlich am 
25. September, sind die Landtags­
wahlen in Bayern.

A
m 18. und 19. August trafen sich 
in Bad Münstereifel Spitzen­
kandidatinnen der PDS für den

13. Deutschen Bundestag. Das Treffen 
fand auf Einladung des Vorsitzenden 
der jetzigen Bundestagsgruppe, Gregor 
Gysi, statt. Teilgenommen haben 
außerdem der PDS-Vorsitzende Lothar 
Bisky und weitere Mitglieder des 
Parteivorstandes sowie die 
Fraktionsvorsitzenden der PDS-Land­
tagsfraktionen. Die anwesenden 32 
Spitzenkandidatinnen der PDS 
verständigten sich auf die nach­
folgende erste gemeinsame Erklärung.

Die PDS ist im 12. Deutschen Bundestag 
als Gruppe mit 15 Abgeordneten vertre­
ten. In den 13. Deutschen Bundestag 
wollen wir mit mindestens 35 Abgeord­
neten zurückkehren:

— als Fraktion — nicht mehr wie bis­
her in den parlamentarischen Rechten 
beschränkt,

— als Opposition — noch mehr als 
bisher mit Ideen, Energien und konkre­
ten Alternativen handelnd, die außer­
parlamentarische Opposition unter­
stützend und die etablierten Parteien 
wirksam unter Druck setzend,

— als bunte Mischung aus Mitglie­
dern und Nichtmitgliedem der PDS

— dennoch nicht in unseren Überzeu­
gungen beliebig, sondern konsequent 
gegen den konservativen Zeitgeist.

Daß die PDS dem Bundestag erhalten 
bleibt, weil die ausgrenzende Sperr­
klausel bei mindestens drei Direktman­
daten nicht angewendet werden darf, 
daran zweifelt heute kaum noch je­
mand. Daß sie unabhängig davon in der 
Lage ist, als gesamtdeutsche linke Par­
tei mindestens 5 % der Wählerinnen und 
Wähler für sich zu gewinnen, dafür wer­
den wir in den verbleibenden acht Wo­
chen weiter gemeinsam kämpfen. Im­
mer mehr Meinungsforschungsinstitute 
trauen uns dies inzwischen auch zu. Wer 
am 16. Oktober die PDS in den Bundes­

Fortsetzung von Seite 1:
Schwarz-braune Allianz...
ge“, die in der Tradition des deutschen 
Imperialismus immer als naturalisti­
sche, „schicksalhafte“ Begründung für 
Einmischung, Expansion, Vorherr­
schaft, europäische „Führungs-“ und 
„Ordnungspolitik“ gedient hat, be­
gründet sich bei Licht betrachtet eigent­
lich das genaue Gegenteil: die Notwen­
digkeit der Nichteinmischung und des 
Antimilitarismus. Eher „Durchgangs­
land“ für alle Umliegenden oder per­
manenter Unruheherd für Europa und 
weltweit. Das sind die beiden Optionen, 
die sich für die weitere Entwicklung 
stellen. National-Zeitung und DVU 
wählen die zweite. Für sie ist deshalb 
die Bundestagswahl und der Sieg der 
CDU/CSU/FDP-Koalition „schicksal­
haft“. Deshalb rufen sie zur Wahl von 
Kohl und Kinkel auf, deshalb stellen sie 
den Streit in den eigenen Reihen zu­
rück.

Dieser Wahlaufruf für Kohl und Kin­
kel findet aber sein Voraussetzungen 
auch in der politischen Zusammenset­
zung der CDU / CSU und in der politi­
schen Entwicklung der CDU/CSU/ 
FDP-Regierungspolitik. Sie liegen in 
der Verbindung von immer weiterrei­
chenden außenpolitischen Zielen und 
dem totalitären „Führungs-“ Anspruch, 
der Forderung nach totaler Unterord­
nung unter die Ziele der „Führungs- und 
Ordnungsmacht“ „Deutschland“ im 
Inneren. Dazu Schäuble: „Politik im 
Sinne unserer internationalen Verant­
wortung ist an erster Stelle eine Her­
ausforderung zur politischen Orientie­

tag wählt, wird also nicht seine Stimme 
verlieren, sondern allenfalls die Angst, 
diese so laut einzusetzen, daß sie zu hö­
ren ist.

Wenn die anderen vier Bundestags­
parteien die PDS als ihren gemeinsa­
men Konkurrenten behandeln, damit 
aber auch zugeben, daß die PDS eine 
ernsthafte Alternative zu ihnen ist, so 
wollen wir dieser Klarstellung nicht 
widersprechen. Das Recht, zwischen 
ihnen zu unterscheiden, werden wir 
dennoch hüten: Die jetzigen Regie­
rungsparteien dürfen ebenso sicher 
sein, daß sich für eine erneute Regie­
rungsbildung durch sie keine Hand aus 
der PDS-Fraktion heben wird, wie die 
beiden anderen keine Sorgen haben 
müssen, daß ein Versuch, mit einer rot­
grünen Regierung einen neuen Weg ein­
zuschlagen, an uns scheitern könnte. 
Man muß uns weder bitten noch kann 
man uns hindern, uns in jedem Fall für 
das zu entscheiden, was mehr Raum für • 
soziale Gerechtigkeit, für unmittelbare 
Demokratie, für Chancengleichheit in 
Bildung und Kultur und für gesell­
schaftliche Emanzipation schafft. In 
unserem Verständnis von Opposition 
nistet keine ungestüme Lust am Neinsa­
gen, sondern der Wille, die Dinge durch 
Vorschläge und Kritik zu einem Besse- / 
ren zu bringen.

Unser Nein wird allerdings uneinge­
schränkt bleiben, wo immer es um Aus- , 
länderfeindlichkeit und Rechtsextre­
mismus, um militärischen Machtaus­
bau und Ausbeutung oder Benachteili­
gung der Menschen in der „Dritten 
Welt“, um Arbeitsplatzvemichtung, 
Sozialabbau und Deregulierung, um 
Frauendiskriminierung, Ausgrenzung 
von Minderheiten und darum geht, de­
mokratische Rechte als Steinbruch und 
die Interessen der Menschen in Ost- j 
deutschland als vemachlässigenswert 
zu behandeln.

Unser Ja wird umgekehrt immer dort 
zu hören sein, wo Vorschläge zur Über- 

t
(

i

rung und zur geistigen Führung im In­
neren. Wer sich dem verweigert, versün­
digt sich an unserer Zukunftsfähig­
keit.“ (S. 193, a.a.O.) Die Ausbreitung 
des ideologischen und organisatori­
schen Unterbaus dieser Sorte totaler 1 
Inanspruchnahme für die Führungsrol­
le „Deutschlands“ ist in den Regie­
rungsparteien weit gediehen. National­
konservative Zirkel und Arbeitskreise l 
in der CDU/CSU finden immer große- i 
ren Zulauf, Lummer propagiert unge­
stört die Zusammenarbeit mit den Re­
publikanern, CDU-Mitglied Bötzges 
ruft zur „Konservativen Revolution“ in 
der CDU auf. Was die antifaschistische 
Kritik schon sein Jahren beobachtet, 
belegt jetzt u. a. auch das CDU-Mitglied 
Pflüger in seinem Buch: „Deutschland 
driftet, die Konservative Revolution 
entdeckt ihre Kinder“.

Carl Schmitt, als Theoretiker und 
Praktiker des „starken“ und „totalen“ 
Staates Wegbereiter des Faschismus, 
wird zum Allgemeingut der Regie- | 
rungsparteien. Sowohl Schäuble wie 
der neue Bundespräsident Herzog brei­
ten sich fast wortgleich über die fort­
schreitenden „zentrifugalen Kräfte der 
Gesellschaft“ aus, denen man „integra­
tive, zentripetale“ Kräfte des Staates 
entgegenstellen müßte.

Kritik und Widerstand gegen die Fa­
schisten trifft also — auch bei den anste­
henden Wahlkämpfen — auch die natio­
nalkonservative Entwicklung des Re­
gierungslagers. Und Kritik und Wider­
stand gegen die totalitäre Entwicklung 
des Regierungslagers richtet sich auch 
gegen die Faschisten. — (ehe)
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Deutsche Welle Regierungsfunk?
I Bindung der Massenarbeitslosigkeit, 

für soziale Gerechtigkeit und zum 
Schutz der Arbeitnehmerinnenrechte, 

. nim ökologischen Umbau der Produk- 
I tion und des Verkehrs und zur Selbstän­
digkeit regionaler Strukturentwick- 

i lung, für das Selbstbestimmungsrecht 
| der Frau, für antirassistische Aufklä­

rung und Gesetzgebung, für radikale 
Abrüstung und Entmilitarisierung, für 
eine wirkliche Überwindung der sozia- 

i len, wirtschaftlichen und rechtlichen

N
och im August wird der Vermitt­
lungsausschuß von Bundesrat 
und Bundestag das „Gesetz über 
den Deutschen Auslandsrundfunk“ be­

raten. Der Bundestag hat am 16. Juni 
mit den Stimmen von CDU/CSU und 
FDP dieses Gesetz in zweiter und drit­
ter Lesung beschlossen; alle anderen 
Parteien stimmten dagegen. Für die ' 

1 Spaltung der Bundesrepublik gemacht I Regierungskoalition und die Bundesre- 
werden. gierung ist das Gesetz „der letzte noch

I Wie die Lage ist, werden wir mit sol- fehlende Baustein einer umfassenden 
chen Vorschlägen weiterhin vor allem Neuordnung des Rundfunks auf Bun- 
selbst aufwarten müssen: Zum Beispiel desebene“ Die Opposition kritisiert 
mit einer Neueinreichung des Antiras- seine mangelnde Staatsferne; teils hält 
sismus-Gesetzes der jetzigen Bundes- sie es für verfassungswidrig. Im Ver- 
tagsgruppe der PDS/LL, das von allen mittlungsausschuß geht es also darum,
anderen Fraktionen abgelehnt wurde. ob oder mit welchen Änderungen das 
Zum Beispiel mit einer Neueinreichung | Gesetz den SPD-dominierten Bundes­
tee Gesetzesinitiativen für eine Herab­
setzung des Wahlalters und eine Wahl­
beteiligung von hier lebenden Auslän­
derinnen, die ebenfalls geschlossen ab­
gelehnt wurden. Zum Beispiel mit einer 
Neuauflage der Initiativen der jetzigen 
Abgeordnetengruppe für eine soziale I Dr. Joseph-Theodor Blank (CDU / CSU) 
Grundsicherung, für eine Novellierung gab sich bei der Gesetzesberatung feier- 

I des Arbeitsförderungsgesetzes ein­
schließlich eines Verbots von Aussper­
rungen, für einen Erhalt der Bodenre­
form, für eine Korrektur der Renten­
überleitung und des Altschuldenhilfe­
gesetzes, für bezahlbare Wohnungen, 
für eine ersatzlose Streichung des § 218, 
für eine Wiederherstellung des Asyl­
rechts, eine Abschaffung des völkischen 
Staatsbürgerschaftsbegriffes und eine 
Y.rletcbtarung der doppelten Staatsbür­
gerschaft, für ein vollständiges Verbot 
von Rüstungsexporten und von Aus­
landseinsätzen der Bundeswehr, egal in 
welcher Farbe der Helm lackiert ist.

Unsere künftige Fraktion kann sich 
auf die Arbeit der jetzigen Abgeordne­
tengruppe stützen. Die Initiativen der 
vergangenen vier Jahre sind zu schade, 
als daß sie nach dem 16. Oktober als blo­
ßes Archivmaterial verstauben dürfen. 
Wir werden sie übernehmen, ausbauen 
und um weitere ergänzen — und leisten, 
uns die leise Hoffnung, daß die engstir­
nige Abwehrhaltung in den Reihen der 
Sozialdemokratie und der Grünen ge­
gen alles, was die Abgeordneten der 
PDS erarbeiten, im nächsten Bundestag 
einer nüchternen Prüfung weicht. Den 
Irrtum, hier würde ein Auslaufmodell 
seine letzten Bremsspuren hinterlas­
sen, mögen sie bis dahin noch getrost 
pflegen, mit dem Wiedereinzug der PDS 
in den Bundestag werden sie ihn aufge­
benmüssen.

Die nächste PDS-Fraktion wird — da 
die PDS mit Offenen Listen antritt, auf Begehrlichkeiten der Koalition wurde 
denen viele Nichtmitglieder der PDS es ins föderale öffentlich-rechtliche 
kandidieren — noch bunter sein als die Rundfunksystem eingegliedert. Nicht 
jetzige Abgeordnetengruppe, zu der so die Deutsche Welle.
drei parteilose Abgeordnete gehören. _____________________________________
Unsere erste gemeinsame Beratung hat
gezeigt, daß dies eine gute Grundlage Propagandaauftrag: Für deut- 
für einen offenen Dialog und einen kri- | sehe Interessen weltweit . . . 
tischen Meinungsstreit ist, der die Zu­
sammenarbeit nicht beschädigt, son­
dern belebt. Uns bestärkt dies darin, 
auch im Bundestag für eine größere Of­
fenheit und Öffentlichkeit einzutreten, 
für ein gläsernes Parlament, in dem das 
bessere Argument mehr zählt als die I möglicht. Denn sie haben das Prinzip 
Fraktionsdisziplin. Die PDS hat mehr 
Demokratie gelernt, als manchen in an­
deren Parteien lieb ist, die stur so wei­
termachen wollen, wie sie’s schon im­
mergemacht haben. Da die PDS eine so­
zialistische Partei ist, ist sie bereit, zu 
teilen.
(PDS-Presseerklärung vom 20.8.1994, 
nach: Comlink)

IG Medien kündigt Verfassungsklage gegen Auslandsrundfunkgesetz an 
Von Ulrike Küstler

rat passieren und in Kraft treten kann. 
Die IG Medien hat angekündigt, das 
Bundesverfassungsgericht anzurufen, 
wenn das Gesetz in der jetzigen Form 
in Kraft treten sollte.

lieh: „Der Deutsche Bundestag hat nicht 
oft Gelegenheit, über ein Rundfunkge­
setz zu debattieren und damit eine Auf­
gabe zu erfüllen, die dem Kembereich 
der Medienpolitik zuzuordnen ist.“ 
Denn die Rundfunkhoheit liegt eigent­
lich bei den Ländern, wodurch — auch 
nach den Erfahrungen des Dritten Rei­
ches — eben verhindert werden soll, daß 
die Bundesregierung sich einen Staats- 

I sender hält. Mit dem Gesetz über den 
deutschen Auslandsrundfunk wurde 
1960 und bleibt durch die Neufassung 
1994 dieses Prinzip durchbrochen.

Blank: „Seit mehreren Jahrzehnten 
hat es in der deutschen Rundfunkland­
schaft unter dem Begriff .Rundfunkan­
stalten des Bundesrechts* zwei Namen 
gegeben: den Deutschlandfunk mit Sen­
dungen für Deutschland und Europa 
und die Deutsche Welle als Auslands­
sender. Neben dem Deutschlandfunk 
war der RIAS Berlin, von den Amerika­
nern 1945 gegründet und später nach 
und nach in die Verantwortung des Bun­
des übergegangen, der freien und objek­
tiven Berichterstattung gerade auch 
über die innerdeutsche Grenze hinaus 
verpflichtet. Beide Anstalten haben 
viel dazu beigetragen, dem Gedanken 
der freiheitlichen Einheit Deutschlands 
zum Durchbruch zu verhelfen.“ Aus 
Deutschlandfunk und RIAS wurde zu 
Jahresbeginn das Deutschland-Radio 
mit Sendeauftrag in Deutschland und 
(vor allem Ost-)Europa. Entgegen den

Daß die Deutsche Welle in Bundesho­
heit bleibt, stellte in der Debatte nie­
mand in Frage. Die letzten Urteile des 
Bundesverfassungsgerichts zu Rund­
funkfragen hätten dies durchaus er­

der Staatsfeme und der Unabhängig­
keit des Rundfunks sowohl in der Pro­
grammgestaltung als auch in der Finan­
zierung noch einmal stark betont. Der 
Streit im Bundestag ging wesentlich um 
die zweckmäßige Gestaltung der Deut­
schen Welle. Für die CDU/CSU forder­
te Blank: „Wie bisher soll der Welt das 
Bild Deutschlands vermittelt und dabei 

die deutsche Auffassung zu wichtigen 
Fragen dargestellt werden.“

Daß die Deutsche Welle u. a. die „deut­
schen Auffassungen“ vermitteln soll, 
steht auch als Programmauftrag in § 4 
des Gesetzes. Und § 5 sagt zum Pro­
grammgrundsatz: „Die Berichterstat­
tung soll umfassend, wahrheitsgetreu 
und sachlich sein sowie in dem Bewußt­
sein erfolgen, daß die Sendungen der 
Deutschen Welle die Beziehungen der 
Bundesrepublik Deutschland zu aus­
ländischen Staaten berühren können.“

Blank weist die Kritik, damit werde 
die Deutsche Welle zum Propagandain­
strument der Regierung, zurück: „Sie 
soll nicht etwa ausschließlich und unre­
flektiert die offiziellen Verlautbarun­
gen des Parlaments oder der Bundesre­
gierung wiedergeben.“ Es wäre „aber 
wirklichkeitsfremd, wenn man annäh- 

' me, daß die Deutsche Welle ihre ins Aus­
land gerichteten Sendungen völlig los­
gelöst von allen Belangen der politi­
schen Beziehungen zum Ausland gestal­
ten kann. Es ist daher gerechtfertigt, sie 
in der Formulierung der Programm­
grundsätze daran zu erinnern, daß ihre 
Sendungen die Beziehungen zu anderen 
Staaten berühren können... Das ist 
keine staatliche Bevormundung, son­
dern ein Appell an die Einsicht, daß in 
der Außenpolitik manches zwangsläu­
fig anders zu sehen und zu artikulieren 
ist als in der journalistischen Bericht­
erstattung ...“

Noch deutlicher wird Hans-Joachim 
Otto (FDP): „Es kann doch wirklich kei­
nem Zweifel unterliegen .... daß die 
Sendungen der Deutschen Welle, die in 
nahezu allen Teilen der Welt empfangen 
werden können, die außenpolitischen 
und die außenwirtschaftlichen Bezie­
hungen der Bundesrepublik in erhebli­
chem Maße berühren, und zwar positiv 
und negativ.“ Daraus leitet er ab: „Inso­
fern hat die Deutsche Welle unter den 
Rundfunkanstalten unbestreitbar eine 
Sonderstellung und eine Sonderverant­
wortung ... Wer deshalb auf die beson­
dere Verantwortung des Journalisten 
hinweist, übt keineswegs Zensur aus, 
sondern spricht die Basis der grundge­
setzlichen Pressefreiheit an.“

Der SPD ist das zu plump; Günter 
Verheugen fordert: „Es ist nötig, daß 
wir im Ausland ein Bild unseres Landes 
vermitteln, das der Wirklichkeit ent­
spricht ... Es muß deshalb ein Sender 
sein, der die Möglichkeit hat, Zustände 
in unserem eigenen Land auch kritisch 
zu betrachten und kritisch zu behan­
deln.“ Die SPD sieht im Grundsatz der 
Rundfunkfreiheit ein Werbemittel, 
weil „das Bild, das über die Deutsche 
Welle im Ausland vermittelt wird, Aus­
wirkungen ... hat auf die Bereitschaft, 
mit uns zusammenzuarbeiten, und viel­
leicht auch auf die Bereitschaft, bei uns 
zu arbeiten und zu investieren.“

... gerade auch in Krisen- 
und Konfliktsituationen

Verheugen: „Der zweite Grund dafür, 
daß wir einen Auslandssender brau­
chen, ist, daß Informationsfreiheit für 
uns ein grundlegendes Element einer 
demokratischen Ordnung ist ... Sie ist 
ein Menschenrecht.“ Verheugens Bei­
spiel für den positiven Einsatz dieser 
Informationsfreiheit zeigt, daß auch die 
SPD darunter ein Instrument der Ein­
mischung versteht: „Gerade in der Zeit 
des kalten Krieges hat sich übrigens 
sehr deutlich gezeigt, was für eine ge­

waltige Bedeutung ein Auslandssender 
haben kann. Auch die deutsche Welle 
hat in dieser Zeit eine wichtige Rolle ge­
spielt ...“ Und Verheugen ist nicht zim­
perlich, der Regierung für den weiteren 
Einsatz des Senders zu empfehlen: „Der 
dritte Grund dafür, daß wir einen Aus­
landssender brauchen, ist der, daß wir 
in einer Welt leben, in der immer wieder 
Krisen und Konflikte ausbrechen. In 
solchen Krisen- und Konfliktsituatio­
nen hat das gute alte Radio immer noch 
eine ganz besondere und wichtige Funk­
tion. Wir erleben es im Augenblick gera­
de im Zusammenhang mit dem Konflikt 
im ehemaligen Jugoslawien, wie wich­
tig Beiträge der westlichen Auslands­
sender sind.“

Nur die PDS kritisierte diese Ausrich­
tung des Senders als politisches Instru­
ment der deutschen Außenpolitik. Diet­
mar Keller stellte fest, daß „mit diesem 
Gesetzentwurf die Gefahr besteht, die 
Deutsche Welle zu einem Sprachrohr 
der Bundesregierung zu machen. (Da­
mit) könnten Journalistinnen und Jour­
nalisten des Senders künftig verpflich­
tet werden, einseitig die Meinungen der 
Bundesregierung über Funk und Fern­
sehen im Ausland zu verbreiten“.

Dienstrecht sichert „ rechten“ 
Gebrauch der Pressefreiheit

Die IG Medien und die Oppositionpar­
teien im Bundestag haben auf weitere 
kritische Punkte hingewiesen:
— Im Rundfunkrat der Deutschen Wel­
le werden 14 von 30 Mitgliedern von 
Bundestag, Bundesregierung und Bun- . 
desrat bestimmt. Ein Sitz für die „ge­
werkschaftlichen Spitzenorganisatio­
nen“ sichert noch nicht einmal die dau­
erhafte Vertretung des DGB. Ein einzi­
ger Sitz für alle Verbände des kulturel­
len Lebens wird von der Deutschen 
Akademie für Sprache und Dichtung 
besetzt. Dafür hat aber der Bund der 
Vertriebenen einen Sitz. Auch im Ver­
waltungsrat werden vier von neun Mit­
gliedern Staatsvertreter sein. Der Per­
sonalrat hat Teilnahme-, aber nicht ein­
mal Rederecht.
— Die Finanzierung der Deutschen 
Welle erfolgt nach dem Haushaltsgesetz 
des Bundes.
— Bei der Deutschen Welle sollen freie 
Mitarbeiter, nach bisheriger Rechtspra- - 
xis als arbeitnehmerähnliche Personen 
geschützt, keine Beschäftigten im Sinne 
des Personalvertretungsrechtes sein. 
Sie werden damit um so erpreßbarer. 
Rundfunk wird aber heutzutage zu ei­
nem hohen Anteil von freien Mitarbei­
tern der Sender gestaltet.
— Daß die „deutschen Auffassungen“ 
in der Berichterstattung der Deutschen 
Welle angemessen berücksichtigt wer­
den, sichert das Gesetz durch unfehlba­
re Mittel: Die Beschäftigen sind dem öf­
fentlichen Dienstrecht unterworfen. 
§ 45 des Gesetzes verbietet, daß Be­
schäftigte der Deutschen Welle „besser­
gestellt“ werden als „vergleichbare Ar­
beitnehmer des Bundes“. Damit kann 
jede tarifvertragliche Vereinbarung des 
Senders mit den Gewerkschaften staat­
licherseits kontrolliert werden. Die IG 
Medien sieht darin einen unzulässigen 
Eingriff Dritter in die grundgesetzlich 
garantierte Koalitionsfreiheit und hat 
eine Klage beim Bundesverfassungsge­
richt angekündigt, falls dies zum Gesetz 
werden sollte.
(Alle Zitate aus dem Bundestagsproto­
koll vom 16. 6.1994)
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Kurdistan: 10 Jahre Befreiungskampf
Türkische Regierung gerät zunehmend in internationale Isolation Von Rudolf Bürgel

Am 15. August jährte sich der Be­
ginn des nationalen Befreiungs­
kampfes des kurdischen Volkes 
zum zehnten Mal. In diesen zehn Jahren 

hat sich der kurdische Befreiungs­
kampf im türkisch besetzten Nordwest- 
Kurdistan zu einer alle Tfeile der Bevöl­
kerung erfassenden Massenbewegung 
ausgeweitet.

Heute kontrolliert die kurdische Be­
freiungsarmee über 70 Prozent des 
Hochlandes. Die türkische Armee ist in 
die Kasernen der größeren Städte zu­
rückgedrängt worden. Erstmals kon­
statiert das auch öffentlich die Nato 
(siehe Dokumentation aus der Europäi­
sche Sicherheit). Dringt die türkische 
Armee mit Bodentruppen in die von der 
Guerilla kontrollierten Gebiete ein, so 
muß sie sich seit Ende letzten Jahres un­
ter schweren Verlusten zurückziehen. 
Rund 30000 bis 40000 Guerillakräfte 
gehen heute in verschiedenen Gebieten, 
besonders in der Region Botan, zum 
Verteidigungs- und Stellungskrieg 
über. Die Guerillaeinheiten werden 
umgebildet, es kommt jetzt zur kurdi­
schen Armeebildung, Offensivoperatio­
nen werden von ihr vorbereitet.

Türkische Regierung und türkische 
Militärführung haben im letzten Okto­
ber den „totalen Krieg“ (Generalstabs­
chef Güres) ausgerufen und die „Endlö­
sung der Kurdenfrage“ (Ministerpräsi­
dentin Ciller) als letztes Mittel ange­
kündigt. Der Versuch, die bewaffneten 
Einheiten der ARGK „auszutrocknen“, 
d.h. ihre Basen und ihre Logistik zu be­
seitigen, führte seit letztem Jahr zu 
massenhafter Dorfzerstörung, Vertrei­
bung und Massakern an der kurdischen 
Landbevölkerung. Aber auch dieser 
Versuch scheiterte. Auch alle Versuche, 
PKK-Basen in Südkurdistan zu ver­
nichten, sowie die Bildung einer Allianz 
mit dem südkurdischen Feudalherrn 
Barzani waren nicht erfolgreich. Die 
letzte Großoperation mit über 50000 
Armeekräften in Südkurdistan wurde 
bis weit auf das türkische Staatsgebiet 
zurückgeschlagen. Als letztes Mittel be­
schloß die Ciller-Regierung die Gene­
ralmobilmachung: drastische Sparmaß­
nahmen, neue Einkommenssteuern, 
löprozentige Lohnsenkungen und Mas­
senentlassungen im öffentlichen 
Dienst, Erhöhung von Mehrwert- und 
Produktsteuem, Abschöpfung aller 
Gewinne staatlicher Betriebe für die 
Kriegskasse, Verlängerung des Wehr­
dienstes um zweimal drei Monate. Die 
über 400000 Mann starke Armee in Kur­
distan wurde um weitere 150000 Perso­
nen aufgestockt, alte kurdische Feudal­
herrn, die durch die kurdische Revolu­
tion um ihre gesellschaftliche Stellung 
fürchten, werden mit Geld vollgestopft, 
um Söldner auszuheben.

Die Türkei steht heute vor dem wirt­
schaftlichen Ruin. Die gewaltigen Rü­
stungsmaßnahmen haben die Auslands­
schulden auf über 70 Mrd.-Dollar getrie­
ben. Bis Jahresende sind fünf Mrd. Dol­
lar für Zinstilgung und 17 Mrd. Dollar 
für Kredittilgung fällig. Der Devisen­
bedarf soll bei 15 Mrd. Dollar 1994 lie­
gen. Bloß diese -'Einnahmen werden 
nicht mehr erreicht werden. Die Über­
weisungen der türkischen Arbeitsemi­
granten bleiben ebenso aus wie die Tbu- 
risten. 20 Prozent weniger liefern Öl­
quellen im kurdischen Batman.

Die Regierungspolitik ruft verschie­
denste Widerstände in der türkischen 
Gesellschaft hervor. Neben einem ein­
tägigen Generalstreik von zwei Millio­
nen Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst gibt es erste Meutereien. Am 23. 
Juli demonstrierten 800 Soldaten in der 
Kaserne Mamak gegen Mißhandlungen 
und Folter der Offiziere, infolge derer 
ein Soldat starb. Die Tagesrationen 
wurden von 3100 Kalorien 1991 auf nur 
noch 2440 gesenkt. Weit über 250000 
Männer sind desertiert. In neun Städten 
in’Kurdistan gab es 49000 Deserteure.

Die türkische Führung greift mehr 
und mehr zum Mittel des Völkermords. 
An die 2000 Dörfer und mehrere Städte 
sind bombardiert, abgebrannt worden. 
Vieh und Ernteerträge werden von der 
Armee vernichtet. Vor den Bombarde­

DOKUMENTIERT:
X

„Putsch in der Türkei?“
Die „Europäische Sicherheit'1, eine 
politisch rechts stehende Militär­
zeitschrift, schreibt unter dieser 
Überschrift:

Asomedya, das Organ der Industrie- 
und Handelskammer von Istanbul, 
hat in seiner Ausgabe vom August 
1993 die jährlichen Kosten des Einsat­
zes von insgesamt 448000 Mann (Mili­
tär, Gendarmerie, Spezialeinheit 
„Özel Tim“ und bewaffnete Zvilisten) 
auf 100 Billionen TL (ca. 6,7 Milliar­
den Dollar) beziffert. (. ..)

Von einer sozialen Befriedung kann 
also keine Rede sein. (...) Es wird ge­
schätzt, daß mindestens 3,4 Millionen 
Menschen aus dem Kriegsgebiet in 
die Städte der Westtürkei und in die 
totale Verelendung geflüchtet sind. 
Der soziale Unfriede wandert also 
von Osten nach Westen des Landes. 
Ankara ist reaktionsunfähig: 1993 be­
trug der Fehlbetrag des Staatshaus­
haltes ca. 125 Billionen TL (30 Pro­
zent). Entsprechend ist die Situation 
der Wirtschaft. (...) Nicht vom Aus­
land gedeckt ist jedoch die Tagesra­
tion des türkischen Soldaten: noch 
1991 beinhaltete sie 3100 Kalorien, 
heute nur noch 2440. Unter diesen 
Umständen muß damit gerechnet 
werden, daß früher oder später neben 
dem Krieg im Osten die Türkei mit 
kaum berechenbaren sozialen Unru­
hen in ihren westlichen Tbilen kon­
frontiert wird ...

Demgegenüber scheint ... die 
Macht der Kurden ungebrochen. Die 
Zahl der Guerilla der Kurdischen Ar­
beiterpartei (PKK) beträgt ca. 18000 
Mann, die aber aus einem Reservoir 
von 300000 potentiellen Kämpfern 
schöpfen, die die Verluste sofort aus­

ments, bei denen auch Napalm und 
Phosphor eingesetzt werden, flüchteten 
100000 Menschen nach Südkurdistan. 
Über zwei Millionen Flüchtlinge gibt es 
heute in Kurdistan.

Schon früher führte das türkische Re­
gime Massenumsiedlungen in Kurdi­
stan durch, entvölkerte zeitweilig gan­
ze Regionen wie Dersim (Tunceli). Jetzt 
greift das Regime auf Maßnahmen wie 
bei den Armeniermassakem 1914-18 
zurück. Es versucht, die Bevölkerung 
ganzer Regionen in Internierungslager 
zu treiben. Wer sich weigert, wird umge­
bracht. Bis zum Herbst sollen allein 
10000 Menschen aus der Region Ararat 
vertrieben werden.

In den westlichen Staaten, die bisher 
den Kurs der türkischen Regierung un­
terstützten, wird vermehrt Kritik ge­
gen das Morden der türkischen Armee 
laut.

Zunehmend wird das türkische Re­
gime wegen seiner Kurdistanpolitik 
isoliert. Das liegt einerseits an der aus­
sichtslosen militärischen Lage. Das Faß 
zum Überlaufen brachte aber die Auf­
hebung der Immunität der DEP-Abge- 
ordneten, ihre Verhaftung und der Be­
ginn des Prozesses in Ankara. Das Re­
präsentantenhaus in den USA kürzte 
die Türkeihilfe. Die Kritik im Europäi­

gleichen. (...) Obwohl die offizielle 
Türkei darüber schweigt, wird ge­
schätzt, daß etwa 70 bis 75 Prozent des 
Hochlandes der Osttürkei sich bereits 
fest in der Hand der Kurden befindet. 
Neben der primitiven Verwaltung 
existiert auch eine eigene Währung: 
Ein Wechsel, dessen Wert in Weizen 
oderMais berechnet wird. (...)

Am schwersten von allem wiegt für 
die Türkei der Verlust der Perspekti­
ve für eine Mitgliedschaft in der Euro­
päischen Union. (...) Zum einen weil 
die EU genug „kranke“ Mitglieder, 
mit Griechenland an der Spitze, hat, 
zum anderen aber auch, weil die Tole­
ranz der Verbündeten über den Zu­
stand der Menschenrechte in der Tür­
kei langsam aber sicher zur Neige 
geht. Die Mißhandlungen kurdischer 
Abgeordneter innerhalb des türki­
schen Parlaments, die anschließende 
Aufhebung ihrer Immunität und ihre 
Verhaftung kann keine westliche Re­
gierung übersehen — trotz aller Tole­
ranz, die der Westen bisher der Türkei 
bei der Behandlung der Kurdenfrage 
entgegengebracht hat.

Das Land ist ruiniert und hat keine 
Perspektiven. Immer wenn dies der 
Fall war, hatte in der Türkei die Stun­
de der Militärs geschlagen ... Bisher 
ergriff das Militär stets die Macht, um 
die „unfähigen Politiker“ aus der Re­
gierung zu vertreiben. So können 
aber die türkischen Militärs kaum 
noch einen eventuellen Putsch be­
gründen. Seit Jahren versprechen sie, 
den Aufstand der Kurden in den näch­
sten drei Monaten niederzuschlagen. 
Seitdem sind bald vier Jahre vergan­
gen und der Kurdenaufstand ist heute 
bedrohlicher denn je.
(aus: „Europäische Sicherheit“ 6 / 94) 

schen Parlament und im Europarat 
wird heute nicht mehr allein von Grie­
chenland getragen. Diplomatisch wur­
de die ERNK in Griechenland und Ita­
lien anerkannt, der PKK-Vertreter 
sprach im britischen und norwegischen 
Parlament. Die Regierungen Öster­
reichs und der Schweiz erklärten sich zu 
Vermittlungen bereit. Der ehemalige 
französische Außenminister, eine ganze 
Reihe belgischer Senatoren und engli­
scher Abgeordneter fordern den Aus­
schluß der Türkei aus dem Europarat, 
z. T. sogar aus der Nato.

Die Regierung der Bundesrepublik 
steht als einzige europäische Regierung 
auch öffentlich stramm hinter dem tür­

kischen Völkermordkurs. Die deut­
schen Konzerne haben an dem Rü­
stungsgeschäft kräftig verdient. Kanz­
ler Kohl, Außenminister Kinkel, Ver­
teidigungsminister Rühe und Innenmi­
nister Kanther halten an der Politik 
„Bollwerk Türkei“ und „Tor nach 
Osten“ fest. Kaukasus, Zentralasien, 
aber auch Ukraine und Balkanregion 
sollen von der deutsch-türkischen Al­
lianz beglückt, geplündert und „befrie­
det“ werden. Und für Dorfzerstörungen 
und Massenmord werden weiter Waffen 
aus der BRD geliefert: eine Lieferung 
von 1,2 Millionen Schuß Munition für 
20-Millimeter-Kanonen soll jetzt in die 
Türkei gehen. Zum Testen wird ein Leo­
pard 1A5-Panzer und eine Haubitze FH 
70 mitgegeben. Warnende Stimmen, wie 
die des Direktors des Hamburger 
Orientinstituts Prof Dr. Udo Steinbach 
(siehe das Interview der kurdischen 
Nachrichtenagentur Kurd-A mit ihm in 
dieser Ausgabe auf Seite 3), werden in 
den Wind geschlagen. Der „Markt von 
300 Millionen Menschen“ zwischen der 
Türkei und China lockt.

Die Annäherung zwischen der Türkei 
und Iran und dem Irak kommt der deut­
schen Regierung und den Konzernen 
ebenfalls entgegen. Ist doch die BRD 
größter Handelspartner des Iran und 
vor dem Golfkrieg auch des Iraks gewe­
sen.

Die im Januar gegründete Sicher­
heitsallianz mit der Türkei gegen Ruß­
land wird erstmals eingesetzt gegen den 
um Vorherrschaft am Schwarzen Meer 
und im Kaukasus ringenden Konkur­
renten Rußlands. Die Türkei hat die 
Durchfahrtsrechte durch den Bosporus 
und die Dardanellen für russische Schif­
fe seit dem 1. Juli stark eingeschränkt. 
Wissen muß man, daß an die 50 Prozent 
des russischen Außenhandels über die­
sen Seeweg abgewickelt wird.

Allen Anschein nach setzt die Bundes­
regierung ihre Hoffnung auf eine Lo­
sung des „kurdischen Problems“ durch 
ein Blutbad in der Türkei. Wie anders 
sollen die 1,2 Millionen Schuß Munition 
für die im* bergigen Gelände bewegli­
chen 20-mm-Kanonen zu verstehen 
sein?

Der Generalsekretär der PKK, Ab­
dullah öcalan, hat anläßlich des 15. Au­
gust zum wiederholtem Male in diesem 
Jahr Verhandlungen für einen beider­
seitigen Waffenstillstand und zur Ein­
leitung eines Friedensprozesses ange­
boten. In der BRD verhallte dieses An­
gebot ebenso wie in der Türkei unge­
hört. Anfang Oktober wird die Lage in 
der Türkei im Europaparlament ver­
handelt. Professor Steinbach stellt ähn­
lich wie die sicherlich nicht „kurden­
freundliche“ Militärzeitschrift Euro­
päische Sicherheit fest, daß das türki­
sche Militär diesen Krieg nicht gewin­
nen kann. Beide propagieren ein „Um­
denken“ auch auf Seiten der Bundesre­
gierung.

Aber es werden enorme Anstrengun­
gen von der politischen Linken unter­
nommen werden müssen, dieser Bun­
desregierung in den Arm zu fallen. Die­
se steht bisher in bester Tradition der 
Regierung Wilhelm II, die zu den Arme­
niermassakern schwieg, der Regierung 
Stresemann, die zu den Griechen- und 
Kurdenmassakem schwieg, zu der Re­
gierung Hitler, die die großtürkischen 
Bestrebungen für ihre Massaker gegen 
die sowjetische Bevölkerung einzu­
spannen versuchte.

Diese Regierung unterstützt diesen 
Völkermord aktiv.
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Wende in Türkei-Politik?
!
! interview mit dem Leiter des Orient-Instituts Hamburg, Prof. Steinbach
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P
rofessor Dr. Udo Steinbach ist Di­
rektor des Deutschen Orient-Insti­
tuts Hamburg und Berater ver- 
j schiedener politischer Institutionen in 

I der Bundesrepublik für Nahostfragen.
Professor Steinbach kehrte am Sonn­
tag, dem 14. August, von einer Infor­
mationsreise aus dem Nahen Osten

, zurück, in deren Verlauf er verschie-
I dene Gespräche, u.a. mit dem General-
I sekretär Abdullah öcalan derArbei-
I terpartei Kurdistans (PKK) geführt 

hatte. Am 15. August sprachen in Bonn 
die Kurd-A-Mitarbeiter Adem Colak 
und Jan Cremer mit Prof. Steinbach

I über die Situation der Türkei und der
| Kurden.

□ Kann man bereits nach zehn Jahren den Be­
ginn des bewaffneten Kampfes der PKK ge­
gen den türkischen Staat als ein historisches 
Datum bezeichnen?

Das würde ich jetzt noch nicht meinen, 
aber ganz gewiß hat damals eine Ent­
wicklung begonnen, über die wir jetzt 
eine Art Zwischenbilanz ziehen könn­
ten; nämlich ein bewaffneter Aufstand 
einer zunächst kleinen Gruppe, der aber 
in den vergangenen zehn Jahren in eine 
Art kurdische Nationalbewegung über­
gegangen ist. Es ist heute die Angele­
genheit einer Bewegung, die zwar wei­
ter kämpft, aber auch über eine politi­
sche Lösung nachdenkt. Historisches 
Datum deshalb noch nicht, weil die 
Konturen einer politischen Lösung 
noch nicht klar sind. Man hat nach zehn 
Jahren aber das Gefühl, daß eine politi­
sche Lösung früher oder später heraus­
kommt.

□ Wir würden Sie diese Art neuer kurdischer 
Nationalbewegung charakterisieren?

Ich würde sie vom Ziel her charakteri­
sieren. Und zwar mit dem Worten von 
Herrn öcalan, der gesagt hat: „Es gibt 
eine Lösung innerhalb der Grenzen des 
türkischen Staates, aber eines ist unver­
zichtbar, die Wahrnehmung einer natio­
nalen Identität des kurdischen Volkes.“ 
Darum geht es, daß die Kurden nicht 
länger pervertiert werden durch einen 

' türkischen Staat, der sie zu türkifizie- 
i ren versucht, kulturell zu türkifizieren 

versucht und ökonomisch alleine läßt. 
Das Anliegen einer kurdischen Natio- 

I nalbewegung muß sein, den politischen 
! und kulturellen Freiraum zu gewinnen 

gegenüber der türkischen Regierung, 
die kurdische Identität zum Ausdruck 

| zu bringen und zugleich einen ökonomi­
schen Entwicklungsspielraum zur Ver­
fügung zu haben, der eine rasche Ent- 

j Wicklung der kurdischen Gebiete zu- 
| läßt.I
0 Steht das Bild, das Sie von der kurdischen 

Bewegung und der PKK entwerfen, nicht im 
Gegensatz zu dem von den deutschen Me­
dien und deutscher Regierungspolitik aufge­
bauten Feindbild? Meist wird die PKK in den 
Medien nur genannt als marxistisch orien­
tierte, gewaltbereite Kadergruppe, die auf 
Biegen und Brechen einen autonomen Staat 
haben will.

Nach den Gesprächen, die *wir mit 
Herrn öcalan hatten, stellt sich das 
doch differenzierter dar. Ich denke, da­
bei gibt es zwei Probleme: Erstens, daß 
sich die kurdische Seite oder genauer 
gesagt die PKK in der Vergangenheit 
nicht klar genug artikuliert hat. Das 
zweite Problem ist — und darauf hat 
Herr Öcalan meines Erachtens zu Recht 

hingewiesen — daß natürlich im Westen 
letzten Endes ausschlaggebend war, 
was das NATO-Mitglied, der Europa- 
Kandidat Türkei gesagt hat.

B Sehen Sie die Rolle der PKK in diesem histo­
rischen Prozeß positiv?

Nein, ich sehe diese Rolle nur reali­
stisch. Man kommt eben an dieser Be­
wegung nicht vorbei. Es ist klar, daß die 
PKK es geschafft hat, ein Klima unter 
den Kurden zu schaffen, in dem eine 
immer größer werdende Zahl kurdi­
scher Menschen in der Türkei sich von 
der PKK vertreten fühlt, weil man auch 
immer klarer sieht, daß außerhalb des 
bewaffneten Kampfes keine Lösung der 
Problematik erkennbar ist. Viele haben 
auf Verhandlungen gesetzt, die türki­
sche Seite hat sich als hart und unflexi­
bel erwiesen. Der bewaffnete Kampf, 
welcher vor zehn Jahren begonnen hat, 
gewinnt im Nachhinein seine Plausibi-

Auf dem Staatsgebiet der BRD hetzt die Regie­
rung die Polizei kurdischen Jugendlichen nach. 
T-Shirts wie das nebenstehend abgebildete sind 
den Jugendlichen vom Leib zu reißen. Die Poli­
zei wird zum Vollstrecker einer ungesetzlichen 
Prügel- und Gewaltstrafe mißbraucht. Gleichzei­
tig schickt man einen institutsleitenden Profes­
sor zur verfemten PKK. Wenn ein Professor mit 
der PKK reden darf, dürfen das andere Leute 
wohl auch, oder hat er mit einem Verfahren we­
gen Unterstützung einer verbotenen Vereini­
gung zu rechnen ?

lität, seinen historischen Stellenwert, 
wie der Kampf der PLO, der zunächst 
auch verketzert wurde und am Ende ak­
zeptiert werden mußte, weil diese käm­
pferische Phase eine Voraussetzung der 
politischen war. Der Kampf gegen das 
türkische Militär war eine Vorausset­
zung, um überhaupt wahrgenommen zu 
werden, eine kurdische Identität zu ent­
wickeln und die türkische Regierung zu 
zwingen, hoffentlich in politische Ge­
spräche einzutreten.

B Wie sehen Sie die Zukunft der PKK?

Die PKK wird, wenn die militärischen 
Auseinandersetzungen weitergehen, 
immer mehr die Speerspitze der Interes­
sen des kurdischen Volkes im Südosten 
der Türkei werden. Man wird versu­
chen, diese militärische Dimension 
immer mehr in eine politische Dimen­
sion umzusetzen, und zwar mit einer 
Art parlamentarischer Rückendek-

kung. Herr öcalan deutete an, daß man 
eine Art parlamentarische Versamm­
lung gründen will mit kurdischen Poli­
tikern, die aus verschiedenen Bereichen 
kommen. Dann wird man versuchen, 
auch das hat er gesagt, die anderen kur­
dischen Gruppierungen gleichsam in 
eine Art nationale Front einzubinden.
Die PKK wird also zunächst ihre Rolle 
als Speerspitze weiterführen, aber sich 
immer mehr in politische Strukturen 
einbetten. ,

□ Kann es überhaupt eine militärische Lösung 
des Problems in der Türkei geben?

Das weiß nun jeder, ich vermute, auch 
der türkische Generalstabschef, daß es 
eine solche Lösung nicht mehr gibt. Ge­
nau das ist die Ausgangssituation. Die 
Situation im August / September könn­
te eine Schlüsselsituation werden in 
dem Sinne, daß auch der türkischen Sei­
te deutlich wird, daß es nicht mehr mög-

lich ist, militärisch zu gewinnen; zudem 
wird der internationale Druck größer, 
in politische Gespräche einzutreten, 
sowohl von Seiten der Europäischen 
Gemeinschaft wie von der Seite der 
Amerikaner. Es ist wirklich das Pro­
blem, daß man in der türkischen Regie­
rung keine Bereitschaft sieht, den poli­
tischen Ball aufzunehmen. Die Regie­
rung ist ein Haufen von ziemlich diver­
gierenden Interessen, die Ministerprä­
sidentin Frau Qiller befindet sich in 
einer Art Überlebenskampf. In dieser 
Situation kann sie kaum eine politisch 
wegweisende Rolle spielen. Die türki­
schen politischen Parteien befinden 
sich zudem in einem desolaten Zustand. 
Neue politische Bewegungen, denen 
man in längerfristiger Sicht gleichsam 
eine Art Neuaufbau zutrauen kann, be­
finden sich erst in embryonalem Zu­
stand. Man müßte eine starke türkische 
Regierung haben, die aber auf keiner 
EbeneinSicht ist.

Inländische 
Fluchtalternative

Westtürkei
Mythos und Realität

Ein Bericht zur Situation kurdischer Flüchtlinge In der 
WesttQrkei, entstanden im Rahmen einer Delegation 
vom 18. bis 29. März 1994 In den türkischen Teil Kur­
distans und nach Istanbul. Er dokumentiert sorgfältig 
recherchierte Elnzetfälle von Verhaftungen, Mißhand­
lungen und Folter, benennt Gesprächspartner, Tather­
gang und Zeugen.
Wlderlegl wird eine Slandardbegründung zur Ableh­
nung von kurdischen Flüchtlingen.
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□ Wie kann konkret der Weg zu einer politi­
schen Losung aussehen?

Durch eine Verstärkung auswärtigen 
Drucks, durch ein Angebot auswärtiger 
Vermittlung.

□ Sollte die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland so ein Angebot unterbreiten ?

Sollte, ja. Überlegungen hat es ja immer 
wieder gegeben, ob man nicht doch An­
stöße geben sollte. Diese Überlegungen 
sind zu schwach gewesen, sie haben die 
türkische Seite nicht zu einer Bewegung 
gebracht. Man weiß, was in Bonn ange­
sagt ist, es fehlt nur die Bereitschaft, 
deutlich mit der türkischen Seite zu 
sprechen. Es sollte jetzt eine europäi­
sche Initiative geben und auch eine ame­
rikanische. Im Augenblick hat die ame­
rikanische Regierung begonnen umzu­
denken; sie hat Ibile der Entwicklungs­
hilfeleistungen an Fortschritte in der 
Kurdenfrage geknüpft.

□ Wie könnte eine politische Lösung ausse- 
hen?

Ich denke, man täte gut daran, sich das 
deutsche Modell des Föderalismus an­
zuschauen. Aber zunächst sollte das 
Kämpfen und Töten eingestellt werden. 
Dieses ist ein Angebot, das Herr Öcalan 
schon einmal unterbreitet hat. Daß der 
Waffenstillstand von 1993 gebrochen 
worden ist, ist auf den Druck des türki­
schen Militärs zurückzuführen. In 
einem zweiten Schritt sollte es Gesten 
und Angebote an die kurdische Seite 
geben, welche die kurdische Seite vom 
guten Willen der türkischen Regierung 
überzeugen können. Und von da aus 
könnte man über die Möglichkeit einer 
politischen und kulturellen Autonomie 
der Kurden nachdenken. Es geht dar­
um, einen Modus vivendi in den ver­
schiedenen Teilen Kurdistans zu fin­
den. Dieser Modus vivendi hat, wie 
Herr öcalan betonte, eine notwendige 
Bedingung: „die kurdische Identität 
muß zum Ausdruck gebracht werden 
können“. Wenn dieses gelungen ist, 
dann wird man weiterdenken können, 
wie die verschiedenen Regionen Kurdi­
stans näher zusammengebracht werden 
können, mit welcher Organisations­
form und unter welchen Rahmenbedin­
gungen.

□ Glauben Sie, daß durch eine Lösung der Kur­
denfrage sich in der Türkei auch die allge­
meine Menschenrechtssituation verbessern 
könnte?

Dieses beides gehört untrennbar zusam­
men. Und das sehen auch viele Türken 
so. Das ganze ist ein Paket: die Vertie­
fung der Demokratie, die Sicherung der 
Menschenrechte, die Anerkennung der 
Minderheiten, ein Paket, das sich nicht 
auftrennen läßt.

Kurd-A: Herr Professor Steinbach, wir 
danken Ihnen für dieses Gespräch.
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Provokationen gegen Kuba 
US-Militärintervention gegen Haiti
Am 31. Juli 1994 verabschiedete der UNO-Sicherheitsrat eine Resolution, die den Weg frei 
macht für eine Invasion Haitis durch eine multinationale 1>uppe unter US-Kommando. 
US-Kriegsschiffe kreisen vor Haiti, und das heißt auch vor Kuba.

D
ie „Kommunistische Arbeiterzei­
tung“ (KAZ), herausgegeben vom 
Arbeiterbund für den Wiederauf­
bau der KPD, der seit Jahren in der 

Kuba-Solidaritätsbewegung aktiv ist, 
ruft in ihrer neuesten Ausgabe zur ver­
stärkten Unterstützung Kubas gegen 
die US-Provokationen auf. Wir veröf­
fentlichen den Artikel vollständig.

Fast genau 30 Jahre hatten die Duva- 
liers (Papa Doc und Baby Doc) auf Haiti 
eine brutale Diktatur ausgeübt. Frei-' 
heit und Democracy, Menschenrechte — 
für Washington war die Welt in Ord­
nung.

Duvalier senior war 
1956 von der haitiani­
schen Armee an die 
Macht gebracht worden. 
Duvalier junior wurde 
1986 die Ausreise durch 
die Armee nahegelegt. 
Mit Sack, Pack und Beu­
te verließ er das Land — 
Richtung USA.

Die haitianische Ar­
mee ist eine glorreiche 
Hinterlassenschaft der 
USA, die 1915 das Land 
besetzten und es bis 1934 
von den Marines beherr­
schen ließen. In dieser 
Zeit wurde die haitiani­
sche Armee aufgebaut 
und ausgebaut als zuver­
lässige Kraft gegen das 
haitianische Volk und 
zur Sicherung der US-In- 
teressen im Land. Neun­
zig Prozent des ausländi­
schen Kapitals in Haiti 
kommen aus den USA — 
darunter Exxon, Texaco, 
Citybank. Haiti fungiert 
als „verlängerte Werk­
bank“ für US-Firmen 
vor allem aus der Leicht­
industrie. Fünfundneun­
zig Prozent der Exporte
aus diesem Sektor gehen in den nord­
amerikanischen Markt. Das Land ist 
hochverschuldet — an US-Banken. Es 
ist eines der ärmsten Länder der Welt, 
Lebenserwartung der 6,5 Millionen Ein­
wohner: 54 Jahre — ein paar hundert Ki­
lometer von U S-Ibrritorium entfernt.

Baby Doc mußte 1986 gehen, weil das 
Volk unruhig wurde. Unruhe ist nicht 
gut fürs Geschäft. Ändere ein wenig, 
damit alles gleich bleibt.

Bis 1989 regierte das Militär. In freien 
Wahlen wurde am 16.12.1990 der Pfarrer 
Aristide als „Anwalt der Armen“ — für 
die USA und die Militärs völlig überra­
schend — von 67 Prozent der Haitianer 
zum Präsidenten gewählt. Am 30.9.1991 
setzte das Militär seiner Präsident­
schaft durch einen Putsch ein Ende. Da­
zwischen hatte die US-„Entwicklungs- 
hilfe“-Organisation AID erklärt, die 
neue Regierung hätte „Entscheidungen 
getroffen, die in hohem Maße für das 
wirtschaftliche Wachstum schädlich 
gewesen seien“ (zit. nach ILA, März ’94, 
S. 21). Im April 1992, also nach dem 
Putsch, schrieb das US-Wirtschaftsmi- 
nisterium: „Nachdem eine internatio­
nal anerkannte Regierung (!!) wieder-

hergestellt worden ist, liegen langfri­
stig die besten Aussichten US-amerika­
nischer Unternehmen in Haitis expor­
tierender Montageindustrie. Haitis Nä­
he zu den Vereinigten Staaten, der Zu­
gang zum Generalized System of Prefe- 
rences, zur Carribean Basis Initiative 
und zur Section 807 US sowie die Fülle 
an Niedriglohn-Arbeitskräften machen 
die Insel zu einem attraktiven Standort 
der Montageindustrie — vorausgesetzt, 
das Land erreicht politische Stabili­
tät.“ (a.a.O.) Klar, alle Handelspräfe­
renzen, die die USA z.B. Kuba im Na­
men von Freiheit und Democracy ver­
weigern, stehen der Putschistenregie-

600000 Cubanerinnen und Cubaner demonstrierten auf dem Platz der Revolution in Havanna für die Regierung.

rung auf Haiti selbstverständlich zu. 
Man würde ja sonst vor allem den Han­
del zwischen und innerhalb von US- 
Firmen behindern — und dort hat ja be­
kanntlich Freiheit und Democracy 
nichts zu suchen, dort gelten andere 
Segnungen: Ruhe und Ordnung, um das 
Wachstum (des Profits) zu sichern. 
Menschenrecht = Kapitalfreiheit, nicht 
wahr.

Und so etwas schickt sich nun an, an 
der Spitze einer internationalen Truppe 
eine Invasion anzuführen, gedeckt 
durch einen Beschluß der UNO, immer 
offener die Hure des Imperialismus, 
selbstverständlich reinen Herzens und 
aus purer Humanität — auf einmal sieht 
man Bilder des haitianischen Elends! — 
um zu erreichen ... Ja, was denn? Dem 
Volkszom zu vorkommen, ein paar aus 
dem Ruder geratene Figuren auswech­
seln, damit „die langfristig besten Aus­
sichten US-amerikanischer Unterneh­
men“ sich schleunigst verwirklichen 
mögen und die „Fülle der Niedriglohn- 
Arbeitskräfte“ endlich wieder zum 
Wohle der Menschheit an die Arbeit 
gehe.

Flüchtlinge, die derweil vor der Sol­

dateska in Haiti fliehen, erhalten in den 
USA kein Asyl. Wohl aber werden groß­
zügigerweise angeblich 20000 Plätze für 
Flüchtlinge aus Haiti eingerichtet — 
etwa 100 Kilometer von Haiti entfernt. 
Das Camp heißt Guantanamo und liegt, 
natürlich ganz zufällig, auf demlbrrito- 
rium Kubas: Militärbasis der US-Mari- 
ne seit 1903, seit dem Sieg der kubani­
schen Revolution 1959 von der kubani­
schen Regierung als unrechtmäßig und 
kolonialistisch angeprangert, doch von 
den USA befestigt und ausgebaut als 
Drohung gegen die Völker der Karibik 
und Mittelamerikas und als Pfahl im 
Fleisch Kubas.

Als am 31.7. der Sicherheitsrat die Re­
solution gegen Haiti verabschiedete, 
wandte sich der kubanische Botschafter 
bei der UNO, Bruno Rodriguez, scharf 
dagegen. Solche Aktionen, erklärte er, 
seien nach Kapitel 7 der UNO-Charta 
nur möglich, wenn der internationale 
Frieden und die Sicherheit bedroht 
sind.

Im Falle Haitis handele es sich jedoch 
um einen inneren Konflikt. Gemeinsam 
mit Kuba mißbilligten Brasilien, 
Mexiko, Venezuela und Uruguay den 
Sicherheitsratsbeschluß.

Nach Auffassung der kubanischen 
Regierung schafft die Resolution einen 
gefährlichen Präzedenzfall. Frieden 
und Sicherheit in der karibischen Re­
gion sieht Havanna nicht durch die Si­
tuation in Haiti, sondern vielmehr 
durch die Konzentration von US-Trup- 
pen vor der Küste Haitis bedroht. 
Kuba, das nur 77 Kilometer von Haiti 
entfernt ist und auf dessen Territorium 
sich die US-Militärbasis Guantanamo 
befindet, liege selbst in der Konflikt­
zone.

Vorsorglich wurden deshalb Maßnah­
men zur Verteidigung getroffen.

Was gemeinhin als Piraterie 
und Terrorismus gilt

In der Iht verschärfen die USA gleich­
zeitig mit der Zuspitzung der Haiti-Kri­
se die Feindseligkeiten gegen Kuba.

Während sich Anfang August von 
Puerto Rico aus 14 US-Kriegsschiffe 
mit 2000 Marines an Bord in Richtung 
Haiti in Bewegung setzten, kam es in 
Havanna in der Nacht vom 4. auf den 5. 
August zu Unruhen.

Diese begannen nach der Entführung 
eines Bootes in der Bucht von Havanna, 

bei der der 19jährige Po­
lizeibeamte Gabriel 
Lamoth Caballero getö­
tet wurde. Dieser hatte 
versucht, die Entfüh­
rung zu verhindern. Um 
weitere Entführungen 
unmöglich zu machen, 
sperrte die Polizei die 
Zone um den Hafen weit­
läufig ab. Daraufhin hat­
ten sich ein paar hundert 
Personen zu Banden zu­
sammengerottet und in 
Alt- und Zentral-Havan- 
na gewütet. Dem Vanda­
lismus wurde durch die 
Bewohner selbst schnell 
ein Ende gesetzt, die an 
La Punta, am Malecon 
und am Parque Maceo 
dem Marodieren mit 
Stöcken und Eisenstan­
gen entgegentraten. 
Fünfunddreißig Perso­
nen wurden verletzt, 
darunter zehn Polizei­
beamte.

Die kubanische Regie­
rung beschuldigte die 
USA, die Verantwortli­
chen solcher Schiffsent­
führungen zu schützen 
und zu ermuntern, also

Aktionen zu fördern, die gemeinhin als 
Piraterie und Terrorismus bezeichnet 
werden. Washington, so Präsident 
Castro am 5. August, fördere und orga­
nisiere die Unruhen als Ibil einer Stra­
tegie, um die kubanische Regierung zu 
destabilisieren, maximale Unzufrie­
denheit zu schaffen, die Bevölkerung zu 
spalten, eine möglichst schwierige Lage 
zu schaffen und das Land in ein Blutbad 
zu führen.

Die Antwort des kubanischen 
Volkes war eindrucksvoll

Am 7. August kamen mehr als eine hal­
be Million zum Platz der Revolution in 
Havanna, um Gabriel Lamoth Cabal­
lero zu ehren.

General Rosales del Toro (Mitglied 
des Politbüros der PCC und Stabschef 
der Revolutionären Bewaffneten Kräf­
te — FAR) erinnerte in seiner Anspra­
che daran, daß die USA denen Visa ver­
weigern, die legal in die USA einreisen 
wollen, und die Grenzkontrollen ver­
schärft haben, daß sie aber gleichzeitig 
Kubaner zur illegalen Ausreise ermun-
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Anfang August 1994 im Karibischen Meer; Karte aus dem „Spiegel1* 31 /1994

Kuba: Emigration 
und Demokratie
H. D. Steffan über die Versuche der USA, 
Auswandererkonflikte zu provozieren

tem und diejenigen mit offenen Armen 
empfangen, die illegal dorthin kom­
men. Woche für Woche strahlen mittler­
weile 17 Sender über 1100 Stunden Anti- 
Kuba-Programme aus. Rosales wies 
auch darauf hin, daß keines der geka­
perten Boote tauglich war, die Florida- 
Straße zu überqueren. Die Entführer 
hätten die Reise nie gewagt, wenn sie 
nicht gewußt hätten, daß Schiffe der 
US-Küstenwache ihnen weiterhelfen 
würden. Dies alles diene wie die Blok- 
kade dem Ziel, die Revolution zu ver­
nichten.

Schließlich wiederholte Rosales die 
Warnung von Präsident Fidel Castro 
vom 5.8., daß Kuba illegale Ausreisen 
nicht länger stoppen wird, falls die 
USA keine konkreten Maßnahmen zur 
Unterbindung von illegalen Einreisen 
und terroristischen Akten ergreifen.

Die Kundgebung auf dem Platz der 
Revolution wurde zur Warnung an alle 
Konterrevolutionäre und zur ein­
drucksvollen Demonstration des Stol­
zes des kubanischen Volkes und seiner 
Kraft, seine Revolution zu verteidigen.

Die Reaktion Washingtons auf die 
Ankündigung, von Kubas Seite aus jeg­
liches Hindernis für die Ausreise zu be­
seitigen, war bezeichnend: David John­
son, Sprecher des State Departments 
(US-Außenministerium), nannte sie 
eine „Drohung“. „Wir sind tief besorgt 
(deeply concemed). Die Vereinigten 
Staaten haben wiederholt gesagt, daß 
sie Fidel Castro nicht erlauben werden, 
unsere Einwanderungspolitik zu be­
stimmen.“ Mr. Johnson — ganz freedom 
and democracy im Herzen and comple- 
tely humanitarian, of course — spricht: 
„Wir rufen die kubanische Regierung 
auf, keine Gewalt gegen das eigene 
Volk anzuwenden. Seine Pflicht, wie 
die jeder anderen Regierung, ist es, 
seine Bürger zu schützen.“

Weshalb nehmen Kubaner zu waghal­
sigen und kriminellen Aktionen Zu­
flucht, um das Land zu verlassen?

Die Verschärfung der US-Blockade 
flbrricelli-Gesetz) nach dem Zusam­
menbruch der Handelsbeziehungen mit 
den ehemaligen RGW-Ländern (mit de­

Anfang August 1994. US-Müitärschiffe nehmen Kurs auf Haiti.

nen Kuba über 80 Prozent seines Han­
dels abgewickelt hatte), hat die Lebens­
bedingungen in Kuba drastisch ver­
schlechtert. Mit Drohungen und Ver­
lockungen durch die USA und die kuba­
nischen Rechtsextremisten in Miami 
wird zusätzlich ein Klima der Unsicher­
heit und Unzufriedenheit geschaffen. 
Das ist der Hintergrund. Entscheidend 
ist jedoch, daß die USA praktisch nur 
„politische Flüchtlinge“ ins Land las­
sen. Die legale Auswanderung ist von 
Seiten der US-Behörden de facto unter­
bunden, unter Bruch der Einwande­
rungsverträge, die 1984 mit Kuba abge­
schlossen wurden. Danach hätten jähr­
lich 20000 Kubaner in die USA auswan- 
dem können. Seitdem wurden jährlich 
von den USA im Durchschnitt nur 1000 
Einwanderungen genehmigt. In Kuba 
sitzen derzeit ca. 130000 Personen mit 
einem von den kubanischen Behörden 
genehmigten Ausreisevisum.

Die USA haben ein Sondergesetz (sog. 
Kubanischer Ausgleich). Nach diesem 
Gesetz werden Personen, die aus Kuba 
auswandem und sich dabei eines Flug­
zeugs oder Wasserfahrzeugs bemächti­
gen, automatisch als „politischer 
Flüchtling“ anerkannt und erhalten 
nach einem Jahr die begehrte „Green 
Card“ als Ausweis der dauernden Auf­
enthalts- und Arbeitsberechtigung!!!

Diese Information entnehmen wir 
einer Stellungnahme zu den jüngsten 
Ereignissen aus dem kirchennahen „In­
stitute Felix Varela“. Die gleiche Quel­
le faßt die Strategie der USA zusam­
men: Estrangulamiento economico + 
negativa de visados + guerra psicologi- 
ca radial = explosion sozial.

Das heißt: ökonomische Strangulie­
rung + Verweigerung von Visa + Psy­
chologische Kriegsführung über den 
Äther = Soziale Explosion.

So hätten sie es gerne, auf daß ihre 
barbarische Freiheit und Democracy 
schrankenlos Einzug halte gegen dieses 
schöne Land und sein tapferes Volk. 
USA: Hände weg von Haiti und Kuba! 
Solidarität mit Kuba? Jetzt erst recht! 
Unterstützt die Solidaritätskarawane 
im Oktober. — (Corell)

Ein Gespenst geht um die Welt: 
die illegale kubanische Emigra­
tion. Der unglückliche Unter­
gang des entführten Fährschiffes und 

die Zusammenstöße am Malecön be­
weisen einmal mehr, daß „Kuba nicht 
das Menschenrecht seiner Einwohner 
auf freie Ausreise respektiert“. Der 
Chor der besorgten Demokraten zeigt 
die gewöhnliche Breite: US-ameri­
kanische Senatoren, die Intellektuel­
len in der besitzenden Welt sowie die 
Kommunikationsmittel, deren Exi­
stenz nicht darin besteht, die objekti­
ve Realität wiederzugeben, sondern 
darin, eine scheinbare Realität darzu­
stellen,' die mit den herrschenden öko­
nomischen und politischen Interessen 
übereinstimmt.

Im Gegensatz zur neuen Medienof­
fensive ist die Wirklichkeit über die 
kubanische Emigration entlarvend. 
Im Laufe des Jahres 1993 haben rund 
146000 Kubaner einen Antrag ge­
stellt, aus privaten Gründen andere 
Länder zu bereisen, von denen nur 153 
(0,1 %) Personen die Ausreise verwei­
gert wurde. Das bedeutet, daß 99,9 % 
der Anträge auf eine beschränkte 
oder unbeschränkte Ausreise von den 
kubanischen Behörden anstandslos 
zugestimmt wurde. Auf der anderen 
Seite haben 75%, also 110000 der An­
tragsteller kein Visum seitens der 
Länder bekommen, die sie ursprüng­
lich bereisen wollten.

Was die USA betrifft, hat die kuba­
nische Regierung 1993 die zeitlich be­
grenzte und die definitive Ausreise 
von 134000 Bürgern genehmigt, von 
denen jedoch 76% seitens der Interes­
senvertretung der USA in Havanna 
abgelehnt wurden. Innerhalb dieser 
gleichen Logik hat die US-amerikani­
sche Regierung systematisch das 
Übereinkommen zur Regelung der 
Emigration mit Kuba, daß 1984 zwi­
schen beiden Ländern verabschiedet 
wurde, verletzt — in diesem Abkom­
men verpflichtet sich die USA, die 
größtmögliche Anzahl von Visas mit 
einem möglichst geringen bürokrati­
schen Aufwand zu erteilen — und 
wendet rigoros das allgemeine Ein­
wanderungsgesetz an, sowie das zyni­
sche Gesetz des „Ajuste Cubano“, das 
seit 1966 gilt und beinhaltet, daß je­
dem Kubaner, der ins Land kommt, 
selbst wenn er sich nicht ausweisen 
kann, umgehend politisches Asyl ge­
währt wird, in Verbindung mit der 
sofortigen Erteilung der Arbeits- und 
Aufenthaltserlaubnis. Die US-Regie- 
rung erfüllt das Programm Exodus, 
in dem Einwanderungsfragen der 
kubanischen Reaktion in Florida 
überlassen werden (und somit erst­
mals in der Geschichte der USA einer 
Minderheit Entscheidungsbefugnisse 
zugestanden werden).

Das Ziel der US-amerikanischen 
Politik ist klar. Die legale kubani­
sche Emigration weitmöglichst einzu­
schränken, um auf der anderen Seite 
die illegale Ausreise in einer Art und 
Weise zu fördern, die den uner­
wünschten Dritte-Welt-Bürger, dem 
man das Visum in der Interessenver­
tretung der USA in Havanna verwei­
gert; zum Helden werden läßt, wenn 
er auf illegale Weise die Küsten Flori­

das erreicht. Er wird zum noch größe­
ren Held, wenn er dazu einen Polizi­
sten tötet, ein Boot entführt oder gar 
Geiseln nimmt, um die Insel zu verla­
ssen. Eine Person mit derartigem Le­
benslauf kann sich sicher sein, mit of­
fenen Armen empfangen und nicht an 
die kubanischen Behörden ausgelie­
fert zu werden, wo man ihn für seine 
Täten gerichtlich belangen könnte. 
Man möge sich den Aufschrei in der 
Welt vorstellen, wenn ein US-Ameri­
kaner ein Boot entführt, dabei einen 
Polizisten erschießt, um nach Kuba 
zu gelangen und die kubanischen Au­
toritäten ihm Schutz gewähren wür­
den.

Während die statistischen Daten 
beweisen, daß die Auswanderungs­
konflikte auf der Insel von der US- 
Regierung provoziert sind, zeigt eine 
entideologisierte Ansicht des zur Zeit 
stattfindenden kubanischen Auswan­
derungsprozesses, daß es sich um ein 
absolut normales, soziales Phänomen 
handelt. Im karibischen Raum be­
wegte sich die Auswanderung in die 
Vereinigten Staaten traditionell zwi­
schen 1 und 2% der Gesamtbevölke­
rung. D.h., daß eine jährliche Aus­
wanderungsrate von 110000-120000 
Kubanern sich innerhalb dieses ge­
schichtlichen Rahmens bewegt. So­
mit gäbe es in statistischer Hinsicht 
keinen Zusammenhang zwischen der 
heutigen Regierungsform und der 
Emigration. Ähnliches gilt für die 
Demonstration auf dem Malecön. 
Demonstrationen — wie auch Selbst­
mordraten, Prostitution, Kriminali­
tät, etc. — sind Realitäten jeder Ge­
sellschaft. So daß die vor kurzem 
stattgefundene Demonstration in La 
Habana, einschließlich der Krawalle 
und Plünderungen, nichts Unge­
wöhnliches sind, — vor allem, wenn 
man die wirtschaftliche Situation be­
rücksichtigt — und die Polizei ver­
ständlicherweise eingreift.

Das wirklich Überraschende dieses 
Konfliktes besteht darin, daß die Or­
dnungskräfte weder abgerichtete 
Hunde auf die Demonstranten hetz­
ten, noch Polizeikräfte auf Pferden, 
Wasserwerfer mit Tränengas oder gar 
Schußwaffen gegen die Demonstran­
ten einsetzten, wie dies in den latein­
amerikanischen Demokratien an der 
Tagesordnung ist.

Die jüngsten Konflikte in Kuba 
sind eine subversive Handlung der 
Vereinigten Staaten, die drei Ziele er­
reichen will: die Reise des kubani­
schen Außenministers Robaina nach 
Spanien im September diesen Jahres 
einen Mißerfolg werden zu lassen, die 
geplante Invasion in Haiti für eventu­
elle „Abenteuer“ in Kuba zu nutzen 
und „last but not least“ den Aus­
schluß der kubanischen Regierung 
vom amerikanischen Gipfel in Miami 
zu konsolidieren. Nach dem Luftan­
griff auf Libyen, von Präsident Rea­
gan angeordnet, beurteilte Noam 
Chomsky die USA als einen Gang­
sterstaat. Es gibt keinen Grund, diese 
Beurteilung zu revidieren.

Heinz Dieterich Steffan, z.Zt. Mexi­
co, arbeitet seit Jahren in der Kuba- 
Solidarität in Frankfurt am Main.
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Continental-Betriebsräte lassen sich nicht
unterkriegen Continental-Versicherung gegen HBV- und DAG-Betriebsräte 

Kündigungsschutzprozeß am 29. August in München

Die Auseinandersetzung um drei 
gekündigte Conti-Betriebsräte 
hat nach der Neuwahl des Be­
triebsrates in der Contintental-Versi­

cherung eine neue Stufe erreicht — mit 
einem knappen Vorsprung von 9 Stim­
men hat die untemehmensfreundliche 
Liste die Mehrheit im neuen Betriebs­
rat. (

Zuerst eine kurze Zusammenfassung 
der Vorgänge: Die drei Betriebsräte 
hatten sich unbeliebt gemacht, weil sie 
ihrem Auftrag — die Interessen der Be­
legschaft zu vertreten — konsequent 
nachgekommen sind. Sie verhinderten 
die Einführung eines Personalinforma­
tionssystems, widersprachen Kündi­
gungen von teilweise langjährig Be­
schäftigten, erreichten über ein Be­
schlußverfahren einen arbeitsgerichtli­
chen Vergleich nach der Kündigung der 
betrieblichen Altersversorgung und 
standen seit 1991 in der Auseinanderset­
zung um die falsche Eingruppierung 
von 130 Beschäftigten. Der Conti-Vor­
stand reagierte jeweils mit dem Ver­
such, in der Belegschaft Stimmung ge­
gen die gewerkschaftlich organisierten 
Betriebsräte (zwei HBV, einer DAG) zu 
machen, z.B. begründete er einen Ein- 
stellungsstop mit der Haltung des Be­
triebsrates zur Eingruppierung. Dann 
kam es im Mai 1992 zu dem Vorfall, der 
seither die Arbeitsgerichte beschäftigt: 
Die drei Betriebsräte geben an, daß der 
Personalleiter Schumacher wütend auf 
die Schwerbehinderte Betriebsrätin zu­
stürzte und sie dabei so anrempelte, daß 
sie das auf Krücken gestützte Gleichge­
wicht verlor, mit dem Hinterkopf an 
eine Schrankwand schlug und sich das 
Handgelenk prellte. Der Conti-Vor­
stand beantragte daraufhin die fristlose 
Kündigung der drei Betriebsräte und 
erteilte ihnen Hausverbot.

Das Hausverbot wurde über zwei In­
stanzen aufgehoben, „großzügige finan­
zielle Regelungen“ lehnten die Be­
triebsräte ab, deshalb weitere Angriffe 
des Vorstands: Entzug des Schwerbe­
hindertenparkplatzes für. die Schwerbe­
hinderte Betriebsrätin, Verbot für die 
drei Betriebsräte, die Kantine zu betre­

ten, Suspendierung von ihren Arbeits­
plätzen, Amtsenthebungsverfahren, 
einstweilige Verfügungen gegen den 
Betriebsrat sowie die Gewerkschaften 
HBV und DAG, die über die Auseinan­
dersetzung berichteten.

Es Versteht sich von selbst, daß der 
Ausgang der Betriebsratswahlen für 
den Vorstand von großer Bedeutung 
war. Dementsprechend ließ er kein Mit­
tel ungenutzt, die Belegschaft zu beein­
flussen. Auf einer Mitarbeiterver­
sammlung wurde z.B. gesagt, der Be­
stand des Unternehmens und die Si­
cherheit der Arbeitsplätze seien durch 
die Betriebsräte gefährdet, sie hätten 
mehrere Personalleiter verschlissen.

Am 10. Mai hat die Betriebsrats wähl 
stattgefunden und die vorstandsnahe 
Gegenliste hat die Mehrheit. Bereits am 
9. Juni hat der neue Betriebsrat den 
fristlosen Kündigungen der drei Be­
triebsräte zugestimmt, übrigens mit 
Unterstützung der DAG. Diese hatte 
eine Zeit lang mit HBV die Betriebsräte 

unterstützt — offensichtlich gegen den 
Willen der DAG-Zentrale in Hamburg, 
diese hat eigens ihren Bundesberufs­
gruppenleiter Versicherungen nach 
München geschickt und der DAG Mün­
chen die Angelegenheit aus den Händen 
genommen. Auch die verschiedenen 
Vermittlungsversuche in dem Konflikt, 
z.B. auch durch Oberbürgermeister 
Ude, scheiterten: der solle sich lieber 
um seine kommunalen Angelegenhei­
ten kümmern. Inzwischen hat doch ein 
Vermittlungsgespräch statt gefunden, 
das Ergebnis ist nicht bekannt.

Daß der Conti-Vorstand nicht auf­
gibt, zeigt auch ein Brief, den er an die 
Betriebsräte verschickt, die mit Solida- 
ritätsadressen ihre Unterstützung für 
die Betriebsräte erklärt hatten:

„Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir nehmen Bezug auf o. g. Schreiben an 
den Betriebsrat, welches dieser seiner­
zeit in unserem Haus verteilt hat.. Wir 
wenden uns zu diesem Schreiben erst 
heute an Sie, da wir wegen der am 10.5. 

1994 durchgeführten BR-Wahl auch nur 
den Anschein einer Beeinflussung die­
ser Wahl vermeiden wollten. Dies än­
dert jedoch nichts daran, daß die in Ih­
rem Schreiben enthaltene Kritik an un­
serem Unternehmen von völlig falschen 
Tatsachen ausgeht. Ihr Schreiben zeigt, 
daß Sie zu dem angesprochenen Thema 
bislang nur einseitig informiert sein 
können ...“ Dann folgen drei Seiten, in 
denen die Verleumdungen zur Kündi­
gungsbegründung wiederholt werden, 
um dann mit der unterschwelligen Dro­
hung zu schließen: „Umso bedauerli­
cher ist es, daß Sie sich in Ihrem o.g. 
Schreiben aus zunächst nur einseitiger 
Information zu ruf- und geschäftsschä­
digenden Äußerungen uns und unserem 
Unternehmen gegenüber hinreißen las­
sen. Wir können daher nur hoffen, daß 
Sie gestützt auf die vorstehenden Infor­
mationen auch Ihrerseits zu einer objek­
tiven Sichtweise zurückkehren. Die Ge­
schäftsleitung Ihres Unternehmens er­
hält von diesem Schreiben eine Ab­
schrift.“

Die Gewerkschaft HBV hat anläßlich 
einer Pressekonferenz am 27.7.1994 
nochmals ihre Unterstützung für den 
Kündigungsschutzprozeß am 29. Au­
gust 1994 um 13 Uhr am Arbeitsgericht 
München erklärt. Der Unterstützer­
kreis fordert dazu auf, den Prozeß zu be­
suchen.
— (Dagmar Rüden bürg)

Seit dem 15. August findet in Mün­
chen auf dem zentral gelegenen 
Sendlinger-Tor-Platz ein Hunger­
streik statt, mit dem Kurdinnen und 
Kurden aus München gegen den Völ­
kermord in Kurdistan und die Unter­
stützung durch die BRD sowie gegen 
die Kurdenverfolgung In der BRD 
protestieren. Das Interesse der Vor­
übergehenden ist groß, ebenso die 
Anteilnahme der Münchner Kurden. 
Die Polizei hat aber von Anfang an 
darauf bestanden, daß die kurdi­
schen Farben, insbesondere der kur­
dische Stern, als Kundgebungsmittel 
nicht geduldet würde. Ferner hat 
sich ein Richter gefunden, der eine 
Beschlagnahmeverfügung für cfen 
Kurdistan-Report Nr. 7/1994 ausge­
stellt hat. Der Hungerstreik wird vor­
aussichtlich bis Montag, den 29.8. 
fortgesetzt. Der Münchner Deutsch- 
Kurdische Verein Komala Kurdistan, 
der die Aktion unterstützt, vertritt die 
Meinung, daß die kurdischen Farben 
und der kurdische Stern nach den 
teilweisen Wiederzulassungen eben­
falls als wiederzugelassen gelten 
müssen. Eine entsprechende Klä­
rung soll eingeleitet werden. 
— (maf)

deshalb muß Herr C. dem 
Arbeitsmarkt zugeführt werden“ 
Hamburg. Mit dieser für einen Kollegen 
katastrophalen Aussage glaubte die 
Berufsgenossenschaft Chemie (BG) das 
Anerkennungsverfahme einer Berufs­
krankheit im Mai 1994 beenden zu kön­
nen. Betroffen war ein Kollege der 
Hamburger Aluminium Werk GmbH 
(HAW). Dem Kollegen, 42 Jahre alt und 
zu 50% schwerbehindert (u.a. wegen 
einer Atemwegserkrankung), hatten 
medizinische Gutachter im Auftrag der 
BG bescheinigt, daß er wegen seiner 
Atemwegserkrankung zukünftig nur 
noch an nicht staubbelasteten Arbeits­
plätzen arbeiten kann. Solche Arbeits­
plätze sind aber in den Produktionsbe­
reichen der Aluminiumhütte fast nicht 
vorhanden! Die Schaffung solcher be­
hindertengerechten Arbeitsplätze, z.B. 
durch Änderung der betrieblichen Ar­
beitsorganisation, ist bisher geschei­
tert. Man plant seitens der HAW aktuell 
jetzt sogar zwei dieser wenigen Arbeits­
plätze aus dem Betrieb auszugliedem 
und die Arbeiten an eine Fremdfirma zu 
vergeben! Dadurch sollen Lohnkosten 
gespart werden.

Für HAW gibt es bei der Beschäfti­

gung gesundheitlich angeschlagener 
Kollegen fast immer nur zwei Möglich­
keiten : Entweder ist ein Mitarbeiter in 
seinem Beruf oder Tätigkeit vollwertig 
einsetzbar, oder er ist für den Betrieb 
nicht mehr „tragbar“. Dieser Stand­
punkt der HAW-Geschäftsführung ist 
inzwischen ein Streitpunkt in mehreren 
Kündigungsschutzklagen.

In dieser Situation stellt sich für die 
Kollegen und den Betriebsrat der HAW 
die Frage: Ist es für von einer Erkran­
kung betroffene Kollegen noch ratsam, 
eine Berufskrankheit anzuzeigen? Es 
besteht doch für diesen Kreis der Kolle­
gen die Gefahr, daß zusätzlich zu einer 
ohnehin geschädigten Gesundheit auch 
noch ein Verlust des Arbeitsplatzes bei 
HAW droht!
(aus einer Pressemitteilung des Be­
triebsrats von HAW)

NPD-naher Richter auch 
am Essener Arbeitsgericht
Essen. Obwohl dem rechten Deutschen 
Arbeitnehmerverband (DAV) inzwi­
schen das Vorschlagsrecht für ehren­
amtliche Arbeits- und Sozialrichter ab­
erkannt wurde, gibt es in NRW noch 
acht Richter, die von ihm ins Amt geho-
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Gegen Wahlzulassung von Faschisten REP als rechtsextremistisch eingestuft
| Der Landeswahlausschuß für Nordrhein- 

Westfalen hat am 19.8.1994 auch die 
Landesliste der REP zu den Bundestags­
wahlen zugelassen. Da NPD, DVU und 
andere offen faschistische Organisatio­
nen gar nicht erst antraten, werden sich 
hier rechtsradikale Stimmen bündeln. 
Immerhin: Sowohl der Vertreter von 
Bündnis 90/Die Grünen als auch die bei­
den CDU-Vertreter enthielten sich bei 
der Abstimmung über die REP-Kandida- 
tur der Stimme.

Auch in diesem Jahr hatten sich die 
WN-BdA und die Landeskonferenz an­
tifaschistischer Initiativen und Organi­
sationen NRW in Briefen an den Lan­
deswahlleiter gegen die Zulassung fa­
schistischer Organisationen zu den 
Bundestagswahlen ausgesprochen. Im 
Brief der Landeskonferenz heißt es:

„Eine nur formale Behandlung der 
Berechtigung faschistischer Wahlkan­
didaturen, der Ausstrahlung hetzeri­
scher Wahlspots in den Medien, des Zur-

1. SEPTEMBER: ANTIKRIEGSTAG IN STUTTGART

Gegen den Einsatz im Ausland I
Die Stuttgarter Friedenskoordination 
ruft auf, am Antikriegstag gegen das 
Karlsruher Urteil, das die BRD zur Kriegs­
führung ermächtigt, zu demonstrieren.

„,Deutsche dürfen wieder schießen*, ti­
telte das Offenburger Tagblatt am 13. 
Juli 1994 zum tags zuvor verkündeten 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfGE) ... 55 Jahre nach der Entfes­
selung des Zweiten Weltkriegs durch 
das Deutsche Reich ermächtigt der 
Zweite Senat des BVerfGE (mit 4:4 
Stimmen) den Bund, im Rahmen der 
NATO, WEU, KSZE und UNO weltweit 
Krieg zu führen. Für auswärtige Mili­
täraktionen genügt künftig die einfache 
Mehrheit im Bundestag. Auf 142 Seiten 
räumen die die Entscheidung tragenden 
Richter mit z.T. unglaublichen Ausle­
gungen grundgesetzlicher Bestimmun­
gen den gesellschaftlichen Nachkriegs- 
Konsens ab, militärische Gewalt (bei 
einem Angriff von außen) nur zur Ver­
teidigung einzusetzen. Die 1949 ins

Verfügung-Stellens öffentlicher Flä­
chen und öffentlicher Räume für solche 
Wahlpropaganda ist ganz offensichtlich 
ebenso unerträglich wie unangemessen. 
Auch die aktuelle Diskussion in juristi­
schen Zusammenhängen weist darauf 
hin, daß z.B. das Programm der REP 
... hinreichend Anhaltspunkte dafür 
abgibt, sie als eindeutig in der ideologi­
schen Tradition der NSDAP stehende 
Nachfolgeorganisation zu verbieten.“

Durch diese Briefe wurde die Ausein­
andersetzung mit rechtsradikalen Posi­
tionen auch im Landeswahlausschuß 
gefördert. Gleichzeitig gab es an einigen 
Orten Aktionen: In Köln erhielt der 
Kreiswahlleiter etliche Postkarten, in 
Essen protestierten rund 40 Leute vor 
der Sitzung des Kreiswahlausschusses 
mit einem Transparent. Das war der 
Auftakt für Veranstaltungen, Veröf­
fentlichungen und weitere Aktionen 
mit dem Ziel:

„Keine Stimme für Faschisten!“
— (w°f)

Grundgesetz aufgenommene Bestim­
mung des Art. 24 Abs. 2, daß der »Bund 
sich zur Wahrung des Friedens einem 
System gegenseitiger kollektiver Si­
cherheit einordnen* könne, wird 45 Jah­
re später als die vorausschauende gene­
relle Ermächtigung ausgelegt, die da­
mals verbotene Bundeswehr jetzt glo­
bal einsetzen zu können .. .**

So heißt es in einem Flugblatt der 
Friedenskoordination.

Die Aktion beginnt am 1.9. um 18 Uhr 
mit einer Demonstration ab der Lieder­
halle. Bei der anschließenden Gedenk­
feier und Kranzniederlegung des DGB 
am Mahnmal für die Opfer des Faschis­
mus spricht Ignatz Bubis, der Vorsitzen­
de des Zentralrates der Juden in 
Deutschland; Tobias Pflüger vom Rü­
stungs-Informationsbüro Baden-Würt­
temberg informiert über die Kampagne 
„Jäger 2000 stoppen — Soziale Sicher­
heit schaffen“. Um 20 Uhr lädt der DGB 
zu einer Veranstaltung mit Ignatz Bubis 
ein.— (evc)

In dem am 21. Juli veröffentlichten Ver­
fassungsschutzbericht Baden-Württem­
berg 1993 wird die Partei der „Republika­
ner“ erstmals als rechtsextremistische 
Organisation eingestuft. Auch in Nieder­
sachsen und Schleswig-Holstein gelten 
die Republikaner als rechtsextremi­
stisch.

Auf zehn Seiten setzt sich der Bericht 
mit der Tätigkeit der „Republikaner“ 
auseinander. So wird aufgezeigt, daß 
die Außendarstellung der „Republika­
ner“ als Sammlungsbewegung 
demokratischer Patrioten 
durch Stellungnahmen und 
Publikationen sowie durch 
Aussagen führender Funktio­
näre ad absurdum geführt 
wird. Die verbale und formale 
Abgrenzung gegenüber ande­
ren rechtsextremistischen Par­
teien wie der DVU und der 
NPD wird eher als Thktik be­
wertet, da die Übergänge zwi­
schen den inhaltlichen Aussa­
gen der „Republikaner“ und 
denen der anderen rechtsextre­
mistischen Parteien oftmals 
fließend sind.

Des weiteren gehen die Ver­
fasserinnen auf die fremden­
feindliche Agitation der Partei 
ein. Starke Probleme bereitet 
mir allerdings auch eine For­
mulierung der Verfasserinnen 
des Berichtes in diesem Ab­
schnitt. So ist hier u.a. zu le­
sen: „(...) Problemlösungen 
werden vereinfacht dargestellt 
und Mißstände und wirtschaft­
liche Schwierigkeiten einsei­
tig den Ausländem und Asyl­
bewerbern angelastet.** Diese Formu­
lierung suggeriert, daß Ausländer und 
Flüchtlinge an den Schwierigkeiten tat­
sächlich mitschuldig sind. Ich will den 
Verfasserinnen nichts Schlechtes unter­
stellen, aber es wäre angebracht, bei 
weiteren Publikationen über diese The­
matik besonders sorgfältig auch auf die 
eigenen Formulierungen zu achten.

Baden-Württembergs Finanzminister 
Mayer-Vorfelder (CDU) kritisierte den 
Verfassungsschutzbericht ’93 als „ein­
deutig rechtslastig, weil er umfassend 
die Republikaner als rechtsextremisti­
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sche Partei, kaum aber die PDS behand­
le“.

Die PDS wird im Verfassungsschutz­
bericht als sogenannter „Prüffall“ be­
handelt, d. h. sie wird anhand offen zu­
gänglichen Materials beobachtet. In­
nenminister Birzele (SPD) wies die Kri­
tik Mayer-Vorfelders als „unbegründet 
und abwegig“ zurück.

Nach wie vor im Verfassungsschutz­
bericht erwähnt wird die WN-BdA und 
zwar wird sie als Vorfeldorganisation 
der DKP dargestellt. Allerdings wird 

im Gegensatz zum Bericht 1992 
zusätzlich folgendes festge­
stellt:

„Tatsächlich engagieren sich 
in der WN-BdA bis heute zahl­
reiche Bürger, die auf diese 
Weise etwas gegen den zuneh­
menden Rechtsextremismus 
unternehmen wollen und kei­
nerlei Nähe zu kommunisti­
schen Grundpositionen haben. 
Die Beobachtung der WN- 
BdA durch das Landesamt für 
Verfassungsschutz bezieht sich 
daher auch nicht auf diese Per­
sonen, sondern resultiert im 
wesentlichen aus den bis heute 
fortbestehenden Verflechtun­
gen der WN-BdA mit der 
DKP.“ Das Zitat macht folgen­
des deutlich:

1. Das Landesamt für Verfas­
sungsschutz (LfV) gleicht nach 
jeder Wahl in der WN-BdA die 
Namen der Gewählten mit dem 
Personenregister P2 (Funk­
tionsträger in linken Gruppie­
rungen) im nachrichtendienst­
lichen Informationssystem der 
Verfassungsschutzämter ab.

2. Auf die WN-BdA wird so ein gehö­
riger Druck ausgeübt, sich von Mitglie­
dern der DKP in ihren Reihen zu distan­
zieren, und damit ihren Charakter als 
Bündnisorganisation in Frage zu stel­
len.

Abgesehen davon, daß die Tätigkeit 
solcher Ämter wie des LfV eine Ver­
schwendung öffentlicher Gelder dar­
stellt, wird es höchste Zeit, die WN- 
BdA seitens des Amtes in Ruhe zu las­
sen.
— (cas, gekürzt aus: Kommunale Be­
richte Stuttgart) 9

ben wurden. Einer ist am Arbeitsge­
richt Essen tätig. Drei DAV-Richter 
wurden bisher abberufen, darunter der 
Ex-Landesvorsitzende der NPD, Mar­
kert, in Bochum und der Ex-Bundesvor- 
sitzende der Wiking-Jugend, Nawrath, 
in Aachen. Die ÖTV-Bezirksleitung hat 
die Landesregierung erneut aufgefor­
dert, auch die Abberufung der verblie­
benen Richter zu betreiben, der DAV sei 
eine „Thmorganisation“ der NPD. Der 
Präsident des Landesarbeitsgerichts 
Hamm, der sich gegen weitere Abberu­
fungen sperrt, war im Ministerium für 
die Berufung der Richter verantwort­
lich.— (wof)

Polizeiüberfall auf 
kurdische Jugendliche
Bonn. Am vergangenen Donnerstag ha­
ben Polizeikräfte in Bonn eine Fahrrad- 
Demonstration kurdischer Jugendli­
cher mit brutaler Gewalt unterbunden. 
Die Jugendlichen wollten auf einen 
Aufruf des kurdischen Jugendverban­
des hin mit Fahrrädern nach Genf fah­
ren, wo der Menschenrechtsausschuß 
der UNO tagt. Die Polizei provozierte, 
indem sie die Entfernung „illegaler 
Symbole** und das Ausziehen von 

T-Shirts verlangte, die an den von einer 
deutschen Polizeikugel erschossenen 
Halim Dener erinnerten. Als die Ju­
gendlichen nachgaben, begann die Poli­
zei mit provokatorischen „Personalien­
kontrollen“. Darauf zogen die Jugendli­
chen ihre T-Shirts wieder an. Die Poli­
zei griff die Gruppe (ca. 100 Jugendli­
che) mit brutaler Gewalt an, zahlreiche 
Jugendliche wurde durch schweren 
Knüppeleinsatz verletzt, eine junge 
Frau lebensgefährlich, die Fahrräder 
beschlagnahmt, 92 Personen vorüberge­
hend festgenommen. Inzwischen sind 
die meisten Verhafteten wieder frei. 
Gegen sie laufen Ermittlungsverfah­
ren. Innenminister minister Kanther 
bedankte sich bei der Polizei und for­
derte die sofortige Einleitung von Aus­
weisungen. Nach letzten Meldungen sol­
len sich kurdische Jugendliche mit Au­
tos Richtung Genf bewegen, um ihre 
Aktion doch noch zu Ende zu bringen. 
— (rül)

Menschenjagd mit Laserwaffen 
„nicht grob ungehörig“
München/Augsburg. Im Laserdrome wer­
den „Spiele“ angeboten, bei denen sich 
die Beteiligten mit Laserwaffen „Tref­

fer“ zufügen, die durch leuchtende Sen­
soren auf Brust und Rücken registriert 
und vom Computer ausgewertet wer­
den. Gegen ein Verbot der Laserjagd 
prozessierte ein Unternehmer in Mün­
chen. Der Verwaltungsgerichtshof ent­
schied: das Laserdrome biete für „mar­
tialische Illusionen kaum einen An­
satz“ und sei nicht „grob ungehörig“. 
Auch die Stadt Augsburg wollte den 
Laserdrome-Betrieb unterbinden. Im 
Unterschied zu München, wo das Verbot 
mit dem Gewerberecht begründet wur­
de und das Gericht in dessen Rahmen 
die moralisch-sittliche Frage des Spiels 
prüfen mußte, ging es bei der Gerichts­
verhandlung im Juli 1994 in Augsburg 
um das Baurecht. Die Stadt hatte er­
klärt, sie wolle Gewerbeflächen sichern 
und Vergnügungsstätten machten lang­
fristig die Planung dafür kaputt. Auch 
hier wurde die Entscheidung der Stadt 
aufgehoben: trotz der Veränderungs­
sperre könnten in Gewerbegebieten 
Vergnügungsstätten zugelassen
werden. Die Stadt müsse noch einmal 
entscheiden und die Frage der 
Ausnahme klären. Zugleich betonte das 
Gericht aber, eine Verpflichtung zur Er­
teilung einer Baugenehmigung für das 
Laserdrome bestehe nicht.— (baf)
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Mannheimer Deckert-Urteil Förderung des Neonazi Deckert

Sogar Helmut Kohl bezeichnete das 
Mannheimer Urteil als Schande, 
denn tags zuvor hatte auch die in­
ternationale Presse in Leitartikeln über 

die Begründung berichtet. Drei, vier 
Ihge lang beherrschte sie die Leitarti­
kel fast aller Zeitungen und die Aufrei­
ßer der TV-Nachrichtensendungen.

Aber während BILD gleich wetterte: 
„Den Richter ablösen und den Gerichts­
präsident gleich dazu!“ klang das bei 
der FAZ, Zentralorgan der deutschen 
Mächtigen und Hauptträgerin der revi­
sionistischen „Historikerdebatte“, zu­
nächst anders: Ein Kommentar mahnte 
„ruhige Betrachtung“ an, die hier, „wie 
man sieht, nicht möglich“ sei, entschul­
digte das Gericht und seine „mißver­
ständliche“ Formulierung und kriti­
sierte die Urteilsschelte durch Politi­
ker.

Das Urteil

Nötig war das Verfahren bekanntlich, 
weil der BGH im März 94 das erste LG- 
Urteil vom November 1992 kassiert hat­
te. Grund: Volks Verhetzung sei nicht 
ausreichend nachgewiesen. Für inter­
nationale Proteste sorgte die BGH-Neu- 
Definition: Die „einfache Auschwitz­
lüge“ werde erst durch NS-Ideologie zur 
Volksverhetzung. Revisionismus an 
sich also erlaubt?

Beim Verfahren im Juni wurde Dec­
kert zuvorkommendst behandelt. Das 
viel zu niedrige Erst-Urteil wurde be­
stätigt. Jetzt kam die schriftliche Ur­
teilsbegründung ans Licht.

Ehrenhafter Nazi

Zum einen wird darin höchstes Ver­
ständnis für den Biedermann Deckert 
entwickelt (O-Ton Deckert: „Die haben 
mich so gesehen, wie ich mich selber 
sehe“): „Intelligent“, „charakter­
stark“, „glaubhafter“ Familienvater, 
„allseits beliebter und erfolgreicher 
Lehrer“, nichts mit Gewalttaten der 
Neonazis zu tun. Als „Ersttäter“ werde 
er auch künftig „so wie bisher ... straf­
rechtliche Verstrickungen vermeiden“.

Man erschrickt immer wieder bei 
mehrmaliger Lektüre des Urteils, über 
das der Landgerichtspräsident nach­
träglich „erklärte“: Die Richter hätten 
„nicht damit gerechnet, daß es auch pu­
blik werden könnte“. Immer stärker 

wird der Eindruck, das Gericht wolle 
sich für die — wenn auch laxe — Verur­
teilung eines ehrenhaften Mannes ent­
schuldigen. Eines Mannes, der viele Ma­
le angeklagt, mehrfach verurteilt wur­
de (ein für Freitag angesetzter weiterer 
Berufungsprozeß wurde vorsichtshal­
ber kurzfristig auf nächstes Jahr ver­
schoben). Eines Mannes, der als geisti­
ger Brandstifter, Aufhetzer und Ver­
führer von Jugendlichen, Beleidiger, 
Fälscher nicht nur in Weinheim und 
Umgebung bekannt ist.

Staatlicher Revisionismus

Noch viel schlimmer aber sind die Aus­
führungen zu Deckerts Revisionismus: 
„Diese Denkmethode“ wird als „nicht 
strafbare“ „Forschung“ definiert. Zwar 
werden seine Tiraden als Volksverhet­
zung gekennzeichnet, aber immer und 
immer wieder mit „berechtigtem Inter­
esse“ entschuldigt, „die nach Ablauf 
fast eines halben Jahrhunderts immer 
noch aus dem Holocaust gegen Deutsch­
land erhobenen Ansprüche abzuweh­
ren.“

Die Schadensbegrenzer behaupten, 
dies sei die nur mißverständlich wieder­
gegebene Position Deckerts. Das Ge­
genteil wird deutlich beim Kemsatz, in 
dem normaler, bürgerlicher Revisionis­
mus von Deckert abgrenzt wird: „Es 
hätte zur Verfolgung des von ihm ange­
strebten Zweckes völlig ausgereicht, 

Bild:H. R. Roos

auf die lange seit der nationalsozialisti­
schen Judenverfolgung verstrichene 
Zeit, den Umfang der bereits erbrach­
ten deutschen Sühneleistungen sowie 
die ungesühnten und unbereuten Mas­
senverbrechen anderer Völker hinzu­
weisen.“ •

Reaktionen

Wahrscheinlich hat auch das Medien- 
Sommerloch die lange andauernde Hef­
tigkeit der Reaktionen begünstigt. Im­
merhin aber führte der braune Richter­
spruch, der „Freibrief für Neonazis“ 
(Bubis) zu einem Proteststurm in In- 
und Ausland: Gewerkschaften, jüdi­
sche und christliche Organisationen, 
Politiker, ja zum ersten Mal in seiner 
Geschichte der Deutsche Richterbund; 
und nicht zu vergessen Kohl, er natür­
lich schadensbegrenzend („Unsere 
Richter sind auf dem rechten Auge nicht 
blind. Aber dieses Urteil ist eine Schan­
de.“) und mit dem obligatorischen Hin­
weis, das „Urteil schade dem deutschen 
Ansehen im Ausland“.

In vielen Medien-Kommentaren wur­
de das Urteil als Aufforderung an Neo­
nazis zur Nachahmung kritisiert, als 
Verhöhnung der Opfer des Holocaust 
und der Opfer der heutigen nazistischen 
Mordbrennerei. Das rechte Weltbild, 
geschürt von der gesamten konservati­
ven Bürgerlichkeit von Historikerde­
batte bis Streithofen, dieses Weltbild, 

das erst zu einem solchen Text führen 
kann, wurde angekratzt. Niemand fand 
sich (außer z.T. der FAZ), der die revi­
sionistischen Töne verteidigen mochte

Richter-A bsetzung

Der Druck war zu stark. Die Kritik zu 
breit. Mehr und mehr kamen die Richter 
in öffentliche Diskussion. Der Landge­
richtspräsident hatte Konsequenzen für 
die Urteilsverfasser strikt abgelehnt, 
um Entschuldigung und Nachsicht für 
die „mißverständlichen Formulierun­
gen“, hervorgerufen durch „Mangel an 
gedanklicher Sorgfalt und Sensibili­
tät“, geworben, eben für einen „Be­
triebsunfall“. Richter Orlet, aus alten 
Heidelberger Studentenprozessen als 
Scharfmacher und strammer Rechter 
bekannt, hatte den Begründungstext 
verfaßt, er verteidigt das Urteil als in 
Ordnung. Vorsitzender Richter Müller 
kritisiert die Veröffentlichung des Ur­
teils, bedauert „unglückliche Formulie­
rungen“, er „verabscheue nationalso­
zialistische und antisemitische Ideen“. 
Im Text ist davon nichts zu finden!

Eine Woche nach Veröffentlichung 
des Urteils gab das Präsidium des Land­
gerichts die Ablösung beider Richter 
von ihrer bisherigen Verwendung be­
kannt (sie bleiben aber richtend am 
Landgericht) — wenn auch realsatiri­
scherweise begründet mit einer angebli­
chen „dauernden krankheitsbedingten 
Verhinderung“, gegen die sich inzwi­
schen angeblich beide Richter verwahrt 
haben.

Durch Deutschland und seine Presse 
ging ein Aufatmen. Die von der WN 
eingereichte Anzeige gegen die Richter 
wegen Volksverhetzung zerstöre die 
„Unabhängigkeit der Gerichte“. Bezüg­
lich der Richter sei Genüge getan. Das 
Urteil müsse nun der der BGH „begra­
digen“! Es bleibt Angst zumindest vor 
Ibilen der Justiz, die wie in Weimar zu­
mindest z.T. mit Neonazis übereinstim­
men, sie hoffähig machen, ihnen zum 
Druchbruch verhelfen. — (ant)

Broschürenhinweis:
„Günter Deckert — Biedermann und 
geistiger Brandstifter — Eine Material­
sammlung“ — 40 Seiten A5, 3 DM pro 
Exemplar (zuzüglich 3 DM Porto pro 
Bestellung). Hrsg: Antifaschistisches 
Aktionsbündnis Weinheim. Bestellung 
an: Pumuckl, L14,6; 68161 Mannheim.

Ehrenwerter Neonazi: Der Ange­
klagte war „ein allseits beliebter und 
erfolgreicher Lehrer, der sich im 
Dienst nie einer Verfehlung schuldig 
gemacht hat.“

„Denn der Angeklagte hat in der 
Hauptverhandlung einen guten Ein­
druck hinterlassen. Es handelt sich 
bei ihm um eine charakterstarke, ver­
antwortungsbewußte Persönlichkeit 
mit klaren Grundsätzen, seine politi­
sche Überzeugung, die ihm Herzens­
sache ist, verficht er mit großem En­
gagement und erheblichem Aufwand 
an Zeit und Energie. Seine gute, schon 
fast 30 Jahre währende Ehe gibt ihm 
festen Halt, hinzu kommt eine sehr 
positive Beziehung zu Tochter, 
Schwiegersohn und Enkel. Einem so 
gearteten Manne glaubt die Kammer 
das Bekenntnis zur Rechtstreue. (...) 
Dies gilt um so mehr, als er ... nicht 
vorbestraft ist, obwohl er seit über 30 
Jahren im politischen Leben steht 
und die Hitze der Auseinanderset­
zung mit Andersdenkenden hochgra­
dig geeignet erscheint, zu Straftaten 

zu führen. Außerdem ist der Angeklag­
te ein Mann von hoher Intelligenz“.

„Außer Acht zu bleiben haben in die­
sem Zusammenhänge die sich in den 
letzten Jahren häufenden Gewalttaten 
gegen Asylantenunterkünfte, Auslän­
der, jüdische Einrichtungen u.ä., denn 
das gesamte Verfahren hat keinerlei 
Hinweis dafür erbracht, daß der Ange­
klagte jemals zur Gewalt auf gerufen 
hat... so daß ihn nach all dem kein bil­
lig und gerecht 
Denkender damit 
in Zusammen­
hang • bringen 
wird.“

Staatlicher Revi­
sionismus: „Auf­
grund seiner be­
tont nationalen Einstellung jedoch 
nimmt er den Juden ihr ständiges Insi­
stieren auf dem Holocaust und die von 
ihnen aufgrund desselben auch nach 
nahezu fünfzig Jahren nach Kriegsende 
immer noch erhobenen finanziellen, po­
litischen und moralischen Forderungen 

DOKUMENTIERT:

Aus dem Urteil

Deutschland gegenüber bitter übel. 
(...) Im übrigen bekennt sich der Ange­
klagte zum Revisionismus, d.h. er hält 
es für geboten, auch als gesichert gelten­
de historische Tatsachen immer wieder 
mittels der Forschung zu überprüfen 
..., diese Denkmethode beinhaltet 
nichts Strafbares.“

„Eine starke emotional gesteigerte 
feindseligen Haltung ... wollte der An­
geklagte aus seinem bitteren Ressenti­

ment gegen die 
Juden heraus in 
den Angesproche­
nen auch hervor­
rufen, um auf die­
se Weise im deut­
schen Volk die Wi­
derstandskräfte 
gegen die aus dem 

Holocaust abgeleiteten jüdischen For­
derungen zu stärken. (...) Zwar mag 
man der Auffassung sein, daß der An­
geklagte ein berechtigtes Interesse 
wahrgenommen hat, indem er bestrebt 
war, die nach Ablauf fast eines halben 
Jahrhunderts immer noch aus dem Ho­

locaust gegen Deutschland erhobenen 
Ansprüche abzuwehren. Jedoch hat 
er dazu nicht das erforderliche und 
angemessene Mittel eingesetzt, son­
dern ist über dieses weit hinausge­
gangen, indem er die Opfer lächerlich 
machte; es hätte zur Verfolgung des 
von ihm angestrebten Zweckes völlig 
ausgereicht, auf die lange seit der na­
tionalsozialistischen Judenverfol­
gung verstrichene Zeit, den Umfang 
der bereits erbrachten deutschen Süh­
neleistungen sowie die ungesühnten 
und unbereuten Massenverbrechen 
anderer Völker hinzu weisen.“

„Nicht außer Acht gelassen wurde 
auch die Tatsache, daß Deutschland 
auch heute noch, rund fünfzig Jahre 
nach Kriegsende, weitreichenden An­
sprüchen politischer, moralischer 
und finanzieller Art aus der Juden­
verfolgung ausgesetzt ist, während 
die Massenverbrechen anderer Völ­
ker ungesühnt blieben, was, jeden­
falls aus der politischen Sicht des An­
geklagten, eine schwere Belastung 
des deutschen Volkes darstellt.“

&
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Volksbegehren in Sachsen gestartet
Sein Anliegen: Verankerung von einklagbaren sozialen Grundrechten in der Verfassung

Von Barbara Wegner

Seit einigen lägen sind Bürgerin­
nen des Freistaates auf Achse, 
um Unterschriften für das Volks­
begehren zu sammeln. Begehrt wird die 

Aufnahme sozialer Grundrechte in die 
Verfassung Sachsens:
♦ das Recht auf Arbeit oder Arbeits­

förderung
♦ das Recht auf angemessenen Wohn­

raum
♦ das Recht auf soziale Grundsiche­

rung
♦ das Recht auf Bildung ohne Dis­

kriminierung.

Ein kurzer Rückblick

Im Mai 1992 stimmten 132 von 160 Abge­
ordneten der Verfassung des Freistaa­
tes Sachsen an Stelle des Volkes zu. Die­
se enthält zwar unverbindliche soziale 
Staatszielbestimmungen, aber — entge­
gen den Forderungen der Fraktion 
LL-PDS — keine einklagbaren sozialen 
Grundrechte. Am 14. Oktober 1993 setz­
ten die Medizinerin Dr. Petra Pavel, 
Vorsitzende der „Initiative für ein de­
mokratisch verfaßtes Sachsen ^V.“ 
der Rechtsanwalt Klaus Bartl, Vorsit­
zender der Fraktion Linke Liste-PDS 
im Sächsischen Landtag, sowie der Ger­
manist Prof. Dr. Peter Porsch, Vorsit­
zender des Landesverbandes der PDS 
Sachsen, als Vertrauenspersonen ge­
mäß Artikel 71 der geltenden Verfas­
sung einen Volksantrag in Gang, um die 
Aufnahme der oben genannten vier so­
zialen Grundrechte in die Verfassung zu 
erwirken. Obwohl fast 58900 Stimmbe­
rechtigte den Volksantrag mit ihrer Un­
terschrift unterstützten — 40000 waren 
nötig —, lehnte ihn der Landtag am 18. 
März 1994 ab. Am 31. März 1994 haben 
die Vertrauenspersonen gegenüber dem 
Präsidenten des Sächsischen Landtages 
die Einleitung eines Volksbegehrens 
erklärt.

Der offizielle Start für das Plebiszit 
ist vollzogen. Auf einer Pressekonfe­
renz Anfang August 1994 argumentierte 
MdL Klaus Bartl, daß, um 450000 Un­
terschriften zu erreichen, jede/r 6. bis 7. 
wahlberechtigte/r Bürgerin Sachsens

das Begehren unterstützen müßte. Kein 
leichtes Unterfangen. Dennoch — „Wir 
würden es uns nicht verzeihen, es nicht 
versucht zu haben“, so Dr. Petra Pavel. 
Rund 150 Persönlichkeiten Sachsens 
haben schon vor Wochen ihre Unterstüt­
zung zugesagt, darunter Pfarrer, Ver­
treter von Verbänden, Künstler und 
Sportler. Unbestritten ist jedoch, daß 
die Strukturen der PDS Sachsen eine 
der wesentlichsten Stützen für die Or­
ganisation der Unterschriftensamm­
lung sein werden. Sie hätten es nicht 
sein müssen.

Die SPD in Sachsen will für mehr Ge­
rechtigkeit sorgen, glaubt man der Wer­
bung auf einem Plakat. Was aber ist 
mehr Gerechtigkeit als z.B. für alle 
Sachsen einen angemessenen Wohn­
raum bei sozial verträglichen Mieten 
und Lasten zu gewährleisten, Obdach­
losigkeit sofort einzudämmen, Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren, 
sich für eine Umverteilung vorhande­
ner Arbeit zur Schaffung weiterer Ar­
beitsplätze zu engagieren, gesetzliche 
Rahmenbedingungen zur Erhaltung 
und zum Ausbau der Sozialpflicht des 

Staates zu schaffen, der Zunahme von 
Armut entgegenzuwirken sowie Bil­
dung nicht vom Geldbeutel, vom Ge­
schlecht oder der Herkunft abhängig zu 
machen? Mit der Verankerung der sozi­
alen Rechte als Grundrechte in der Ver­
fassung wäre der Staat in der Pflicht, 
gesetzliche Ausgestaltungen vorzuneh­
men. Kein erstrebenswertes Ziel für 
SPD oder B ’90 / Grüne ?

Der PDS hingegen im Verein mit der 
CDU vorzuwerfen, sie mache das Volks­
begehren zu ihrem „WahlkampfSchla­
ger“, ist lediglich BILD-Niveau. Daß 
der Start zum Volksbegehren in die hei­
ße Phase des Wahlkampfes fällt, ist we­
der Verdienst der PDS noch von ihr ge­
wollt, sondern geschuldet der Verzöge­
rung durch „bürokratische“ (?) Hürden. 
Erst Ende Juli 1994 wurde im Amtsblatt 
Nr. 43 vom Präsidenten des Landtages 
das Volksbegehren öffentlich bekannt­
gemacht — wesentlichste Vorausset­
zung, mit der Sammlung von Unter­
schriften überhaupt beginnen zu kön­
nen. Übrigens — zum Zeitpunkt der 
Pressekonferenz am 9. August lag den 
Vertrauenspersonen nur der von der 

Staatskanzlei per Fax übermittelte 
Auszug aus diesem Amtsblatt vor. Wei­
tere Amtsblätter bis Nr. 47 sind bereits 
erschienen. Auch die Verordnung zum 
Volksgesetzgebungsgesetz mit dem 
amtlichen Muster für einen Unter­
schriftenbogen kam erst am 30. Juli 
1994 heraus. Alles Zufall ?

Bis Februar 1995 haben die Initiato­
ren Zeit, die 450000 vorgeschriebenen 
Unterschriften einzuholen. Liegen die­
se vor, muß ein Volksentscheid zur Än­
derung der Verfassung durchgeführt 
werden. Das Volksbegehren will 
Pflöcke setzen in einer Zeit, wo die sozi­
alen Dämme brechen, in der die Politik 
der Mächtigen Solidarverträge der Ge­
sellschaft aufkündigt, in der allgemein 
die Weichen auf Privatisierung aller Le­
bensrisiken gestellt werden.

Die Hürden für ein Gelingen des Pie- 
biszits sind wahrlich nicht gering, auch 
weil jede einzelne Unterstützerunter­
schrift der amtlichen Bestätigung be­
darf. Zumindest eine „Hürde“ ist ge­
nommen: der dem Volksbegehren zu­
grundeliegende Gesetzentwurf ist laut 
Schreiben vom amtierenden Landtags­
präsidenten Dr. Rudorf, SPD, vom 4. 
August 1994 verfassungskonform.

Wörtlich heißt es darin: „Diese Über­
prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, 
daß die nach der Reduzierung nunmehr 
im Entwurf enthaltenen Bestimmungen 
nicht als verfassungswidrig erscheinen. 
Dies gilt allerdings überwiegend nur 
nach Überwindung erheblicher verfas­
sungsrechtlicher Bedenken im Wege der 
verfassungskonformen Auslegung. Aus 
diesem Grunde wird von einer Vorlage 
an den Sächsischen Verfassungsge­
richtshof abgesehen.“

Sachsens Justizminister Heitmann, 
CDU, teilte auf eine Anfrage von Dr. 
Michael Friedrich, Mitglied der Frakti­
on LL-PDS, mit, daß ein Mißbrauch der 
personenbezogenen Daten auf den Un­
terschriftenlisten ausgeschlossen sei. 
Die mit der notwendigen Überprüfung 
befaßten Bediensteten seien zur Wahr­
ung des Datengeheimnisses besonders 
verpflichtet. Eine Verletzung ist nach 
§ 353b des Strafgesetzbuches strafbe­
wehrt.

Es liegt also jetzt an den Bürgerinnen 
Sachsens, sich durch die Unterstützung 
für das Volksbegehren deutlich Gehör 
zu verschaffen.

Leipziger SPD diszipliniert Parteirausschmiß angedroht

Fast könnte man zweifeln, daß nur 
die PDS die „Nachfolgepartei“ der 
SED ist. Was man heute den frü­
heren Parteikontrollkommissionen der 

SED vorwirft, ist gegenwärtig Praxis 
bei der Leipziger SPD.

Da denkt ein SPD-Bundestagsdirekt­
kandidat, Michael Müller, laut über ei­
ne Zusammenarbeit, ja letztlich ein Zu­
sammengehen mit der PDS nach. Sofort 
werden die notwendigen Gremien zu- 
sammengerufen und die Bundestags­
kandidatur im nördlichen Leipziger 
Wahlkreis zurückgezogen. Dies selbst 
im Wissen, daß eine neue Kandidatur 
nicht mehr möglich ist, also kein SPD- 
Direktkandidat in diesem Wahlkreis 
antritt.

Da tritt ein SPD-Mitglied, Karl-Au­
gust Kamilli, ehemals Spitzenmann der 
SPD nach der Wende in Leipzig, weil 
ihn die Genossen nicht mehr nominie­
ren als Einzelkandidat im südlichen 

Leipziger Wahlkreis für den Bundestag 
an. Als dies bekannt wird, droht man 
ihm mit dem Parteiausschluß, wenn er 
sein Vorhaben nicht aufgibt. Am Frei­
tag wurden die Direktkandidaturen in 
den Wahlkreisausschüssen, so auch die 
von Kamilli, bestätigt. Bereits am Mon­
tag beschloß der Landesvorstand, daß 
die Mitgliedschaft von Kamilli drei 
Monate ruht, und leitete ein Schiedsver­
fahren ein.

Da gründen fünf junge SPD-Mitglie­
der eine Arbeitsgruppe der Jusos, ob­
wohl es das „laut Statut gar nicht gibt“, 
wie Unterbezirkschef Thürmer sagt. 
Junge Sozialisten wollen sie sein, statt 
junge Sozialdemokraten, und sich ab­
grenzen von den national-konservati­
ven Jusos in Leipzig. Sofort wird nach 
Wegen gesucht, die jungen Mitglieder zu 
disziplinieren.

Nur gut, daß sich die 5100 Mitglieder 
zählende sächsische SPD zu einem gu-

f' 

ten Ibil aus eingeflogenen „Aufbauhel­
fern“ aus dem Westen rekrutiert und bei 
den „Ossis“ darauf achtete, daß mög­
lichst keine SED-Mitglieder darunter 
sind, sonst wäre denen die Ähnlichkeit 
dieser Reaktionen mit früheren Zeiten 
sicher schon aufgefallen. Auch in Anbe­
tracht der großen Wahlwerbetafeln im 
Leipziger Stadtbild mit dem Ibxt: „Ge­
gen die alten und neuen Ungerechtig­
keiten der PDS und CDU - Wählt SPD“ 
wirkt der innerparteiliche Rummel 
nicht gerade stimmungsfördemd.

Für das eigentliche Problem, den ge­
genwärtigen Wahlkampf, hat die Leip­
ziger SPD aus oben genannten Gründen 
wenig Zeit. Auch bleibt wegen der Aus­
einandersetzungen kaum Zeit, über die 
aufgeworfenen inhaltlichen Fragen zu 
reden. Sicher geht der Offene Brief von 
Michael Müller an seine SPD-Genossen, 
in dem er in neun Punkten Gründe für 
das Zusammengehen mit der PDS dar­

legt, für viele etwas weit. Fordert er 
doch darin nicht etwa die Iblerierung 
der sachsen-anhaltinischen Verhältnis­
se, sondern begründet aus der Geschich­
te der Linken seit 1918 und den Verhält­
nissen in Ostdeutschland nach 1989 die 
Notwendigkeit einer Vereinigung von 
SPD und PDS.

Dabei kann man dem Leipziger Theo­
logen, der 1989 zu den Mitbegründern 
der Leipziger SPD gehörte, keinesfalls 
eine besondere Nähe zur PDS nach­
sagen.

Sein offener Brief macht aber auch 
deutlich, daß nicht wenige SPD-Mit­
glieder über das Verhältnis zur PDS 
und die Gestaltung der parlamentari­
schen Arbeit mit der PDS nachdenken 
und die totale Abgrenzung, wie sie auf 
den großflächigen Werbetafeln zur 
Landtags- und Bundestagswahl deut­
lich wird, nicht für sinnvoll halten. 
— (sta)
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Endlich konsequent 
gg. Polizeiübergriffe?

(

Berlin. Mit überraschender Konsequenz 
ist die Berliner Polizeiführung jetzt ge­
gen 20 Polizisten eines Kreuzberger Be­
reitschaftszugs vorgegangen. Am 17.8. 
wurden zunächst neun Beamte vorläu­
fig festgenommen, Diensträume und 
Wohnungen wurden durchsucht. Der 
Zug ist mittlerweile aufgelöst worden. 
Zehn Beamte, gegen die ermittelt wird, 
sind vom Dienst suspendiert.

Ausgelöst wurde die Aktion dadurch,'' 
daß die Beamten verdächtigt wurden, 
im Mai drei festgenommene Skinheads 
mißhandelt zu haben. Im Gegensatz zu 
vielen anderen Fällen muß dies erhebli­
ches Ermittlungsinteresse ausgelöst 
haben: Eine interne, verdeckte Unter­
suchung wurde eingeleitet. Die Beam­
ten wurden seit Juli observiert. Weitere 
Vorwürfe wurden gesammelt. So sollen 
die Beamten private Schlagwerkzeuge 

~ eingesetzt haben und Anzeigen zurück­
gehalten haben. In der Beobachtungs­
zeit haben sie noch einen rumänischen 
Festgenommenen mißhandelt. Die An­
zeige der drei Skins erfolgte offenbar 
erst in Abstimmung mit den Ermittlern 
Anfang August. Die Öffentlichkeit ver­
mutete hinter dem Vorgehen zunächst 
einen Zusammenhang mit der Verfol­
gung vietnamesischer Zigarettenhänd­
ler. Gegen 27 andere Beamte laufen be­
reits Verfahren wegen Mißhandlung 
von Vietnamesen. Über den Stand die­
ser Ermittlungen wird seit einiger Zeit 
geschwiegen. Diese Beamte üben weiter 
ihren Dienst aus. Ermittlungen zu aus­
länderfeindlichen Aktivitäten Berliner 
Polizisten im letzten Jahr waren im 
Sande verlaufen. Amnesty internatio­
nal nimmt die Entwicklung so ernst, 
daß sie in ihrem Jahresbericht 1993 dar­
auf eingeht, ai beklagt sich auch dar­
über, daß Anfragen bei der Berliner Po­
lizei unbeantwortet bleiben.

Im aktuellen Fall sieht es nicht da­
nach aus, daß ausländerfeindliche Ten­
denzen in der Polizei geahndet würden. 
Ausgerechnet am Beispiel deutscher 
Skinheads soll wohl den Beamten ange­
deutet werden, daß bereits Festgenom­
mene nicht weiter zu mißhandeln sind. 
Es spricht nicht gegen die Praxis, insbe­
sondere gegen linke Demonstrationen, 
Leuten vor oder ohne Festnahme in pro­
vozierten Rangeleien teilweise schwere 
Verletzungen beizubringen. — (ard)

Wahlen in Brandenburg: 
Alternativen sind machbar
Vom Brandenburger Wahlkampf zur Landtagswahl am 11. September 
berichtet Bernhard Tschernig

Unter dieser Losung tritt die PDS 
Brandenburg zu den Landtags­
wahlen am 11. September an. Auf 
dem Wahlparteitag wurden rd. 100 Kan­

didaten für die Landesliste der Partei 
bestätigt. Nun hat der gegenwärtige 
Landtag 88 Plätze und damit die Mehr­
heit der PDS-Kandidaten also von vorn­
herein keine Aussicht, in das Landes­
parlament einzuziehen. Ihre vielfach 
erklärte Absicht ist es aber, mit viel 
Engagement und Rückhalt vor den 
Wählern für die Ziele der PDS einzutre­
ten. Wir meinen, daß allein dies schon 
ein Kriterium für die Akzeptanz der 
Brandenburger PDS ist.

Ihr Wahlprogramm steht unter obiger 
Losung mit dem Nachsatz: „Für ein Le­
ben in Würde und sozialer Gerechtig­
keit: Demokratie — Arbeit — Wohnen“. 
Das sind unseres Erachtens die Kern­
punkte, die die Brandenburger Bürger 
gegenwärtig bewegen und die einer Lö­
sung zugeführt werden müssen.

Dauerhaft und solide können Verbes­
serungen auf allen Gebieten nur erfol­
gen, wenn die wirtschaftliche, speziell 
die industrielle Basis entwickelt wird. 
Brandenburg muß vom Tropf des Bun­
des genommen werden, muß in eigener 
Verantwortung über seine Entwicklung 
entscheiden können. Gegenwärtig feh­
len 400000 Arbeitsplätze, verschlech­
tern sich ständig die Zugangsbedingun­
gen auf dem Arbeitsmarkt, reicht die 
wirtschaftliche Kraft nicht aus, eine 
selbsttragende Wirtschaftsentwicklung 
zu erreichen. Deshalb müssen die struk­
turbestimmenden Bereiche Kohle- und 
Energie, Umwelttechnik, Maschinen­
bau, Leichtindustrie, Chemie, Elektro­
technik / Elektronik und Konversion 
durch Landesbeteiligungen gestärkt 
werden. Nur auf einer solchen Grund­
lage ist es möglich, eine dauerhafte und 
sinnvolle Förderung des Mittelstandes, 
die die Partei anstrebt und an der sie 
sich mit eigenen Initiativen beteiligen 
wird, voranzubringen.

Die PDS hat sich an der Ausarbeitung 
der Brandenburger Landesverfassung 

aktiv beteiligt. Sie setzt sich ein für die 
Förderung der demokratischen Mitwir­
kung der Bürger in allen Formen und 
auf allen Ebenen, nicht zuletzt durch 
Volksinitiativen, Volksbegehren und 
Volksentscheide. Die PDS wird weiter­
hin um «die Beendigung der rechtlichen 
und sozialen Diskriminierung von ehe­
maligen loyalen DDR-Bürgern wegen 
ihrer „Systemnähe“ kämpfen. Das be­
trifft auch die Ausgrenzung dieser Men­
schen aus dem öffentlichen Dienst. 
Schließlich geht es um mehr Durch- 
schaubarkeit von Politik und Verwal­
tung und mehr Sicherheit für den Bür­
ger im täglichen Leben vor Kriminali­
tät und Gewalt.

Für ein Leben in Würde und 
sozialer Gerechtigkeit

Brandenburg braucht eine Neuorientie­
rung in der Wohnungspolitik. Es muß 
nicht schlechthin mehr gebaut werden, 
sondern mehr sozialer und behinderten­
gerechter Wohnungsbau erfolgen. Fi­
nanzielle und staatliche Instrumente 
sind einzusetzen, daß Wohnungen für 
Bürger bezahlbar sind, daß Branden­
burger weder mit juristischen noch fi­
nanziellen Instrumenten von Haus und 
Grund, den sie seit Jahrzehnten nutzen, 
verjagt werden können.

Die PDS fordert eine Sozialpolitik, 
die das Wohnen, die Arbeit, Gesundheit, 
Betreuung im Alter oder bei Pflegebe­
dürftigkeit sichert, und sie weist auch 
nach, daß dies durch eine Arbeitsmarkt­
abgabe für Besserverdienende, durch 
einen Solidaritätszuschlag auf Einkom­
mens- und Körperschaftssteuer sowie 
durch Umschichtung staatlicher Gelder 
ermöglicht werden kann. Gesundheits­
versorgung muß für jeden möglich sein, 
unabhängig von Einkommen, Alter 
oder Geschlecht.

Eine Gesundung der Lage in der Land­
wirtschaft setzt die Streichung der soge­
nannten Altschulden aller landwirt­
schaftlichen Unternehmen und Einrich­

tungen voraus, verlangt die Förderung 
des ökologischen Landbaus anstelle 
weiterer Flächenstillegungen. Allen 
Untemehmensformen — unabhängig 
von ihrer Rechtsform — muß eine Per­
spektive geboten werden. Die PDS 
strebt die Erarbeitung eines Branden­
burger Bodengesetzes an.

Die Frauen in Ostdeutschland, ob­
wohl führend an der Wende 1989 betei­
ligt, sind, was ihre Rechte betrifft, die 
Verlierer der deutschen Einheit. Die 
PDS strebt die Wiederherstellung des 
Rechts der Frau auf ein selbstbestimm- 
tes Leben an. Sie allein muß das Recht 
zur Entscheidung über ungeborenes Le­
ben haben, sie muß durch bezahlte Ar­
beit ihre ökonomische Selbständigkeit 
verwirklichen können. Dazu muß ihre 
tatsächliche Chancengleichheit gegen­
über dem Mann hergestellt werden.

Das Wahlprogramm widmet sich des­
weiteren noch einer Fülle von Proble­
men, die für die Lebensqualität im Lan­
de ausschlaggebend sind, stellt sie aber 
alle auf die Grundlage ihrer Machbar­
keit, d.h., ihre Realisierung ist eng ver­
bunden mit der Entwicklung der wirt­
schaftlichen Basis im Lande. Und 
schließlich wird das Programm auch in 
die Umgebung des Landes Branden­
burg gestellt:

Die PDS ist unter den gegenwärtig 
herrschenden Bedingungen gegen eine 
Fusion der Länder Brandenburg und 
Berlin, unterstützt aber die notwendige 
Integration der Wirtschaft und des Ver­
kehrs zwischen beiden Ländern.

Darüber hinaus sieht die Partei die 
besondere Verantwortung und Chance, 
die sich aus der Nachbarschaft Bran­
denburgs zu Polen ergibt.

Sie will dafür wirken, daß an Oder 
und Neiße kein neuer eiserner Vorhang 
aufgerichtet wird, sondern — im Gegen­
teil — alle Möglichkeiten der Integra­
tion zum gegenseitigen Vorteil genutzt 
werden.

B. Tschernig ist Pressesprecher des Lan- 
desvorstandes der PDS Brandenburg.

Berlin. Mehr als 1000 Teilneh­
mer hatte die Demonstration 
am 13.8. (siehe Bild rechts ) 
gegen die angekündigten 
Feiern der faschistischen Sze­
ne zum Todestag von Rudolf 
Heß. Die Demonstration rich­
tete sich insbesondere gegen 
Arnulf Priem (ganz rechts), 
einem der Hauptorganisatoren 
des „ Rudolf-Heß-Marsches“, 
vor dessen Haus die Abschluß­
kundgebung stattfinden sollte. 
Dies wurde von der Polizei ver­
boten mit der Begründung, 
Priem solle an den Pranger ge­
stellt werden, ohne daß er Ge­
legenheit zur Stellungnahme 
habe. Rederecht für Faschi­
sten auf antifaschistischen 
Kundgebungen?! Priem und 

y24 weitere Faschisten wurde 
am selben Tag in dessen Haus 
festgenommen, weil sie Jour­
nalisten vom Dach aus mit 
Stahlkugeln beschossen. Eine 
sofortige Hausdurchsuchung 

"brachte u.a. Waffen zutage.
- (har)
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3.9. Blumen für Stukenbrock. Ge­
denkfeier anläßlich des Antikriegs­
tages 1994, Kranzniederlegung um 15 
Uhr. Redner: Jan Niemöller u.a.

11.9. Landtags wählen in Branden- 
burgundSachsen

25.9. Landtagswahlen in Bayern

I
16.10. BtW,LtW Thüringen, 
Kommunal wähl NRW 

22./23.10. Herbstkonferenz der BDK 
des BWK in Köln 

I
I

26./27.11. Jahrestagung — Arbeits­
konferenz der Volksfront und a.o. 
Bundeskongreß zur Beschlußfas­
sung über den ’ Satzungsentwurf. 
Köln, JHK.-Deutz.

5.—8.1.95 Linke Winterschule in 
Schnepfenthal, Thüringen.
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Die unten abgedruckten interessanten 
Überlegungen zur Atompolitik der 
BRD im Zusammenhang mit der Auf­
rüstung des Forschungsreaktors Gar­
ching (bei München) wurden von der 
„ Schwa binger Friedensinitiative“ am 
Hiroshima-Tag verbreitet und von den 
„Münchner Lokalberichten“ auf genom­
men. Fast gleichzeitig kam der Münch­
ner Plutonium-Schmuggel auf. Die 
Frage, wer eigentlich dies Geschäft aus­
gelöst habe, beschäftigt inzwischen 
auch die „Süddeutsche Zeitung“. Es 
sieht nämlich so aus, als sei das Landes­
kriminalamt Bayern der einzige we­
sentliche Nachfrager gewesen. Damit 
hätte das LKA nicht nur Verbrechen im 
Ausland angeleiert. Der unsachgemäße 
Transport im Flugzeug — Reisegepäck! 
— wurde in Kauf genommen. Bei einem

Der Atomsperrvertrag, die BRD 
und der neue Garchinger Reaktor
Die Zukunft des Vertrages über die Nichtweiterverbreitung 
von Atomwaffen (NPT)

Im Jahre 1995 findet eine internatio­
nale Konferenz statt, auf der über die 
Verlängerung des „Atomsperrver­
trages“ (NPT) entschieden werden 

wird. Dieser Vertrag, der aus den spä­
ten 60er Jahren stammt, soll das Risiko 
eines Atomkrieges dadurch verringern, 
daß die Zahl der fünf offiziellen Atom­
mächte (USA, UdSSR, Großbritannien, 
Frankreich, China) eingefroren wird. 
Obwohl die meisten Staaten der Erde 
diesem Vertrag beigetreten sind, sind 
seither weitere „inoffizielle“ Atom­
mächte entstanden (z.B. Indien, Israel, 
Pakistan, Südafrika). Andere Staaten 
wie Argentinien, Brasilien, Irak oder 
neuerdings Nordkorea sind in den Ver­
dacht geraten, an Atomwaffen zu arbei­
ten. Dazu kommen noch hochindustria­
lisierte Länder wie die BRD oder Japan, 
die sowohl die 'Ibchnologie wie auch 
genügende Vorräte an spaltbarem Ma­
terial besitzen, um in kürzester Zeit 
Atomwaffen herzustellen, falls sie das 
wollen. Und schließlich sind durch den 
Zerfall der Sowjetunion neue Kemwaf- 
fenstaaten entstanden, von denen zu­
mindest einer (Ukraine) seine Atom­
waffen anscheinend als politisches 
Druckmittel behalten will.

Die USA und Rußland haben auf­
grund ihrer Abrüstungsverträge eine 
erhebliche Zahl ihrer Kernwaffen zer­
stört; das darin enthaltene spaltbare 
Material kann aber nicht einfach ver­
nichtet werden. Es besteht die Gefahr, 
daß es zur devisenbringenden Handels­
ware gemacht wird. Vertreter des Gar­
chinger Reaktorprojekts haben bereits 
in Moskau wegen der Lieferung von 
hochangereichertem, waffenfähigem 
Uran („HEU“) vorgefühlt.

Der Atomsperrvertrag hat einen 
zwiespältigen Charakter.

Zum einen schreibt er ein Zwei-Klas­
sen-Recht fest: Was die offiziellen Kem- 
waffenstaaten dürfen, ist den anderen 
verboten. Zum Ausgleich will er den 
nichtnuklearen Staaten ausdrücklich 
die zivile Nutzung der Atomenergie er­
leichtern. Es ist aber inzwischen allge­
mein bekannt, daß zivile und militäri­
sche Nukleartechnik nicht zu trennen 
sind; die zivile Anwendung der Kern­
energie ist nur ein Abfallprodukt der 
militärischen.

Die trotz Atomsperrvertrag entstan­
denen neuen Atomstaaten sind sämtlich 
Beispiele dafür, wie zivile AtompTo- 
gramme militärisch umfunktioniert 

Unfall hätte ein unermeßlicher Scha­
den an Menschen und Sachen entstehen 
können.

Wahrscheinlich um dem Bund über 
das Sicherheitsargument einen Zugriff 
auf das GUS-Plutonium zu verschaffen, 
hat die bayerische Polizei, geleitet 
durch ihren be kannten Innenminister 
Beckstein, Landesrecht und Sicher­
heitsbestimmungen flagrant und 
schwerwiegend gebrochen. Als näch­
stes hat der Bund versucht, den Vorteil 
auch einzuheimsen. Der ebenfalls be­
kannte Geheimdienstler Schmid bauer 
fuhr deswegen nach Moskau. Die russi­
schen Behörden versicherten ihm, daß 
bei ihnen das Plutonium nicht fehlt.

Für die BRD-Politik ist das auch 
recht. Jetzt kann die BRD nämlich den 
Stoff nicht mehr zurückgeben. Wem

werden können. Trotz alledem wäre die 
Welt ohne den NPT-Vertrag noch unsi­
cherer, als sie es ohnehin ist.

Die Rolle der BRD

In den Anfangs jähren des Atomsperr­
vertrages (etwa von 1967 bis 1974) wur­
de dieser von den konservativen Kräf­
ten in der BRD scharf bekämpft. Ty­
pisch ist das Wort vom „Versailler Ver­
trag von kosmischen Ausmaßen“ (F.J. 
Strauß). Der Vertrag wurde erst 1974 
unter der sozialliberalen Regierung ra­
tifiziert; es gab viele Gegenstimmen aus 
der CDU/CSU. Der Grund war ziemlich 
offensichtlich: Der BRD sollte eine nu­
kleare Option, auf welche Weise auch 
immer, offengehalten werden. In den 
folgenden Jahrzehnten wurde die BRD 
zu einer heimlichen Atommacht. Sie 
entwickelte die technische Kapazität, 
den Bombenstoff Plutonium in Brut­
reaktoren herzustellen und durch die 
sog. Wiederaufbereitung abzutrennen. 
In den achtziger Jahren sollte dieser 
Weg in großtechnischem Maßstab mit 
dem Schnellen Brüter in Kalkar und der 
WAA in Wackersdorf beschritten wer­
den.

Der Widerstand in der Bevölkerung 
(und vermutlich auch diskreter Druck 
der Alliierten) führte dazu, daß schließ­
lich wichtige Teile der Großindustrie 
von diesen Projekten abrückten; gegen 
Ende der 80er Jahre wurden sie auf ge­
geben. Trotzdem verfügt die BRD über 
große Mengen an Plutonium und könnte 
bei einem politischen Schwenk jeder­
zeit zur Atommacht werden. Es ist da­
her ein sehr positiver Aspekt des Um­
bruchs nach 1989, daß die BRD sich im 
sogenannten 2 + 4-Vertrag verpflichten 
mußte, für alle Zeiten auf Kernwaffen 
zu verzichten als Bedingung für die Her­
stellung der vollen Souveränität der 
BRD und Erlaubnis zum Anschluß der 
DDR.

Der Reaktor in Garching — 
Gefahr für den Sperrvertrag ?

Ende der 70er Jahre wurde die Gefahr 
erkannt, die weltweit über 50, mit waf­
fentauglichem Uran (HEU) betriebene 
Forschungsreaktoren darstellten. Da 
die Nuklearforschung als solche nicht 
gebremst werden sollte, wurde ein Pro­

denn ? Plötzlich hat der Freistaat 
Bayern eine erhebliche Menge waffen­
fähiges Plutonium. Wo ist das Zeug ? In 
der Asservatenkammer im Po lizeiprä- 
sidiumMünchen, gleichneben kurdi­
schen Flugblättern und Transparenten 
auf dem Regal, das ist ja wohl nicht der 
angemessene Ort. Genau und rechtlich 
gesehen gibt es überhaupt keinen ange­
messenen Ort. Der BRD und dem außen­
politisch durch sie vertretenen Frei­
staat Bayern ist der Besitz waffenfähi­
gen Plutoniums nicht erlaubt. Der Be­
sitz ist völkerrechtswidrig.

In der Plutonium-Propaganda kommt 
immer wieder der kleine Staat mit irren 
Chefs vor, der sich kriminell und für 
viel Geld Plutonium verschafft. Der 
Horror hat jetzt Namen. Freistaat 
Bayern, Stoiber, Beckstein. — (maf)

gramm gestartet, das zur Umstellung 
dieser Reaktoren auf niedrigangerei­
chertes, nicht waffentaugliches Uran 
(LEU) führen sollte. Das Mittel dazu 
wa?:die Entwicklung des besonders 
dichten Brennstoffes Uransilizid, der 
erlaubte, mit niedrigerem Anreiche­
rungsgrad zu arbeiten. Die Reaktorpla­
ner von Siemens und der TU München 
wollen nun hochangereichertes Uran in 
diesen hochdichten Brennstoff verwan­
deln, um einen noch höheren Neutro­
nenfluß zu erreichen. Das ist angesichts 
der Vorgeschichte ein dreister Coup: 
Der Zweck, zu dem der neue Brennstoff 
entwickelt wurde, wird in sein Gegen­
teilverkehrt.

Dieses Projekt entzieht dem Pro­
gramm, die Verwendung waffentaugli­
chen Urans in Forschungsreaktoren zu 
beenden, den Boden: Mit welchen Grün­
den will man Ländern wie dem Irak 
dann die Verwendung von HEU unter­
sagen? Oder will man nach der unglei­
chen Behandlung der Atommächte und 
der nichtnukleraren Staaten in Atom­
sperrvertrag nun weitere diskriminie­
rende Unterscheidungen einführen, 
zwischen „guten“ Ländern wie der 
BRD; die HEU verwenden dürfen, und 
„bösen“ Drittweltländem, denen das 
verboten ist? Dem würden diese Länder 
niemals zustimmen, und der Atom­
sperrvertrag wäre am Ende. Die USA 
haben bereits signalisiert, daß sie das 
benötigte HEU nicht liefern wollen; da­
her die oben erwähnten Gespräche der 
TU München mit Rußland. Allerdings 
hat sich auch Rußland verpflichtet, 
nicht zu liefern. Wird man dann auf den 
Schwarzmarkt gehen, den es dem Ver­
nehmen nach schon gibt ?

Der Bund ist an der Finanzierung des 
Garchinger Reaktors zu zwei Dritteln 
beteiligt. Wie verträgt es sich mit den 
Verpflichtungen, die Bonn eingegangen 
ist, ein Projekt zu fördern, das zumin­
dest ein schlechtes Beispiel gibt und die 
Chancen verschlechtert, das Problem 
der weltweiten Verbreitung von Kern­
waffen in den Griff zu bekommen ?

Wir fordern:

— Kein Reaktor in Garching mit Waf- 
fen-Uran!

— Weltweiter Stopp der Produktion 
von waffenfähigem Spaltmaterial, Ver­
bot des Handels mit solchem Material!
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Die politische Polizei Jürgen Korell, Kritische Polizisten, 
zu Geschichte und aktueller Funktion 
der politischen Polizei in der BRD

Ursprünglich sollte es in der Bun­
desrepublik keine politische Po­
lizei mehr geben. Mit dem Kon- 
trollrdtsgesetz Nr. 31 vom 1. Juli 19946 

wurden alle „Polizeibüros und Agen­
turen politischen Charakters“ verbo­
ten. Bis 1948 weigerte sich der ameri­
kanische Generalgouvemeur Clay 
trotz der Forderung der Ministerpräsi­
denten vehement, eine politische Poli­
zei zuzulassen.

Doch mit dem „Polizeibrief“ der Mili- 
tärgouvemeure vom 14.4.49 wurde 
schließlich der Grundstein für den 
künftigen Verfassungsschutz gelegt. 
1950 folgte den Ämtern für Verfassungs­
schutz der Aufbau politischer Kommis­
sariate, womit gleichzeitig der Anfang 
zur Aufhebung des Trennungsgebots 
gemacht wurde, das ebenfalls mit dem 
„Polizeibrief“ festgelegt worden war. 
Die Angst vor den Kommunisten — vor 
der „roten Gefahr“ — begründete nicht 
nur die Schaffung des Verfassungs­
schutzes und der politischen Polizei, 
sondern 1951 auch die Gründung politi­
scher Abteilungen der Staatsanwalt­
schaften und Gerichte, womit das Ge­
sinnungsstrafrecht von den Ermittlun­
gen bis zur Verurteilung Einzug in die 
bundesrepublikanische Rechtsge­
schichte hielt. Es waren die Mitglieder 
der 1956 verbotenen KPD, die als erste 
die Ungerechtigkeit des politischen 
Strafrechts zu spüren bekamen. Die 
Verfolgung der Kommunisten sowie die 
Wiedereinstellung von „Sicherheitsex­
perten“ aus dem „Dritten Reich“ sind 
letztlich Ausdruck dafür, daß bis heute 
die Gefahr „links“ gesehen wird.

Geheimpolizei oder 
Staatsschutz ?

Die Bezeichnung Geheimpolizei oder 
auch politische Polizei wird in Polizei­
kreisen nicht gerne gehört, weckt sie 
doch Erinnerungen an einen Tbil deut­
scher Geschichte, mit dem die Polizei 
nichts zu tun haben möchte und der 
weitgehend polizeilich ignoriert wird. 
Staatsschutz werden die polizeilichen 
Abteilungen genannt, die sich mit poli­
tisch motivierten Straftaten befassen. 
Angesiedelt bei der Kriminalpolizei un­
ter den Kürzeln „K 14“ wie in Hessen, 
„FD 7“ in Hamburg oder „14. K“ in 
Nordrhein-Westfalen bearbeiten diese 
Dienststellen nicht nur die klassischen 
Straftaten mit politischem Hinter­
grund wie Verunglimpfung des Bundes­
präsidenten, verfassungsfeindliche Sa­
botage, Landesverrat usw., sondern 
auch Betrug, Diebstahl oder Sachbe­
schädigung, wenn derartige Straftaten 
politisch motiviert sind. In der Vergan­
genheit waren die Staatsschutzabtei­
lungen auch für den Personenschutz zu­
ständig. In jüngster Zeit wurde diese 
Aufgabe gesonderten Dienststellen oft­
mals in der Zuständigkeit der Schutzpo­
lizei übertragen, wobei enge Anbindun­
gen der Abteilungen auch weiterhin ge­
geben sind.

Die Personenschutzaufgaben durch 
das Bundeskriminalamt (BKA) wurden 
von der Sicherungsgruppe Bonn bislang 
getrennt von der Staatsschutzabteilung 
wahrgenommen. Im Rahmen einer Um­
strukturierung des BKA sollen diese 
beiden Abteilungen nun in Meckenheim 
zusammengelegt werden. Die Vergan­
genheit hat gezeigt, daß jede Neuorgani­
sation mit einem Personal- und Budget­
zuwachs verbunden ist. Der Personal­
bestand im Staatsschutzbereich beim 
BKA nahm von 30 Beamten im Jahre 

1951 auf 1425 Beamte im Jahr 1991 zu.
Mit dem personellen Zuwachs der 

Staatsschutzdienststellen, die außer 
personell auch technisch besser ausge­
stattet sind als die übrigen Dienststel­
len, stieg die Anzahl der erfaßten „poli­
tischen Delikte“. Gerade im politischen 
Strafrecht besteht ein Zusammenhang 
zwischen der Anzahl der auf Gesinnung 
spezialisierten Polizisten und den Er­
mittlungsfällen. Ein Zustand, der unter 
dem Begriff „Wendland-Syndrom“ be­
kannt wurde.

Polizeiliche Einsatzstrategien richten 
sich im politischen Bereich nach der po­
litischen Bewertung. So wurde weder 
gegen demonstrierende Landwirte noch 
gegen Stahlarbeiter oder LKW-Fahrer, 
die an Blockadeaktionen teilnahmen, 
um auf ihre Arbeitssituation aufmerk­
sam zu machen, polizeilich eingeschrit­
ten. Anders erging es den Blockierem 
der Friedens- oder Anti-AKW-Bewe- 
gung, die die gesamte Bandbreite poli­
zeilicher Maßnahmen — von der Fest­
nahme über die erkennungsdienstliche 
Behandlung bis zur Speicherung in den 
Staatsschutzcomputem — erfuhren.

Es erscheint wahrscheinlich, daß ein 
derartiger Verfolgungsdruck auch Aus­
wirkungen auf die politischen Aktivitä­
ten hat. Eine breite außerparlamentari­
sche Bürgerbewegung von Ende der 
sechziger Jahre bis etwa zur Mitte der 
achtziger Jahre wurde fast zum Erlie­
gen gebracht. Zumindest führen derar­
tige Tätigkeiten zu einer Verunsiche­
rung der Menschen. Die Tatsache, daß 
vermeintliche Gegner des Staates als 
solche kriminalisiert werden, führt zur 
Verbitterung und schlimmstenfalls 
kommt es zur Resignation. Insofern be­
stünden Gemeinsamkeiten mit den „Si­
cherheitsorganen“ totalitärer Systeme.

Für diese These spricht auch der Ver­
such der Einflußnahme von Staats­
schützern auf den Arbeitgeber oder den 
familiären Bereich von Menschen, die 
der Staatsschutz der „linken Szene“ zu­
ordnet.

Der Personenschutz

Im Bereich des Personenschutzes arbei­
ten Kriminal- und Schutzpolizei eng zu­
sammen. Insbesondere Erkenntnisse 
aus dem linksradikalen Bereich finden 
auf dem Gebiet des Personenschutzes 
Berücksichtigung. Grundlage für die 
Personenschutzmaßnahmen ist die „Po­
lizeidienstvorschrift (PDV) 100“. Durch 
die PDV 100 werden drei Gefährdungs­
stufen in sechs Schutzmaßnahmen um­
gesetzt. Von der ständigen Begleitung 
der gefährdeten Person über den ständi­
gen Objekt schütz des Wohnortes bis zu 
Bestreifung des Objekts in unregel­
mäßigen Zeitabständen sollen die poli­
zeilichen Aktivitäten optimalen Schutz 
gewährleisten. Zuständig ist in erster 
Linie das BKA für besonders gefährde­
te Personen und hier wie gesagt die Si­
cherungsgruppe Bonn, die aus etwa 330 
Kriminal- und etwa 310 BGS-Beamten 
besteht.

Für Personen mit der höchsten Ge­
fährdung wurde zusätzlich das „Fahn­
dungskonzept 106“ entwickelt, das nach 
der 106. Ihgung der AG (Arbeitgruppe) 
Kripo im August 1986 benannt wurde 
und einer ständigen Fortentwicklung 
unterliegt. Das Fahndungskonzept 106 
umfaßt die verdeckte Observation an­
schlagsrelevanter Orte.

Gefährdungsrelevante Erkenntnisse 
werden in dem „Polizeilichen Observa­
tionssystem“ (POS) verarbeitet. Gleich­
zeitig erfolgt eine stationäre sowie mo­

bile uniformierte Bewachung zu Lande 
und aus der Luft. Das Konzept bedingt 
den Einsatz von bis zu 30 Beamten für 
den Schutz einer Person sowie die Nut­
zung diverser Fahrzeuge vom Fahrrad 
bis zum Wohnmobil einschließlich zwei­
er gepanzerter Mercedes-Limousinen 
zum Neupreis von je 420000 DM. Etwa 
13 Personen waren 1991 in der höchsten 
Gefährdungsstufe eingestuft worden.

Aufgaben des Staatsschutzes,

Die Abschottung der Staatsschutz­
dienststellen in den örtlichen Polizei­
dienststellen, bei den Landeskriminal­
ämtern und dem Bundeskriminalamt 
lassen im Grunde eine eigene Polizeiab­

teilung vermuten. Zwar rekrutieren 
sich die Beamten des Staatsschutzes aus 
dem allgemeinen Polizeidienst, insbe­
sondere der Kriminalpolizei, doch ist in 
der Regel eine „besondere Staatstreue“ 
erforderlich.

Während die Landeskriminalämter 
und das Bundeskriminalamt im Staats­
schutzbereich eine rein kriminalpolizei­
liche Aufgabe wahrnehmen, sind die 
Staatsschutzkomissariate in den einzel­
nen Bundesländern auch für ordnunge- 
polizeiliche Aufgaben zuständig. Bei 
der Anmeldung von Demonstrationen 
werden die Erkenntnisse des Staats­
schutzes in die Lagebeurteilung einbe­
zogen. Desweiteren obliegt dem Staats­
schutz bei entsprechenden Erkenntnis­
sen die Beobachtung des politischen 
Umfeldes des Demonstrationsanmel­

ders. Die Bearbeitung von Straftaten 
aus dem Bereich „demonstrativer Ak­
tionen“ fallen ebenso in die Zuständig, 
keit des Staatsschutzes wie Blockade­
aktionen und Hausbesetzungen oder 
Mahnwachen und die Auswertung von 
Presseerzeugnissen.

Einzig und allein V-Personen dürfen 
von den Staatsschutzdienststellen nicht 
geführt werden, da dies allein dem Ver­
fassungsschutz obliegt. Doch auch hier 
gibt es Hintertürchen, wenn der 
V-Mann eine reine Informantentätig- 
keit ausführt und dementsprechend ah 
Informant geführt wird. Daneben nutzt 
der Staatsschutz weidlich die Möglich­
keit des Einsatzes von Verdeckten Er­
mittlern (VE). Entsprechende Skandale 
zeigen die Spitze eines Eisberges Ver­

deckt eingesetzter Ermittler im Staats 
Schutzbereich, die sich meist in der lic­
ken Szene tummeln.

Zusammenarbeit mit 
dem Verfassungsschutz

Abgeschottet von den übrigen Abteilun­
gen stellen die Staatsschutzdienststei 
len auch den exekutiven Arm der Ver­
fassungsschutzämter dar. Diese Rege­
lung ergibt sich aus dem Trennungsge­
bot und dem Bundesverfassungsschutz­
gesetz. Danach sind dem Verfassungs­
schutz ausdrücklich polizeiliche Befug- 
nisse untersagt. Selbst bei der Polizei 
um Maßnahmen zu ersuchen, ist der; 
Verfassungsschutz untersagt. Beamte 
des Verfassungsschutzes dürfen somit
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weder Durchsuchungen und Sicherstel­
lungen noch erkennungs dienstliche 
Maßnahmen usw. durchführen.

Die Beamten des Verfassungsschut­
zes sind nicht dem Legalitätsprinzip, 
sondern dem Opportunitätsprinzip ver­
pflichtet. Anders als der Polizeibeamte 
braucht der Verfassungsschutzbeamte 
selbst Straftatbestände nicht zur Anzei­
ge zu bringen. § 163 StPO verpflichtet

I hingegen den Polizeibeamten, „Strafta­
ten zu erforschen“.

* Die strikte Trennung der beiden Insti- 
(tutionen wurde im Laufe der Jahre 

mehr und mehr aufgehoben und führt 
bei anhaltendem Trend nahezu zu einer 
Verschmelzung. Geheimdienstliche 
Ermittlungsmethoden durch die Polizei 
erhalten gerade in jüngster Zeit die ge­
setzlichen Grundlagen. Im Gegensatz 
dazu soll der Verfassungsschutz auf den 
klassischen Gebieten polizeilicher Ar­
beit — der Gefahrenabwehr — einge­
setzt werden, indem er Vorfeldbefug­
nisse im Bereich sogenannter Organi­
sierter Kriminalität erhält und letzt- 

1 endlich nicht nur zu Kriminalitätsver­
hinderung, sondern auch zu Kriminali­
tätsaufklärung beitragen soll. Eine der­
artig enge Aufgabenzuweisung für die 
beiden Institutionen erschwert die 
Transparenz polizeilicher Arbeit, wenn 
sie nicht gänzlich unmöglich gemacht 
wird.

Zudem besteht die Möglichkeit, daß 
Verfassungsschutz und Polizei gemäß 
ihrer Befugnisse auch ihre Maßnahmen 
abstimmen. Auf die Art und Weise kön­
nen Beweismittel nach allen Regeln der 
Kunst manipuliert werden, indem der 
Geheimdienst der Polizei beispielswei­
se lediglich das belastende Material 
übergibt, während die Polizei ihre Er- 
mittlungsergebnisse an den Verfas­
sungsschutz ab gibt, um ein Ermitt­
lungsverfahren nach der Strafprozeß­
ordnung zu umgehen.

Polizeiliche Arbeit muß nachvollzieh­
bar und justitiell überprüfbar sein. Die 
Eingriffe in die bürgerlichen Freiheits­
rechte durch den Verfassungsschutz 
werden lediglich durch das Parlament 
— durch eine drei- oder vierköpfige Par­
lamentarische Kontrollkommission 
(PKK) kontrolliert. Lediglich die In­
nenminister muß der Verfassungs­
schutz unterrichten. Um einer alles kon­
trollierenden Geheimpolizei entgegen­
zuwirken, ist eine strikte Trennung der 
Aufgaben von Verfassungsschutz und 
Polizei unerläßlich, wenn schon der 
These nicht gefolgt wird, daß der Ver­
fassungsschutz überflüssig ist, weil der 
beste Verfassungsschutz der mündige 
Bürgerist.

Die Koordinierungsgruppe 
Terrorismus be kämpfung

Den weitaus größten Aufgabenbereich 
der Staatsschutzabteilungen nimmt der 
Linksextremismus und hier speziell der 
Ibrrorismus insbesondere der RAF ein. 
„Die andauernde terroristische Bedro­
hung, insbesondere durch die ,RAF‘, er­
fordert eine weitere Koordinierung, 
Konzentration und Bündelung der Be­
kämpfungsmaßnahmen in Gemeinsam­
keit von Bund und Ländern sowie die 
konsequente bundesweite Durchfüh­
rung von Maßnahmen“, war am 18.6. 
1991 in einem Bericht über die Einrich­
tung der „Koordinierungsgruppe Ibrro- 
rismusbekämpfung“ (KGT) zu lesen, 
der den Stempel „VS — Nur für den 
Dienstgebrauch“ (VS = Verschlußsa­
che) trug.

Die KGT entstand anläßlich einer 
Konferenz der Innenminister und -Sena­
toren der Länder am 3. Mai 1991 in 
Bonn. Sie war das Beratungsergebnis 
der AK Kripo, der Leiter der Verfas­
sungsschutzämter sowie der Arbeits­
kreise II (öffentliche Sicherheit) und TV 
(Verfassungsschutz) der Innenminister­

konferenz. Die Geschäftsstelle der KGT 
wurde beim Bundeskriminalamt einge­
richtet, dem auch die Federführung 
oblag.

Anfangs trafen sich in der KGT „nur“ 
der Abteilungsleiter für Terrorismus­
bekämpfung im BKA, ein Vertreter der 
Abteilung Tbrrorismus des Bundesam­
tes für Verfassungsschutz (BfV) sowie 
des Referates Fahndung beim General- 
bundesanwält (GBA). Später wurde der 
Kreis durch Hinzuziehung der Landes­
kriminalämter und der Landesämter 
für Verfassungsschutz erweitert.

Bereits nach einem halben Jahr ihres 
Bestehens war die KGT in 29 geheimen 
Sitzungen zusammengekommen. Spä­
ter teilte sich die KGT in einen großen 
und einen kleinen Kreis auf. Der große 
Kreis mit allen Beteiligten traf sich 
vierzehntägig. Der kleine Kreis mit 
Vertretern aus BKA, BfV und GBA setz­
te sich wöchentlich zusammen. Eine 
spezielle gesetzliche Grundlage besteht 
für die KGT nicht.

Dies verwundert umso mehr, da es 
sich um die ständige Einrichtung einer 
Gruppe aus Geheimdiensten, Polizei 
und Bundesanwaltschaft (Justiz) han­
delt. Das Trennungsgebot von Polizei 
und Geheimdiensten ist durch die KGT 
aufgehoben, erfolgt doch in diesem Be­
reich ein geheimer Informationsaus­
tausch sowie eine kaum mehr kontrol­
lierbare Zusammenarbeit, wie zuletzt 
auch das Desaster von Bad Kleinen ver­
deutlichte.

Ziel der KGT ist ein umfassender und 
zügiger Informationsaustausch zwi­
schen Polizei, Geheimdienst und Justiz, 
die Auswertung der Informationen und 
die Erstellung eines Lagebildes durch 
das BKA. Neben der Festlegung von 
Schwerpunkten für die 'Ibrrorismusbe- 
kämpfung sollen die Maßnahmen des 
Fahndungskonzeptes 106 mit den Er­
kenntnissen der KGT abgestimmt wer­
den.

Im Bereich des Rechtsextremismus 
wurde eine „Bund-Länder-Informati­
onsgruppe gegen Rechtsextremismus“ 
eingerichtet, die sich von der KGT nur 
darin unterscheidet, daß ihr Sitz beim 
Bundesamt für Verfassungsschutz an­
gesiedelt ist. Beim legalen Vorfeldein­
satz der Geheimdienste im Bereich der 
Organisierten Kriminalität ist zu er­
warten, daß ein ähnliches Gremium 
auch in diesem Bereich eingesetzt wird.

Datensammlung durch 
den Staatsschutz

Die Arbeitsweise des Staatsschutzes 
bedingt eine gesonderte Datenspeiche­
rung, auf die nur bestimmte Beamte 
Zugriffsmöglichkeit haben. Mit dem 
Datenbanksystem PIOS werden die 
Staqtsschutzdienststellen anhand einer 
Arbeitsdatei unterstützt. PIOS ist zur 
Sammlung von Informationen über
— Personen,
— Institutionen,
— Ojekte,
— Sachen und Ereignisse
1976 eingerichtet worden. Die Informa­
tionen in diesem System sind unterein­
ander verknüpfbar. Zunächst wurde die 
PIOS-Datei für den Ibrrorismusbereich 
beim BKA eingerichtet. 1986 wurde die 
Arbeitsdatei PlOS-Innere Sicherheit 
(APIS) in Betrieb genommen. In APIS 
wurden die Datensammlungen Tbrro- 
rismus und Staatsschutz zusammenge­
führt. Die Datensammlung Staats­
schutz erhielt die Erkenntnisse der 
Staatsschutzabteilungen von BKA und 
den Länderpolizeien, die durch APIS 
eine Einheit bildeten. In APIS werden 
sämtliche Erkenntnisse aus den Ereig­
nissen mit einem Staatsschutzbezug ge­
speichert. Daneben existieren die Ar­
beitsdateien Landfriedensbruch
(APLF) und Landesverrat (APLV).

In den Arbeitsdateien PIOS werden

nicht nur die Daten verdächtiger, son­
dern auch unverdächtiger Personen ge­
speichert, die dem Staatsschutz interes­
sant erscheinen. Die Richtlinien des 
Kriminalpolizeilichen Meldedienstes 
Staatsschutz (KPMD-S) gewährleisten, 
daß tatsächlich sämtliche Erkenntnisse 
erfaßt werden, auf die dann alle Staats­
schutzdienststellen Zugriffsmöglich­
keiten haben.

Die Verknüpfungen der einzelnen Da­
ten umfaßt die Möglichkeit, ein umfas­
sendes Persönlichkeitsbild zu erstellen. 
Zu einer derartigen Datenspeicherung 
gehört eine umfassende Personenbe­
schreibung (Zahnlücken, Leberfleck, 
Narbe, Augenfarbe, Tätowierung usw.) 
ebenso wie persönliche Eigenarten (Fin­
gernägel kauen, lispeln, tiefe Stimme 
usw.) „Andere Personen“, nämlich Un­
verdächtige, können in die Klauen des 
„Großen Bruders“ geraten, „wenn sie in 
Verbindung mit Personen oder Organi­
sationen stehen und zureichende tat­
sächliche Anhaltspunkte die Annahme 
rechtfertigen, daß die Erfassung zur 
Bekämpfung oder vorbeugenden Be­
kämpfung der in § 138 StGB genannten 
Straftaten (Vorbereitung eines An­
griffskrieges, Hochverrat, Landesverr- 
rat, Menschenhandel, Mord usw., 
d.Verf.) oder einer Straftat nach § 129 
StGB (Kriminelle Vereinigung) erfor­
derlich ist.“

Ende 1990 waren in APIS 34556 Perso­
nen, 8257 Institutionen, 64855 Objekte, 
18596 Sachen und 126588 Ereignisse ge­
speichert. Es ist davon auszugehen, daß 
sämtliche Personen, die in APIS gespei­
chert sind, auch im Nachrichtendienst­
lichen Informationssystem (NADIS) 
der Verfassungsschutzämter gespei­
chert werden, weil der Umfang der Aus­
kunftsersuchen des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz an das BKA ebenso 
groß ist wie der Umfang aller Auskünf­
te an die Landeskriminalämter. •

Schlußfolgerung
Die Ermittlungstätigkeit der Staats­
schutzdienststellen ist besonders der 
Einflußnahme der Verfassungsschutz­
ämter und Innenministerien ausgesetzt. 
Skandale der Vergangenheit (z.B. 
V-Mann Nonne im Herrhausen Mord­
fall, Schmücker-Verfahren, KOMM- 
Prozeß in Nürnberg oder Celler Loch) 
lassen den Rückschluß zu, daß eine sol­
che Einflußnahme zur Verfilzung mit 
den . Verfassungsschutzämtem führt, 
die zu politisch gewünschten Ermitt­
lungsergebnissen führen soll.

Die Staatsschutzdienststellen ermit­
teln überwiegend aus eigenem Antrieb 
aufgrund der Gesinnung — der politi­
schen Einstellung — der eigenen Per­
son. Während im Bereich der „übli­
chen“ Kriminalität die Polizei überwie­
gend aufgrund von Strafanzeigen Drit­
ter tätig wird, ist das Verhältnis im 
Staatsschutzbereich umgekehrt.

Dies führt zu einer umfassenden Da­
tensammlung und kann Ermittlungen 
bis in den individuellen Bereich nach 
sich ziehen, um auf diesem Weg Einfluß 
auf die persönlichen Verhältnisse der 
Betroffenen zu nehmen. Die Abschot­
tung der Staatsschutzdienststellen er­
schwert die Nachvollziehbarkeit sowie 
die rechtsstaatliche Transparenz poli­
zeilicher Arbeit. Es bleibt letztendlich 
nur, die Auflösung der Staatsschutz­
dienststellen zu fordern.

Quellen: Cilip 41, 42, Positionspapier 
der Kritischen Polizistinnen „Das poli­
tische Straf recht“
(Wir danken der Redaktion von „Unbe­
quem“, der Zeitschrift der „Kritischen 
Polizistinnen und Polizisten“ die uns 
den in der nächsten Ausgabe der Zeit­
schrift erscheinenden Artikel für diesen 
Vorabdruck zur Verfügung stellte.) 
Bild aus „Gittergedichte“, s.a. Seite 16

BWK Nds.: Verschmelzung in 
Urabstimmung bestätigt
Hannover. Die von der Landesmitglieder­
versammlung des BWK in Niedersach- 
sen/Bremen Ende Juni beschlossene 
Verschmelzung mit der „Arbeitsge­
meinschaft BWK in der PDS/LL Nie­
dersachsen / Bremen“ zu einer „Ar­
beitsgemeinschaft Bund Westdeutscher 
Kommunisten bei der PDS Linke Liste 
Niedersachsen/Bremen“ wurde in der 
am 15. August beendeten Urabstim­
mung deutlich bestätigt. Knapp 80 Pro­
zent der Mitglieder beteiligten sich an 
der Urabstimmung. Ohne Gegenstim­
me bei nur 2 Enthaltungen wurde die 
Verschmelzung bestätigt. Am 18. Sep­
tember wird die konstituierende Sit­
zung der Arbeitsgemeinschaft stattfin­
den.— (mio)

Beschlagnahme und Vertriebs­
verbot gegen „BRD/RAF“
Köln. Nachdem sie sieben Jahre verbrei­
tet wurde, verfällt die Broschüre „Aus­
gewählte Dokumente zur Zeitgeschich­
te: Bundesrepublik Deutschland (BRD) 
/ Rote Armee Fraktion (RAF)“ einst­
weilen dem Verfolgungswillen der Ge­
neralbundesanwaltschaft.

Gegen die zuständigen Geschäftsfüh­
rer des GNN-Verlages in Köln wurde 
ein Ermittlungsverfahren wegen Ver­
dachts auf Verstoß gegen §129a StGB 
(„Werbung“, für eine terroristische Ver­
einigung, durch Verbreitung der Bro­
schüre) in Gang gesetzt.

Alle beim Verlag in Köln noch vor­
handenen Exemplare der Broschüre (ca. 
1000 Stück) wurden im Zuge dieses Er­
mittlungsverfahrens beschlagnahmt.

Egal ob diese Beschlagnahme über­
haupt rechtmäßig war — wir bezweifeln 
es — und egal, ob sie Bestand haben 
wird — das wird sie nicht —, die Ver­
breitung dieser Broschüre ist einstwei­
lenstrafbar.

Wir haben inzwischen im Rahmen 
einer Vernehmung bei der General- 
Staatsanwaltschaft in Düsseldorf Er­
mittlungsanträge gestellt, die auch 
Licht in die Vorgehensweise der Bun­
desanwaltschaft bringen sollen. Wir 
haben begründet, warum das Ermitt­
lungsverfahren gegen uns sofort einge­
stellt werden muß.

Wie geht es nun weiter? Wir erwarten, 
daß die Generalstaatsanwaltschaft, der 
nunmehr für die Beurteilung wesentli­
che Fakten bekannt sind, gar nicht an­
ders können wird, als die § 129a-Ver- 
fahren einzustellen. Dies bedeutet aber 
keineswegs, daß gleichzeitig und auto­
matisch die Broschüre wieder zurück 
zum GNN-Verlag kommt und wieder 
frei verbreitet werden kann.

Der von der Bundesanwaltschaft 
dienstlich ausgestreute Verdacht gegen 
den Inhalt der Broschüre und die Ziele 
des Verlages haben nämlich bei x-erlei 
Behörden in verschiedenen Bundeslän- A 
dem Repressionshandlungen ausgelöst. 
Mehrfach wurde bei Buchhändlern be­
schlagnahmt. Es gibt Vorgänge, die 
nach Klärung schreien. Wer so haltlosen 
und voreiligen Verdächtigungen folgte, 
wird nach aller Lebenserfahrung sich 
das nicht einfach eingestehen wollen. 
Es ist deswegen mit dem Versuch zu 
rechnen, das Druckwerk wegen gefähr­
lichem Inhalt einzuziehen. Der Rechts­
streit, der daraus folgt, ist nicht ganz 
ungefährlich. Am Ende wird entweder 
die Pressefreiheit beschädigt sein oder 
halt gewisse Bundesanwälte. Zum 
Glück sehen die Gesetze zhgigeNertökv- 
ren in Pressesachen zwingend vor. * 
Wahrscheinlich werden wir schon in der 
nächsten Ausgabe dieser Zeitung weite­
res über diesen Konflikt berichten 
können.
Für die Geschäftsführung 
des GNN-Verlages:
Martin Fochler, Rüdiger Lötzer
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Ralf Sonntag

Anpassungsversuch
(1990)

Mit der Thsche in der Hand 
stehe ich auf dem Bahnsteig.

Fremder im eigenen Land,
Indianer unter Weißen.

Angepaßt
an die bleichen Gesichter
und doch
voller Angst,
erkannt zu werden.

Die Feder steckt 
im Haar.

er Scheunen-Verlag in Kückens­
hagen in der Nähe von Rostock 
hat ein Taschenbuch mit Gedich­

ten von Gefangenen herausgebracht, 
„Gitt er ge dichte“ herausgegeben von 
Andreas Schako. Der kleine Verlag be­
müht sich, neben einer Reihe von Ver­
öffentlichungen zur Geschichte der Re­
gion und des Landkreises einzelne Bü­
cher zu gesellschaftlich wichtigen The­
men herauszubringen, z.B. über die er­
sten Totalverweigerer des Kriegsdien­
stes in Mecklenburg-Vorpommern.

In dem vorliegenden Bändchen mit 
Gedichten und zwei Kurzgeschichten 
kommen die Gefangenen selber zu 
Wort. Sie. äußern Kritik an den Grün­
den, warum sie eingesperrt wurden, 
daran, wie ihr Leben im Gefängnis de­

formiert wird, und an den 
schlechten Aussichten nach 
der Entlassung. Das Buch 
enthält ein Vorwort des 
Leiters der Dokumentati­
onsstelle Gefangenenlite­
ratur an der Universität 
Münster, Prof. Dr. Helmut 
Koch.

Der überwiegende Teil 
der Gedichte hat knappe 
Texte und schmale Zeilen, 
die in wohlüberlegter, zu­
gespitzter Form einen Ge­
danken und oft auch ein 
Urteil vorbringen, mit dem 
man sich auseinanderzu­
setzen hat. Dafür sollen 
hier zwei Beispiele stehen.

Andrva» Schukoillnf.i

Gittergedichte

du nim

Ralf-Axel Simon:

Normalvollzug
(1990)

Gittergedichte, Andreas Schako (Hrsg.), 
Scheunenverlag Kückenshagen 1992, 
Preis 7,80 DM, ISBN 3-929370-02-6

23 Stunden 
allein
18 Monate 
lang Kopfschmerzen

Der Schließer schreit 
„Das ist hier normal“

Der Anstaltsarzt sagt 
„Das ist hier normal'

Der Richter bestätigt 
„Das ist hier normal1-

Man kann nicht sagen 
sie wüßten nicht 
was sie tun:

Normal Vollzug

■ N« politische Gedichte 
swss Meinen Verlagen

Veröffentlichungen 
des ostdeutschen 
Scheunen-Verlags 
und der Frankfurter 
„edition fischer“

E
inen neuen Band mit politischen 
Gedichten von Jürgen Riedel hat 
der R. G. Fischer Verlag in Frank­
furt am Main heraus gebracht: „In 

Deutschland und anderswo. Gedichte 
und Limericks“, edition fischer. Wir

haben Jürgen Riedel bereits in einer 
früheren Ausgabe vorgestellt. Auch 
diesmal finden wir viel Material zur 
Kritik der kapitalistischen Politik ge­
genüber den östlichen Bundesländern 
der BRD. Hier nur ein Beispiel:

TV-Politik
Programmdirektoren
bilden eine zweite Bundesregierung

sie flimmert vielen Deutschen ins Hirn 
die DDR sei ausnahmslos
eine Bildstörung gewesen

trägt dazu bei /
daß die Einschaltquote 
für braungetönte Gesinnung 
sich vergrößert
durch gesendete Interviews 
mit Ausländer] ägem 
voller Brandanschlag-Haß 
mit hakenkreuzfidelen Straßenrandgaffern

In Deutschland und anderswo, 
Jörgen Riedel, Frankfurt (Main), 
R.G. Fischer Verlag, Preis o.A. 
ISBN3-89406-840-X

bewirkt als Politwerbefemsehen
per Übertragung
jedes königlichen Schrittes 
auf expreußischem Boden
(laut Berichterstattung besitzt die Queen 
keineswegs historische Schuhgröße 
hat ihr Besuch Big-Ben-Format) 
ein Wecken und Anwachsen der Sehnsucht 
bei nicht wenigen Bundesbürgern 
nach himmelblauer Sanssouci-Monarchie

I
m zweiten Teil des Bandes experimentiert 
Jürgen Riedel mit Limericks. Er unter­
nimmt den Versuch, Kritik in dieser Mini­
form unterzubringen, die üblicherweise für Non- 

sensverse. verwendet wird. Dafür zwei Beispiele: 
- (anl)

Moral-Wrack CDU
Ein Inselbewohner von List 
hält’s C für beträchtlichen Mist. 
„Das Soziale versinkt.
Wahrheit kurzbeinig hinkt.
Für mich ist der Helmut kein Christ.“

Nicht nur im 
Wachzustand
Es schwärmt ein Konzemchef aus Trier 
für Breuel, des Kontostands Zier. 
Meist wird privatisiert, 
selten öde saniert
— der Herr träumt von Birgit voll Gier.
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„Partei von Untenff — Diskussion in der Tjzürüi^er PIPS

Was tut die PDS im Machtgefüge der BRD?
AUS DER DISKUSSION DER REDAKTION

Seit den letzten Wahlen gewinnt die Grundsatzdis­
kussion der PDS über Opposition, Regierung und 
gesellschaftlichen Widerstand praktische politische 
Bedeutung. Wir stellen mit drei Dokumenten einen 
Ausschnitt der Debatte in der PDS Thüringen vor. 
Bei der Redaktionsbesprechung kam die Frage auf, 
was diese in einigen Passagen direkt konträren Mei­
nungsbilder denn zusammenhält.

Bei W. Grahn (Dokument I) läßt sich nicht über­
sehen, daß die alte Doktrin, nach der richtig ange­
wandte politische Macht den Fortschritt stiftet, zwi­
schen und in den Zeilen überlebt hat, und die Passa­
gen über die so genannte Integration der PDS lassen 
sich als Wegweisung zum „Herankommen an die po­
litische Macht“ lesen.

Warum kann D. Strützel (Dokument II) meinen, 
durch Ersetzen und Hinzufügen weniger Aussagen 
sei eine andere Ausdeutung möglich, nicht in Rich­
tung Macht und Herrschaft zwecks Vorfertigung 
von Lebensglück, sondern als Recht auf Selbsttätig­
keit und Widerstand ?

Gibt es überhaupt noch Verbindungen zu den 
Ansichten von S. Kachel und M. Hesselbarth (Doku­
ment III), die vor W. Grahns Machtoptimismus in 
Abwehrstellung gehen?

Wer an dieser Diskussion teilnehmen will, setzt 
sich Widersprüchen in hellen Haufen aus, aber der 
praktisch-politische Arbeitszusammenhang der Ur­
heber verbürgt Erfolg saus sichten einer Suche nach 
gedanklichen Zusammenhängen.

In Dokument I wird ohne Unterton des Bedau­
erns festgestellt, daß die konformistische Gesell­
schaft am Ende und die Homogenität der Opposi­
tion in Deutschland vorbei sei. Daraus folgt etwas 
über den Begriff der Macht. Mit Herrschaft verbun­
dene Macht zielt* auf Homogenität, auf die Gleich­
förmigkeit der Unterworfenen. Es ist deswegen sehr 
gut möglich, daß Grahn mit seinem „ganz normalen 
Willen zur Macht“ nicht das Streben nach Herr­
schaft meint. D. Strützel kann deswegen (Dokument 
II) Unterscheidungen vorschlagen: zwischen Macht, 
an Herrschaft gebunden und durch Gewaltapparate 
ausgeübt, und friedlicher Gegenmacht, die sich aus 
frei vereinbarter gemeinschaftlicher Praxis ergibt 
und ein Recht auf angemessene Notwehr hat.

In Dokument III konstatieren S. Kachel und M. 
Hesselbarth Rückwärtsentwicklung von Basisde­
mokratie, Transparenz und Öffentlichkeit, immer 
größer werdendes Defizit der Beschäftigung mit 
theoretischen Fragen in der Basis und mangelnde 
Fähigkeit, mit unterschiedlichen politischen Ansät­
zen produktiv umzugehen. Wenn solche Erscheinun­
gen der Apathie aus der Verfestigung von Herr- 
schaftsStrukturen in der neu geordneten Gesell­
schaft sich ergeben, <so bricht Beharren auf dem 
Recht zum Widerstande die Übermacht nicht auf. 
Liest man die Aussagen von W. Grahn über die Par­
teiarbeit im Zusammenhang dieses Problems, so 
gäbe es eine Verbindung. Eine breite Bewegung zur 
Kritik verfestigter Herrschaftsstrukturen kann 
durch wissenschaftliche, theoretische und praktisch 
politische Vorleistungen einer Parteiorganisation 
sehr gefördert werden kann.

Die PDS mausert sich in den neuen Ländern zu 
einer im politischen Geschäft relevanten Kraft. Das 
ist ein Härtetest für das Konzept der Partei von Un­
ten. Die Redaktion des Rundbriefes freut sich über 
die offene Form der Diskussion, — eine Einladung 
zum Mitreden und eine Chance des Konzeptes. 
Berichtet von Martin Fochler

L Entwurf einer Plattform

Opposition — Mitgestaltung
— Integration
VON WERNER GRAHN

Seit dem 18. März 1990 lernt die PDS, in der politi­
schen Praxis eine Oppositionsrolle zu spielen.

Seit der Europa- und Kommunal wähl am 12. 
Juni 1994 wurde erkennbar, daß sie unter neuen Be­
dingungen die Oppositionsrolle zu spielen hat.

I. Worin bestehen 
die neuen Bedingungen?
Unter politischer Opposition verstehe ich ganz all­
gemein eine Einstellung und/oder eine Bewegung, 
die sich durch Dissens, Widerspruch, Gegensatz oder 
Kontrast von der Regierung bzw. der Regierungs­
partei und den sie unterstützenden Kräften abhebt 
und ihnen entgegentritt, die als politische Bewe­
gung mittels eigener Vorstellungen (Ideologie) und 
Organisation in und außerhalb parlamentarischer 
Institutionen eine alternative Politik verficht.

1. Die soziale Lage in Deutschland ist eine andere 
geworden und damit das innenpolitische Wirkungs­
feld der PDS.
1.1. Der von den herrschenden Kräften eingeschla­
gene Weg zur deutschen Einheit ist gescheitert, Ent­
täuschung breitet sich aus. Deindustrialisierung, 
Schrumpfung wissenschaftlicher Potentiale, hohe 
Arbeitslosigkeit, wachsende Langzeitarbeitslosig­
keit, soziale Unsicherheit, kaum Perspektiven für 
die Jugend etc. Zwischen Ost und West besteht eine 
Kluft zwischen reich und arm. Osteigentum geht in 
Westhände.
1.2. Zugleich wird in Ost wie West der Sozialstaat 
abgebaut, nicht nur wegen der fehlenden Konjunk­
tur, sondern auch weil es die DDR mit ihrer maßstä­
besetzenden Sozialpolitik nicht mehr gibt, weil man 
im Inland Profite wie in Billiglohnländem machen 
will, etc. Vom Wohlfahrtsstaat ist schon lange keine 
Rede mehr.
1.3. Als Folge der vorgenannten Punkte wächst die 
soziale Polarisation einerseits und die Politisierung 
der Gesellschaft andererseits.
2. Die PDS hat sich stark verändert, ohne aber auf 
der Höhe der Zeit zu sein.
2.1 Die erste Phase der PDS-Entwicklung wird 
stichpunktartig wie folgt beschrieben: Trennung 

von der Masse der SED-Mitglieder, Schaffung einer 
neuen Parteistruktur nach dem Wohngebietsprinzip 
sowie der Länderstruktur, Arbeiten an Statut und 
Programm der Partei (letzteres ist „unfertig“), die 
PDS war ständiger Diffamierung ausgesetzt, es 
drohte ein Verbot, Gefahr der Selbstauflösung war 
gegeben, Stabilisierung der Partei, Erlernen von 
Oppositionspolitik in einer marktwirtschaftlichen 
und privatkapitalistischen Gesellschaft.
2.2 Die zweite Phase der PDS-Entwicklung begann 
etwa mit dem Jahr 1994 und wurde anhand der Eu­
ropa- und Kommunalwahlen sichtbar. Sie läßt sich 
mit Stichworten wie folgt beschreiben: innere Sta­
bilität, verstärkte Zuwendung an die Gegenwart, 
wirkungsvollere Oppositionspolitik, konsequente­
ster Vertreter der Ostinteressen, zunehmende Ak­
zeptanz bei Bürgern, schwache Perspektivprogram­
matik, anhaltende Diffamierung durch die Konser­
vativen, wachsende Differenz zwischen der Alters­
struktur der Partei und der ihrer Wähler, Ringen 
um politische Professionalität wird stärker, ohne 
hinreichend zu sein. Die Oppositionspolitik der 
PDS kann und muß sich neuen Aufgaben widmen, 
und zwar in der Kommunalpolitik, der Landes- und 
Bundespolitik. Keine unmittelbare Gefahr des Par­
teiverbotes, aber die Drohung bleibt.

II. Zur aktuellen 
Oppositionspolitik der PDS
1. Zu den speziellen Bedingungen der Oppositions­
politik
1.1. An der PDS haftet der Lysolgeruch des Stali­
nismus, der SED. Die Erneuerung der Partei muß 
weitergeführt werden.
1.2. Die anhaltende Diffamierung der PDS hat aber 
wohl andere Gründe. Wie die skandalöse Resonanz 
auf die Wahlerfolge der PDS zeigt, ersetzt die Diffa­
mierung die fehlenden Argumente. Da die CDU/ 
CSU/FDP nicht bereit sind, eine gescheiterte Poli­
tik zu ändern, und weil keine Probleme gelöst wer­
den, bleibt nur die Diffamierung. Sie ist ein Zeichen 
der Schwäche.
1.3. Gegenüber der PDS wird der Vorwurf erhoben, 
absolute oder totale Opposition zu sein. Merkmal 
dieser Opposition sei es, ein totalitäres Regime ohne 
politische Freiheitsrechte für die Bürger, ohne ge­
wählte Volksvertretung und damit ohne parlamen­
tarische Opposition anzustreben. Da sich die PDS zu 
Menschenrechten und Demokratie bekennt, da sie 
zugleich sich von stalinistischen Strukturen und Er­
scheinungen distanziert und sie schließlich nie mit 
faschistischen Tendenzen sympathisierte, sondern 
sie stets zurückwies, ist dieser Vorwurf nicht zu be­
gründen. Wenn die PDS letztlich eine andere Gesell­
schaft anvisiert, dann auf dem Wege der Demokra­
tie und im Interesse der Menschen. Da nach dem 
PDS-Parteiprogramm „viele Fragen nach der Zu­
kunft nicht beantwortbar“ sind, bleibt eine Unsi­
cherheit.
1.4. Wird die PDS als totale Opposition gekenn­
zeichnet, dann wird ihr unterstellt, sie betreibe den 
Umsturz der bestehenden Gesellschaft, und folglich 
fordert man ihr Verbot, sie wird als illegitime Op­
position von der legitimen Opposition unterschie­
den und ausgegrenzt. Auf der politischen Ebene ist
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das zu machen, nicht aber auf der juristischen Ebe­
ne, denn die PDS ist eine legale Opposition, d.h. sie 
bewegt sich im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Ordnung. Die PDS ist nicht subversiv, extremi­
stisch oder verfassungsfeindlich, und sie sollte das 
betonen.
1.5. Schwierigkeiten, als normale Partei anerkannt 
zu werden, erwachsen der PDS aus der Vergangen­
heit der BRD, die für die Parteien der BRD noch im­
mer die politischen Maßstäbe setzt. Das alte Feind­
bild des Kalten Krieges, welches zum Verbot der 
KPD und anderer linker Organisationen führte, 
identifiziert die PDS mit den damals verbotenen 
Organisationen. Sicherlich waren die damaligen 
Verbote schon Unrecht und hätten längst auf geho­
ben werden müssen, aber heute macht ihre Aktuali­
sierung schon überhaupt keinen Sinn angesichts der 
veränderten Situation in Deutschland, in Europa 
und der Welt insgesamt. Man reagiert auf eine nicht 
ganz existente Situation. Aber das geschieht nicht 
ohne Absicht. Mit der Erzeugung von Angst will 
man die linke Opposition schwächen.
1.6. Wegen des Verbotes linker Opposition in der 
BRD kam es zu einer bemerkenswerten Homogeni­
tät der verbliebenen Opposition. Aus dem Rahmen 
fielen nur von 1983 ab die Grünen, die aber inzwi­
schen „normal“ wurden. Sieht man von dem Inter­
mezzo der „Großen Koalition“ von 1966 bis 1969 ab, 
bestand ein „Altemanzmodell“, d.h. alle bürgerli­
chen Parteien (CDU / CSU / FDP) waren Regierungs­
partei, und die SPD bildete die einzige Oppositions­
partei. Diese Homogenität der Opposition ist Ver­
gangenheit, da neben der SPD noch Grüne und PDS 
eine Rolle spielen und die Oppositionskräfte sich 
erheblich unterscheiden. Die SPD trauert ihrem Al­
leinvertretungsanspruch als Opposition nach. Ho­
mogenität besaß noch eine weitere Komponente, 
egal wer als Partei die Regierungsgewalt bekam, 
das gesellschaftliche System wurde als vernünftig 
von allen akzeptiert. Nun blieb die SPD zwar eine 
der „Homogenität“ verpflichtete Partei, die Grünen 
näherten sich dem zunehmend, aber die PDS schert 
aus. Das ist ihr Mangel in den Augen aller Parteien, 
aber ein Vorzug in einer relativ uniformen politi­
schen Landschaft. Die „konformistische“ Gesell­
schaft ist am Ende.
1.7. Die Homogenität der „Opposition“ in Deutsch­
land ist vorbei. Sie führte übrigens dazu, daß das 
politische Profil aller Parteien unscharf wurde. Die 
oben konstatierte zunehmende soziale Polarisierung 
und der Ost-West-Konflikt entzogen der Homogeni­
tät den Boden. Die einsetzende Politisierung der 
Gesellschaft profiliert die Parteien, besonders die 
der Opposition.

Die PDS muß ihr Profil stärker ausprägen und 
im Spielen ihrer Oppositionsrolle zumindest eben­
bürtig sein, d.h. sie muß ihr Herrschaftswissen, ihre 
Kenntnis des Rechtsstaates, ihr Wissen von der Ge­
sellschaft erweitern und möglichst in allen Politik­
feldern und auf allen Ebenen der Politik eigene, al­
ternative Vorstellungen und Programme entwik- 
keln. Das bedeutet, die PDS hat — auch in Thürin­
gen — ein wissenschaftliches Potential nötig. Mit 
der von der SED ererbten Wissenschaftsfeindlich­
keit muß Schluß sein und auch mit der Ignoranz von 
Funktionären gegenüber wissenschaftlichen Ergeb­
nissen.
2. Zur Praxis aktueller Oppositionspolitik der PDS 
2.1. Abwehr des Parteienkartells

Der Rundbrief erscheint sein 1990. Er wird im 
Rahmen von „Konkrete Demokratie — Soziale 
Befreiung — Arbeitsgemeinschaft bei der PDS“ 
zusammengestellt.
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Ab dieser Ausgabe erscheint der Rundbrief 
als Beilage zu den Politischen Berichten. Vor­
gesehen sind vier Ausgaben pro Jahr. Für Bezie­
herinnen und Bezieher der Politischen Berichte 
ist die Lieferung im Abopreis inbegriffen.

Weiterhin möglich bleibt die Bestellung ledig­
lich der Ausgaben des Rundbriefes, gegen 10 DM 
für 4 Ausgaben. Bisherige Zahlungseingänge wer­
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Gegen die PDS wird an einem Parteienkartell ge­
zimmert, um sie in ihrer Oppositionsrolle zu be­
schränken und um sie von der Macht femzuhalten. 
Das läuft auf allen Ebenen und gelingt nicht immer. 
Es geht um Spezialabmachungen von Parteien, um 
Mitglieder der PDS bzw. ihre Abgeordneten von 
gewissen Positionen femzuhalten und ihnen be­
stimmte Möglichkeiten zu nehmen. Wie* dieses Vor­
gehen auch begründet wird und wie immer die Me­
chanismen sind, die man bastelt, immer wird die po­
litische Wirklichkeit verfälscht, und es werden die 
sozialen Kräfte, die die PDS repräsentiert, ihrer 
vollen Vertretung beraubt. Die politische Chancen­
gleichheit, durch die verfassungsmäßige Ordnung 
zugesichert, wird verletzt. Parteienkartell gegen 
linke Opposition ist typisch deutsch, sie ist in 
Frankreich, Italien, Spanien etc. undenkbar. Das 
hat historische Gründe. Über Einschränkungen soll 
die PDS zum Verschwinden gebracht werden.

Die Methode des Parteienkartells richtet sich 
nicht nur gegen die PDS, sie umfaßt in Form der 
5 %-Klausel ein Schutzrecht gegen neue Konkurren­
ten überhaupt.
2.2. Ohne zu verkennen, daß in der täglichen Politik 
und auf den verschiedenen Ebenen der Politik eine 
Problemvielfalt zu beobachten ist, muß zur CDU / 
CSU/FDP gesagt werden, daß sie unter Inhaltsver­
lusten ihrer Politik leiden. Weil diese Parteien nur 
erhalten wollen, was besteht, weil sie nur behalten 
wollen, was sie bereits haben, und schließlich weil 
sie fast nur schon beschrittene Wege weitergehen 
wollen, ist ihre Politik fast nur Akklamation der 
bestehenden Zustände. Oder wie es kürzlich Die 
Welt sagte: Alle Deutschen sind glücklich, einige 
wissen es nur nicht. Aber selbst das Konsumenten­
glück kann nicht allen garantiert werden. Gegen die 
geistige Armut herrschender Politik muß man als 
politische Oppositionskraft politische Innovation 
setzen, also Probleme aufspüren und Lösungswege 
vorschlagen.
2.3. Da die Zentralfiguren (Spitzenpolitiker) der 
Regierungsparteien sich ständig mit dem Staat 
identifizieren, um von der Autorität und der Lei­
stung des Staates an Ansehen zu profitieren und 

den angerechnet. Bestellungen bitte ab sofort 
richten an: GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, 
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An die Abonnentinnen und Abonnenten 
des Rundbriefes:
Nach Diskussionen mit dem Herausgeberkreis 
der Politischen Berichte und in der Arbeits­
gemeinschaft hielten es alle Beteiligten für eine 
glückliche Lösung, den Rundbrief künftig kosten­
günstig im Zeitungs-Layout zu fertigen und eine 
Grundverbreitung als Beilage zu den Politischen 
Berichten zu sichern.

Selbstverständlich macht die Herstellung und 
Verbreitung des Rundbriefes nach wie vor Ko­
sten. Spenden für den Rundbrief erbitten wir auf 
das Konto des GNN-Verlags in Köln: Postbank 
Köln, Konto 10419-507, BLZ 37010050, Stichwort: 
ARGE-Rundbrief.

durch die autoritätsgläubigen Wähler gestützt zu 
werden, muß die Opposition ständig zwischen Re­
gierungspartei und Staat unterscheiden. Der Staat 
ist nicht Parteieigentum. Um diesen Unterschied zu 
verdeutlichen und in der Politik zu nutzen, muß 
man in der PDS durch Qualifikation endlich den 
Unterschied zwischen Staatsmacht und Macht in al­
len ihren Formen beachten.
2.4. Durch gewisse Positionen und Unklarheiten 
blockiert sich die PDS selbst.

Die Losung: Wir wollen nicht die Macht, son­
dern wir sind Opposition, war stets falsch. Es gab 
Gründe für den Fehler (schlechter Gebrauch von der 
Macht durch die SED; die PDS war (?) nicht reif für 
die Machtausübung; man sah, die PDS soll von der 
Macht femgehalten werden, und man gab dem star­
ken Druck nach; da Macht korrumpiert, wollte man 
unschuldig bleiben, etc.). Würde man wirklich keine 
Macht wollen, müßte man aufhören, Politik zu ma­
chen, denn Politik dreht sich immer um Macht, wei­
ter müßte man die PDS auflösen, denn jede politi­
sche Bewegung oder Organisation ist Macht (Macht­
form). Die PDS und andere linke Organisationen 
sind Gegenmacht, sind Macht gegen Sozialabbau, 
Demokratieabbau etc. In einer Gesellschaft mit 
einer Sozialstruktur ist alles politisch und machtbe­
zogen, insofern ist der Wille zur Macht ganz normal 
und im Interesse der Selbstbehauptung und der Lo­
sung sozialer Probleme unverzichtbar. Das Problem 
ist nur: wozu Macht? Stärkung eigener Macht. Fä­
higkeit zur Machtausübung. Selbstschutz gegen 
Korruption durch Macht (über innerparteiliche De­
mokratie).
2.5. Einzelprobleme
— Im Unterschied zu anderen Parteien ist die PDS 
keine Wahlpartei. Sie erwacht nicht nur zu Wahlen, 
um danach die Politik nur in den Parlamenten zu 
machen. Wir haben ständig die Einheit von parla­
mentarischer und außerparlamentarischer Politik 
zu verwirklichen. Außerparlamentarische Politik 
ist Nutzung der politischen Freiheitsrechte durch 
die Bürger und legal. Einige Parteien, z.B. konser­
vative, haben einen politischen und sozialen Stil der 
offiziellen Ordnung geprägt, der dem Verfassungs­
schutz außerparlamentarische Politik verdächtig 
erscheinen läßt. Wir müssen die Breite und Vielfalt 
der Politik wieder von Umsturzverdächten befrei­
en.
— Opposition ist nicht generell Obstruktion. Wir 
sind für verantwortungsbewußte und konstruktive 
Opposition. Wir stellen nicht nur (aber auch) die 
Frage, was hat die Regierung nach unserer Meinung 
schlecht oder falsch gemacht? Wir müssen auch sa­
gen, was wir „anders‘c und „besser“ gemacht hätten. 
Wir müssen in der Politik Alternativen im Interesse 
der Bürger finden und praktikabel gestalten. Dabei 
kann es nicht um Populismus gehen, sondern um re­
alistische Alternativen. Um glaubwürdig zu sein, 
müssen unsere Alternativen durch uns als Regie­
rung von morgen realisierbar sein. Dazu gehört 
Mut, Wissen, viel Arbeit und Augenmaß.
— Soll sich die PDS integrieren ? Die Frage ist nur 
zu beantworten, wenn gesagt wird, in was die PDS 
integriert werden soll. Integration in die verfas­
sungsmäßige Ordnung ist unverzichtbar, auch er­
hält die PDS erst so die Rechte zur Opposition. 
Wenn Parteien sich gleichen wie ein Ei dem ande­
ren, dann ist das nicht Integrationsfähigkeit und 



kein Maßstab für die PDS. Es geht mit der Homoge­
nität der Parteien zu Ende. Parteien unterscheiden 
sich nach den Zielen oder den Methoden, den Perso­
nen oder nach allen Aspekten. Das hat mit Integra­
tion nichts zu tun. Integration setzt Eigenständig­
keit voraus. Jede Integration ist abzulehnen, die die 
Eigenständigkeit der PDS gefährdet oder behindert. 
Bringt Integration die PDS ihren Zielen näher, ist 
sie akzeptabel.
— Tblerierung kann unter Umständen praktiziert 
werden, aber sie ist keine Opposition. Tblerierung 
ist eine Haltung, die von Parteien getragene Regie­
rungsprogramme oder Teile von diesen nicht be­
kämpft und nicht mit alternativen Vorstellungen in 
Frage stellt, sondern diese Programme duldet wie 
auch deren Umsetzung. Man ist weder in der Regie­
rung noch in der dagegenhaltenden Opposition. Man 
erstrebt damit keinen Machtwechsel und unter­
stützt indirekt die Regierung oder (auf anderer Ebe­
ne) das Amt.

Opposition bedeutet, man ist an der Regierung 
nicht beteiligt, weder an der Richtlinienkompetenz 
noch der Ressortverantwortung, und verzichtet auf 
die Duldung einer Minderheitsregierung.
— Eigentlich ist Mitregieren mit Opposition unver­
einbar.

Ein Mitregieren aus der Opposition praktiziert 
häufig die SPD. Das hat zur Folge, daß die Regie­
rung kaum kontrolliert und kritisiert wird und daß 
das Oppositionsprogramm nur millimeterweit sich 
vom Regierungsprogramm abhebt. Mit einer Alter- 
nativfunktion ist das nicht vereinbar.

Wir sind aber auch schon in die Rolle des Mitre­
gierens gelangt: a) durch die Zustimmung zu Geset­
zen, b) durch Änderungsanträge, die von der Mehr­
heit akzeptiert wurden. Solche Ausnahmen können 
vertretbar sein, wenn sie dem Wählerwillen entspre­
chen.
— Wann muß man als Opposition Regierungsverant­
wortung übernehmen? Wenn genügend Wähler mei­
nen, die PDS sei fähig — oder nur die PDS sei fähig 
—, die anstehenden Probleme (Arbeitslosigkeit etc.) 
zu lösen, dann darf sich die Partei nicht verweigern, 
sonst verliert sie Wähler und Mitglieder. Politikfä­
higkeit ist gegeben, wenn die Probleme geistig und 
konzeptionell beherrscht werden, wenn die prakti­
sche Vernunft da ist und damit Entscheidungsent­
würfe, wenn ein benötigtes Kaderpotential da ist 
und wenn schließlich die politische Kraft hinreicht.

Alternativprogramme müssen folgenden Krite­
rien entsprechen: Interessenadäquatheit, Zielbe­
stimmtheit, Folgerichtigkeit, Begründetheit, 
Schwerpunktbildung, Realisierbarkeit, Durch­
schlagskraft.

Eine letzte Klarstellung:
— Gegen Demokratie kann es keinen Widerstand 
und kein Widerstandsrecht geben.
— Für Günter Grass ist die deutsche Geschichte eine 
Geschichte des versäumten Widerstands.
— Heinrich Böll meinte: „Widerstand ist eine exi­
stentielle Selbstverständlichkeit des menschlichen 
Lebens.“
25.7.1994

IL AUernative Vorschläge zu±

Macht und Herrschaft, 
Gegenmacht und Widerstand
VON DIETER STRÜTZEL

Alternativvorschlag zu These 2.2.
Macht und Verantwortung sind voneinander unab­
hängige Größen.'

Macht strebt immer danach, sich von der Ver­
antwortung zu lösen. Auch das gehört zu der kor­
rumpierenden Wirkung jeder Macht.

Die PDS lehnt grundsätzlich alle an Herrschaft 
gebundene Macht ab. Sie strebt eine Gesellschaft an, 
in der die Herrschaft von Menschen über andere 
Menschen und über die Natur beseitigt und durch 
Solidarität und ein ökologisches Verhalten in der 
Natur ersetzt werden. Sie tritt jetzt und praktisch 
für jede mögliche Beschränkung und Zurückdrän- 
gung von Herrschaft und die Verminderung der an 
sie gebundenen Macht ein.

Jt

Die PDS ist kein Apologet der Machtlosigkeit 
und Ohnmacht. Schon gar nicht in einer Welt der 
Übermacht eines Geschlechts über das andere, des 
Nordens über den Süden, des Kapitals über die le­
bendige Arbeit, der Apparate über die lebenden 
Menschen, der Massenmedien über die Öffentlich­
keit von Bürgerinnen und Bürgern. Angesichts die­
ser Unzahl von Machtungleichheiten verficht sie das 
Recht auf Widerstand als Grundlage aller Menschen­
rechte, versucht sie, Gegenmacht zu mobilisieren, 
und solidarisiert sich mit allen, die Gleiches tun. Sie 
selbst bindet sich an das Prinzip des gewaltfreien 
Widerstands, der friedlichen Gegenmacht. Sie aner­
kennt das Recht auf angemessene Notwehr. Sie 
weiß aus schmerzlicher eigener Geschichte, daß ein 
Ausweg aus dem verhängnisvollen Zirkel von Auge 
um Auge, Zahn um Zahn, Macht um Macht, Diktatur 
um Diktatur gefunden werden muß. Sie hat lernen 
müssen, daß jeder Schritt weg von der Demokratie 
gegen die eigene emanzipatorische Bewegung zu­
rückschlägt.

Die PDS weiß, daß „eine praktische Gewalt auf­
geboten“ werden muß (Marx), wenn die Ideen von 
Gerechtigkeit, Freiheit und Solidarität eine Chance 
haben sollen. Für sie sind die Bewegungen von Be­
troffenen jeglicher Art zur Artikulation und Selbst­
vertretung ihrer Interessen, zur friedlichen Lösung 
von Konflikten, die Arbeit und die Selbstverwal­
tung von Menschen in ihren Kommunen diese prak­
tische Gewalt. Freie, gleiche, direkte und geheime 
Wahlen sowie alle Formen plebiszitärer Demokratie 
sind dafür ebenso unverzichtbare Institutionen wie 
autonome Einheitsgewerkschaften und alle anderen 
Formen, in denen Bürgerinnen und Bürger ihre Bür­
gerinnen- und Bürgerrechte wahmehmen.

Die PDS verteidigt die Gewaltenteilung von Ge­
setzgebung, ausführender Gewalt und Rechtspre­
chung als Grundlagen des Rechtsstaates. Wählerin­
nen und Wähler und die von ihnen gewählten Parla­
mente sowie Bürgerinnen und Bürger, die sich in 
Plebisziten direkt in die politischen Entscheidungen 
einmischen, sind für sie die einzigen Souveräne. Sie 
sieht in der fortschreitenden Verselbständigung der 
Exekutiven und der allgegenwärtigen Zurückwei­
sung der Parlamente auf die Beschaffung von Mehr­
heiten, die Regierungen legitimieren, ernste Gefah­
ren für die Demokratie und den Rechtsstaat. Wider­
stand gegen diesen Prozeß und Arbeit für seine 
Umkehrung zu ungeschmälerter Volkssouveränität 
und strikter Gewaltenteilung bestimmen die Arbeit 
der PDS in den Parlamenten und in der gesellschaft­
lichen Öffentlichkeit wie ihre Haltung gegenüber 
Regierungen.

Die Versuche, Regierungsverantwortung und 
Opposition ohne Verantwortung entgegenzustellen, 
sind für die PDS systematischer Tbil der Verselb­
ständigung der Exekutiven. Es gibt eine Verantwor­
tung von Regierung wie der Opposition vor dem 
Souverän: den Wählerinnen und Wählern. Die Re­
gierung hat die effektivsten Wege zur Verwirkli­
chung des Mehrheitswillens zu suchen. Die Opposi­
tion hat der Regierung auf die Finger zu sehen, ihre 
Geschäfte öffentlich zu machen und Alternativen zu 
finden, in die öffentliche Diskussion zu bringen und 
ihre Mehrheitsfähigkeit zu prüfen. Sie verhindert 
damit, daß die mit der Macht gegebene Möglichkeit, 
nicht lernen zu müssen, zur Lemunfähigkeit der Ge­
sellschaft wird.

Alternativvorschlaff zu These 2.4.
Wenn auch führende Unions-Politiker mit ihrem Ge­
rede vom bewährten Kurs den Anschein erwecken, 
ihnen fiele nichts mehr ein, so gibt es doch sehr 
ernstzunehmende Anzeichen dafür, daß die Unions- 
Parteien an einer Modernisierung der Bundesrepu­
blik arbeiten.

Wirtschafts- und sozialpolitisch sind die Wei­
chen mit dem Deregulierungspaket lange gestellt. 
Daß die Union diesmal die FDP-Politiker als Reprä­
sentanten dieses Kurses (Kinkel, Rexrodt, Schwät­
zer) die Zeche bezahlen läßt, bedeutet nicht, daß sie 
von diesen Plänen abläßt.

Sehr ernst sollten wir auch das gesellschaftspo­
litische Konzept nehmen, das Lothar Späth im 
Frühjahr in der evangelischen Akademie zur Siche­
rung des Wirtschaftsstandorts Deutschland verkün­
det hat: Wir müssen den Mut haben, die sozialen 
Unterschiede zu vertiefen, dürfen den sozialen Frie­
den nicht als das oberste Gut betrachten und uns 
nicht vor der Bewältigung scharfer innerer Konflik­
te fürchten.

Dazu paßt jenes Konzept zur Sicherung der poli-
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tischen Herrschaft, das Helmut Kohl in seiner Rede 
zum 20. Juli 1994 immißverständlich umrissen hat. 
(Siehe die Passage über die Großwetterlage sowie 
den Diskussionsbeitrag von Horst Leutemann mit 
unserer Analyse dieser Rede in der Sommerschule.)

Zur politischen Situation 
im Oktober 1994
Die neue Fraktion tritt unter jenen Bedingungen an, 
die sich daraus ergeben, wie sich im Oktober jene 
politische Krise gestaltet, die mit dem Wahlergebnis 
vom 12.6. unübersehbar in Erscheinung getreten ist. 
Entweder die Oktoberwahlen bestätigen dieses Er­
gebnis, dann ist nach den Worten von Helmut Kohl 
am 20. Juli in Berlin die Gefahr schon fast nicht 
mehr abwendbar, und die um ihn gescharten Politi­
ker werden das Widerstandsrecht, wie er es formu­
liert hat, für sich in Anspruch nehmen. Oder aber 
die Wahlen zeigen, daß die politische Klasse die Kri­
se noch einmal hat abwenden können. Dann wird sie 
alles unternehmen, um eine Wiederholung auszu­
schließen. Wenig wahrscheinlich scheint mir eine 
Sieges-Euphorie ähnlich der Situation nach den 
Volkskammerwahlen vom 18.3.90.

Auf jeden Fall wird dem 16. Oktober eine zuge­
spitzte politische Auseinandersetzung folgen, der 
sich die neue Fraktion vom ersten Tag an stellen 
muß. Die Debatte um die. politische Einschätzung 
der Kräfteverhältnisse, um eine differenzierte Sicht 
aller handelnden politischen Kräfte ist daher von 
entscheidender Bedeutung für eine richtige Vorbe­
reitung der kommenden Fraktion, der gesamten 
Partei und ihrer Sympathisantinnen^und Sympathi­
santen, ihrer Wählerinnen und Wähler.

Die folgenden Thesen sollen diese Debatte eröff­
nen.
1. Ungeachtet dessen, wie sich die ökonomische 
Krise entwickelt, haben die Wahlen vom 12.6. eine 
radikale politische Krise signalisiert: das seit dem 
Godesberger Programm der SPD geschaffene Sy­
stem einer Ausbalancierung aller Konflikte in einer 
nicht in Frage gestellten Herrschaft der beiden 
„Volksparteien“ mit verteilten Rollen droht aus 
dem Ruder zu laufen, seitdem ein emstzunehmender 
Tbil der ostdeutschen Wählerinnen und Wähler den 
Grundkonsens dieses Systems, daß es zu ihm keine 
Alternative gibt, nicht übernommen hat. Zu diesem 
Tbil sind die Wählerinnen und Wähler der PDS zu 
rechnen, aber auch ein schwer kalkulierbarer Tbil 
der Wählerinnen und Wähler der SPD und der Grü­
nen im Osten. Er trägt auch jenen Tbil von Politike­
rinnen und Politikern dieser Parteien, die eine Poli­
tik wie in Sachsen-Anhalt wieder für möglich hal­
ten.

Diese Eröffnung einer nicht von vornherein aus­
sichtslos erscheinenden Alternative droht ein fest­
gefügtes politisches System zu öffnen. Und das gera­
de in dem Augenblick, wo die Rückgängigmachung 
des 2. Weltkriegs großdeutschen Politikern nahezu 
völlig gelungen zu sein scheint, wo selbst notori­
schen Optimisten wie Helmut Kohl die Gefahr des 
Rückfalls in bewaffnete Konflikte als reale Alterna­
tive zu der von ihnen angestrebten Stabilität unter 
ihrer Hegemonie erscheint.
2. Helmut Kohl hat es am 20. Juli klar und deutlich 
gesagt: das Verhängnis für ihn und seinesgleichen 
sei schon fast nicht mehr abwendbar, wenn Tbile der 
gesellschaftlichen und politischen Elite sich auf die 
politische Alternative einließen, ja schon dann, 
wenn sie aus falsch verstandener Tbleranz jene für 
eine Normalität der Demokratie hielten, die den 
Grundkonsens der Altemativlosigkeit aufkündi­
gen, die den gesetzlich fixierten Zustand der Bun­
desrepublik untergraben. (Dabei benutzt er ge­
schickt den schimmernden Doppelcharakter des Be­
griffs Rechtsstaat als rechtsstaatlich organisierter 
Staat und als Staat in seiner konkreten Gesetzes­
ordnung, die unentwegt zu ändern das Vorrecht sei­
ner Partei bleiben soll, während alle anderen als 
Todfeinde des Rechtsstaates gebrandmarkt wer­
den.)
3. Und Kohl läßt keinen Zweifel daran: Wenn die 
Demokratie den Rechtsstaat nicht mehr schützt, 
was ihre wichtigste Rolle sei, d.h. wenn demokra­
tisch solche unerwünschten Veränderungen der be­
stehenden Gesetze zustande kämen, dann gelte es, 
das Widerstandsrecht zur Verteidigung des Rechts­
staates zu nutzen. Und dieses Widerstandsrechf 
rechtfertigt alle Formen des Widerstands, entbindet 
von allen Eiden und Bindungen.
4. Während Helmut Kohl mit der ihm eigenen Ent­
schlußkraft und der von ihm vor einem Jahr offen-
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herzig bekannten Liebe zur Macht seine Position zu 
der Gefahr einer alternativen Öffnung des altema- 
tivlosen Systems der Herrschaft der „Volkspartei­
en“ mit verteilten Rollen formuliert hat, stehen alle 
anderen politischen Kräfte noch vor der Herausfor­
derung, ihre Position zu dieser erstmaligen Situa­
tion zu bedenken, zu wählen, zu formulieren und in 
praktische Politik umzusetzen.
5. Wäre eine solche Sicht der Situation in den 
Grundzügen richtig, so stünde die Fraktion der Of­
fenen Liste der PDS vor einer Doppelaufgabe: die 
Chancen einer alternativen Öffnung des Herr­
schaftssystems der Volksparteien mit verteilten 
Rollen glaubhaft zu machen, die Nutzung dieser 
Chance durch andere demokratische politische 
Kräfte zu befördern und gleichzeitig dem Wider­
stand des Kohl-Flügels zu begegnen, ohne den 
Rechtsextremisten aller Couleur die Chance zu ge­
ben, aus der politischen Krise erneut zu profitieren.
6. Die Politikfähigkeit der PDS würde damit zur 
alles entscheidenden Frage.' Nicht die richtigen In­
halte an sich entschieden also, sondern die Fähig­
keit, sie so rüberzubringen, daß sie in der Öffent­
lichkeit der Betroffenen plausibel erscheinen und 
daß sie andere Reformkräfte zu politischem Han­
deln im Interesse der Betroffenen ermutigen, statt 
sie zu blockieren.

Welches Mandat hat die PDS von, 
ihren Wählerinnen und Wählern?
So schwer es ist, die Motive differenziert zu erfas­
sen, die Wählerinnen und Wähler bewegten und be­
wegen werden^für die PDS zu stimmen, so erscheint 
mir folgendes sehr wahrscheinlich.
— Die Motive sind unterschiedlich bis widersprüch­
lich.
— Die Interpretation der Jenaer Wahlforscher hat 
eine hohe Plausibilität: das Wahlverhalten im 
Osten war eine soziale Widerstandsaktion gegen den 
Transformationsprozeß.
— Ein solches Verständnis schließt sowohl die ein,
die eine antikapitalistische Alternative wollen, wie 
auch all die, die sich nicht erneut in eine Situation 
ohne Alternative pressen lassen wollen und die ent­
weder glauben, das den Herrschenden schon mit 
ihrer Wahlentscheidung zu demonstrieren (Wir 
könnten ja auch die wählen!), oder aber der PDS 
zutrauen, sich nicht der Altemativlosigkeit zu beu­
gen. .
— Das bedeutet einen dreifachen' Wählerauftrag: 
sich nicht in die Spielregeln der Herrschaft der 
Volksparteien mit verteilten Rollen drängen zu las­
sen, realistische Alternativen zu finden und in die 
Öffentlichkeit zu bringen, sich politikfähig gegen­
über allen Reformkräften zu erweisen, die Chancen 
für eine alternative Reformpolitik zu wahren und zu 
mehren.
7.8.1994

Opposition oder
Mitgestalten und Integration

VON STEFFEN KACHEL UND 
MARIO HESSELBARTH

Vorbemerkung:
Da Dieter Strützel in seinem kurzen Vorwort an 
Klaus Höpcke betont, daß er bis auf 2 Thesen und ei­
nem anderen Anfang mit den übrigen Intentionen 
von Werner Grahn inhaltlich übereinstimmt, ist die 
nachfolgende Kritik ausdrücklich auf beide Auto­
ren zu beziehen.
1. zum Oppositionsverständnis
Tatsächliche Opposition ist keine Regierung im 
Wartestand. Sie beschränkt sich auch nicht auf eine 

Einstellung, die sich von einer Regierung oder den 
sie unterstützenden Kräften abhebt. Tatsächliche 
Opposition bedeutet Widerstand gegen jede Form 
von Herrschaftspolitik. Sie umfaßt die Entwicklung 
von Alternativen, konsequente Vertretung von In­
teressen Betroffener und das Einbringen in Sachfra­
gen. Sie schließt Kungelei, Kompromisse bis zur 
Unkenntlichkeit und eine Politik hinter dem Rüc­
ken Betroffener aus. Sie verweigert sich jeder Form 
von Diskriminierung, Ausgrenzung und Benachtei­
ligung von Menschen.

. 2. zur gegenwärtigen Situation
Die Anschlußpolitik der Kohl-Regierung ist nicht 
gescheitert. Wer dies verkündet, hat ihr Programm 
nicht erkannt und ist nicht in der Lage, gegen diese 
Politik wirksamen Widerstand zu entwickeln. Diese 
Anschlußpolitik ist die logische Fortsetzung der 
Wende seit 1982 und hat ihre wesentlichen Ziele er­
reicht : Die Strukturen der alten BRD wurden dem 
Osten aufgedrückt, die westdeutsche Oberschicht 
hat dick am Anschluß verdient. Es findet eine Kri­
minalisierung all dessen statt, was nach Alternati­
ven aussieht. An diesen Ergebnissen ändert auch 
eine mögliche Wahlniederlage der Regierungskoali­
tion nichts.

(Was die Einschätzung der Politik von CDU/ 
CSU/FDP betrifft, stimmen wir mit Dieter Strüt- 
zels Altemativthese überein.)
3. zur PDS-Entwicklung
Die Einschätzung der PDS-Entwicklung ist wohl 
nicht auf 2 Phasen begrenzbar (Überlebenskampf 
1990, Richtungsstreit 1991, endgültige Stabilisie­
rung ab Januar 1993 usw.). Vor allem aber muß die 
Frage beantwortet werden, warum die PDS nicht 
auf der Höhe der Zeit ist. Denn die Feststellung al­
lein reicht nicht aus, die Gründe und Ursachen sind 
zu hinterfragen.

Sie liegen u.E. in der Rückwärtsentwicklung 
von Basisdemokratie, Transparenz und Öffentlich­
keit, im immer größer werdenden Defizit der Be­
schäftigung mit theoretischen Fragen in der Basis, 
in der mangelnden Fähigkeit, mit unterschiedlichen 
politischen Ansätzen produktiv umzugehen, in der 
Tatsache, daß es seit 1991 keine personelle Erneue­
rung in den Gremien gegeben hat.
4. zur PDS-Erneuerung
Eine Klärung des Stalinismusbegriffs durch die 
PDS für die politische Praxis ist notwendig.

(Für uns beschränkt sich Stalinismus nicht auf 
die Lager, den Massenterror und die Schauprozesse. 
Er ist immer dort in der Geschichte der sozialisti­
schen Bewegung anzutreffen, wo mit inhumanen 
Mitteln die Macht von einzelnen oder Minderheiten 
durchgesetzt wurde.)

Offen bleibt im Thesenpapier, worin die Erneue­
rung der PDS und die damit verbundenen Inhalte 
bestehen sollen.
5. zur Verfassungstreue
Der Vorwurf der Verfassungsfeindlichkeit seitens 
des politischen Gegners und unsere Reaktionen dar­
auf verwischen lediglich, für wen und was die PDS 
tatsächlich eine Gefahr darstellt. Nicht für den jetzi­
gen Bestand der BRD, sondern für den Rechtsruck 
und den Frontalangriff der Konservativen auf die 
jetzige Gesellschaft und die Verfassung. Die PDS 
sollte keinen Schwur auf das Grundgesetz ablegen 
oder ständig ihre Verfassungstreue manifestieren, 
da das Grundgesetz auch keine ewige Wahrheit dar­
stellt. Wir sollten aber deutlich machen, daß soziali­
stische Ansätze nie gegen die Mehrheit der Men­
schen durchgesetzt werden können und nicht hinter 
den Stand an persönlichen Rechten und Freiheiten 
zurückgehen dürfen, den bereits die kapitalistische 
Gesellschaft erreicht hat. Das ist eine Lehre aus un­
serer Geschichte.
6. zum Wunsch, daß die PDS endlich als normale 
Partei von den anderen anerkannt wird
Wir hoffen, daß die Schwierigkeiten, als normale 
Partei anerkannt zu werden, bestehen bleiben und 
zunehmen.
7. zur angeblichen Homogenität der Opposition 
Eine Homogenität der Opposition hat es in der Alt- 
BRD nie gegeben. Das kann aber nur sehen, wer 
auch außerhalb der Parlamente Oppositionsbewe­
gungen als solche erkennt, wie z.B. die Bewegung 
gegen die Wiederauf rüst ung der BRD in den 50er 
Jahren, die 68er-Bewegung, die Anti-AKW-Bewe- 
gung in den 70er Jahren oder die Friedensbewegung 
in den 80er Jahren. Insofern war die gesamte Oppo­
sition nie homogen, und die außerparlamentarische 
Opposition übte immer auch mehr oder weniger 
Einfluß auf die „große Politik“ aus.

Seit 1983 hat die SPD ihre alleinige Rolle als 

parlamentarische Opposition verloren. Die Opposi­
tion im Bundestag/Landtagen ist momentan viel­
fältig. In Frage steht, ob dies so bleibt. Die Grünen 
haben ihr ursprüngliches Profil bereits aufgegeben, 
der PDS könnte gleiches passieren.
8. zum PDS-Profil
Eine Stärkung des PDS-Profiles durch wissen­
schaftliches Potential allein wird nicht zu machen 
sein. Neben der Überwindung von Wissenschafts­
feindlichkeit ist endgültig die Überwindung der Po­
litik von oben erforderlich.

Notwendig ist vor allem die Einbeziehung der 
Erfahrungen vieler Menschen an der Basis, sowohl 
innerhalb als auch außerhalb des linken Spektrums.
9. zum Staat als Parteieigentum
Die etablierten Parteien überhaupt betrachten den 
Staat als ihr Eigentum. Wir sollten nicht den Ver­
such unternehmen, diese Tatsache zu verschleiern 
und so die etablierten Parteien zu unterstützen. Sie 
verteilen alle wesentlichen Ämter, Posten und 
Funktionen unter sich und oftmals in trauter Ab­
sprache von Regierung und Opposition. (Dies ist 
übrigens auch ein Grund, warum sie Kartelle gegen 
die PDS schmieden, nämlich um sich ihre Pfründe 
gegen unliebsame Konkurrenz zu schützen.) Ziel der 
PDS als gesellschaftlicher Opposition muß es sein, 
den Einfluß von Parteien zu beschränken. Nicht 
Parteibücher, sondern fachliche und menschliche 
Kompetenz müssen ausschlaggebend bei der Beset­
zung von Posten sein.
10. zur Integration
Jede Oppositionskraft, die sich in die von ihr be­
kämpften gesellschaftlichen Verhältnisse integrie­
ren ließ, gab sich als gesellschaftliche Opposition 
selbst auf.

Es existiert keine Autorität, die den Begriff ver­
fassungsmäßige Ordnung akzeptabel definiert und 
von der die PDS das Recht auf Opposition übertra­
gen bekommen müßte. Im Gegenteil, hier stimmen 
wir mit der Altemativthese von Dieter Strützel 
überein, daß das Recht auf Widerstand (und damit 
Opposition) Grundlage aller Menschenrechte ist.

Bleibt abschließend zu fragen:
Wann würde eine Integration in die jetzige Ge­

sellschaft die PDS ihren Zielen näher bringen ?
11. zu Tolerieren und/oder Regieren
Für uns schließt Opposition die Duldung einer Min­
derheitsregierung nicht aus. Im Gegenteil. Indem 
die Regierung nicht von vornherein über eine Mehr­
heit im Parlament verfügt, muß sie sich ihre Mehr­
heiten von Fall zu Fall suchen. Dies ermöglicht der 
Opposition größere Mitsprache, aber auch größere 
Verantwortung für den Fall der Ablehnung von Ge­
setzen. Wir halten solche Minderheitsregierungen 
für geeignet, starre Strukturen aufzubrechen und 
die Legislative gegenüber der Exekutive zu stärken.

Schriftliche Tblerierungsabkommen, welche die 
PDS vertraglich an eine Regierung binden, lehnen 
wir ab. Die Übernahme von Regierungsverantwor­
tung ist für uns unter den heutigen Rahmenbedin­
gungen undenkbar, erfolgt sie dennoch, ist die PDS 
als gesellschaftliche Opposition erledigt.
12. zur Weiterarbeit nach dem 16.10A994
Die von Dieter Strützel erarbeiteten Thesen sollten 
nicht nur innerhalb der neuen Fraktion diskutiert 
werden. Sie könnten Ausgangspunkt für eine Debat­
te im gesamten Landesverband sein und dement­
sprechend öffentlich behandelt werden.
Schlußbemerkung
Der im Thesenpapier „Opposition — Mitgestaltung 
— Integration“ spürbar gewordene Politikansatz, 
Opposition als Regierung im Wartestand zu begrei­
fen, durch Anpassung an die gegenwärtige Ordnung 
eine Legitimation von den Herrschenden für die 
eigene Politik zu erhalten, uns als Regierung von 
morgen zu sehen und im vorauseilenden Gehorsam 
den außerparlamentarischen Bewegungen ihre für 
die Herrschenden so gefährliche Unberechenbar­
keit/Umsturzverdächtigkeit zu nehmen, steht im 
großen Widerspruch zur Wahlstrategie und zum 
Landtagswahlprogramm der PDS in Thüringen. 
Setzt sich ein solcher Politikansatz in der neuen 
Fraktion durch, wäre eine Integration der PDS in 
die Machtstrukturen das allerwahrscheinlichste 
Ergebnis, selbst wenn sie ausgegrenzt und von Re­
gierungsverantwortung ausgeschlossen bliebe.

Mit einem solchen Politikverständnis wird die 
PDS nicht mehr in der Lage sein, Opposition als Wi­
derstand zu begreifen. Ihre Alternativen wären tat­
sächlich nur noch Mitgestaltung der jetzigen Gesell­
schaft, aber eben keine grundsätzlichen Alternati­
ven.
Erfurt, 26.8.1994

(
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Berichte aus derArbeitsgruppe Geschichte

Der Widerstand gegen den Faschismus 1933-1945
Im folgenden werden die Protokolle der Arbeits­
gruppe Geschichte der „Jahreszeitenschule“ Schnep­
fenthal vom 21. bis 24. Juli 1994 wiedergegeben. Die 
Protokolle sind zumeist bruchstückhaft. Eine Zu­
sammenführung bzw. ein Abgleichen der Ergebnisse 
konnte aufgrund der Zeitknappheit nicht geleistet 
werden. Die Protokolle versuchen, Themenschwer­
punkte der Texte /Referate bzw. der Diskussionen 
wiederzugeben.

Neben den Diskussionen wurden im Rahmen der 
AG offene Veranstaltungen angeboten: eine „Er­
zähl-Lesung“ von Hans Voelkner, bei der er seinen 
Lebensweg und den seiner Eltern darstellte. Dies ist 
in seinem Buch „Salto mortale“ nachzulesen. Weiter 
wurden Dokumentarfilme zum 20. Juli gezeigt.

Festzuhalten bleibt, daß der Widerstand vielfäl­
tig war und aus unterschiedlichen Motiven heraus 
gehandelt wurde. Es wurde deutlich, daß die Begrif­
fe wie Antifaschismus und antinationalsozialistisch 
nicht zufällig von den Widerstand Leistenden ge­
wählt wurden und auch unterschiedlich interpre­
tiert werden. Dabei bedeutet Antifaschismus eher 
die Bekämpfung des Faschismus unter Teilnahme 
einer möglichst breiten Bevölkerungsschicht und 
einem Grundkonsens für eine zukünftige demokra­
tische Gesellschaftsform. Antinationalsozialistisch 
bedeutet auch Bekämpfung des Faschismus, aber 
auch eher die Ausgrenzung von gesellschaftlichen 
Kräften und Vorstellungen jenseits des bürgerlichen 
Lagers. Der Kurs sollte eine genauere Kenntnis über 
die verschiedenen Auffassungen vermitteln und 
möglichst Anregungen für eine aktuelle antifaschi­
stische Arbeit liefern.
Roy Weißenberger

Die „Rote Kapelle“
Die „Rote Kapelle“ war in der DDR immer wieder 
das Beispiel für den Widerstand gegen den Hitler- 
Faschismus, insbesondere die unterschiedlichen 
Strömungen, die daran beteiligt waren und die aus 
verschiedenen sozialen Schichten der Bevölkerung 
kamen. Die Rote Kapelle ist ein Beweis, daß im Wi­
derstand auch ein Nachdenken über ein zukünftiges 
Deutschland stattgefunden hat, daß es inneren Wi­
derstand in Deutschland gegeben hat und daß er 
selbst in Deutschland entstanden ist. Einen besonde­
ren Beitrag leisteten dabei Frauen, die darüber hin­
aus unter besonders schwierigen Belastungen litten, 
weil sie neben Arbeit und Widerstand auch noch für 
die Versorgung großer Familien zuständig waren.

Hans Voelkner wies in seinem Vortrag auf die 
Breite der Organisation „Rote Kapelle“ hin, die 
sehr weit verzweigt war. Sie stellte nicht nur eine 
politsche Breite dar, sondern widerspiegelt auch 
eine intellektuelle Breite ganz unterschiedlicher na­
tionaler Herkunft. Der Begriff „Rote Kapelle“ hat 
übrigens nichts mit der Kirche zu tun, sondern ist 
Ausdruck für das Zusammenwirken einzelner. Viele 
einzelne Pianisten wirkten eben in einer Kapelle 
(als Pianisten bezeichnete die Deutsche Abwehr ei­
nen einzelnen Funker, der den Gegnern Infomatio- 
nen zukommen ließ, Red.).

Hans Voelkner meint, daß über 90 % der Litera­
tur den Widerstand der „Roten Kapelle“ abenteuer­
lich darstellen, was mit der Realität wenig gemein 
hat, und diese Literatur ihr Geld nicht wert ist. Die 
„Rote Kapelle“ bestand nicht nur aus der Hamak/ 
Schulze-Boysen-Organisation, und in der Literatur 
wird die koordinierende Rolle von Trepper völlig 
verzerrt. Hans Voelkner meint, daß noch lange nicht 
alle Papiere auf dem Tisch liegen, um eine abschlie­
ßende Beurteilung abgeben zu können.

Um den deutschen Widerstand genau beurteilen 
zu können, sollte man sich immer wieder vergegen­
wärtigen, das die Deutschen nie haben eine Revolu­
tion durchsetzen können. Widerstand muß auch er­
folgreich sein, sonst muß er sich hinterher immer 
wieder rechtfertigen — war er überhaupt gerecht 
und warum scheiterte er usw. usf. Das besondere 
deutsche Obrigkeitsdenken konnte nie vernichtend 
geschlagen werden. Selbst die Sowjetunion hat im 
Kampf gegen den Hitlerfaschismus den „Internatio­
nalismus“ eingeschränkt und nationale Begrün­
dungszusammenhänge stärker hervorgehoben.

Deshalb ist es so wichtig,, den vielfältigen Wi­
derstand von unten darzulegen und seine Beweg­
gründe verstehen zu lernen.

Kommunistischer Widerstand
An diesem Ihg lagen drei Schriften über den antifa­
schistischen Widerstand von kommunistischer Seite 
vor. Sie wurden kurz referiert. Vorab eine Vorbe­
merkung: Die Kursteilnehmer/innen kritisierten, 
daß nicht allen die Unterlagen vorlagen bzw. be­
kannt waren. Unter diesen Umständen war eine für 
alle nachvollziehbare und demokratische Diskussi­
on leider nur bedingt möglich.

Die erste Schrift war: Die Ambivalenz der kom­
munistischen Wider Stands Strategie bis zur „Brüsse­
ler“ Parteikonferenz von Hermann Weber.

Hier wird u.a. dargelegt, wie die KPD den Hit­
ler-Faschismus unterschätzt hat. Brüning wird als 
Faschist bezeichnet, Schleicher und Papen werden 
als weitere Steigerung angesehen. Die Machtergrei­
fung Hitlers wird zunächst nicht als die große Nie­
derlage angesehen, vielmehr werde der Nazi-Faschi- 
mus sich selber entlarven und zusammenbrechen 
und die sozialistische Revolution endlich siegen. Die 
SPD wird als „Hauptfeind innerhalb der Arbeiter­
klasse“ gesehen. „Aktionseinheit von unten“, aber 
keine Absprachen mit der Führung werden von der 
KPD angestrebt. Die Haltung der KPD ist bestimmt 
von der KPdSU. Weber spricht von einer „Kettung 
an die sowjetische Außenpolitik“ und von der KPD 
als „nicht selbständige Partei“. Gegen diese Sicht­
weise wird angeführt, daß die KPD sehr wohl eine 
selbständige Partei mit selb st verantwortlichen Mit­
gliedern sei. Man könne höchstens von freiwilliger 
Selbstbeschneidung sprechen. Ein anderer weist 
darauf hin, daß es keine Möglickkeit gab, anders zu 
entscheiden als die Komintern, außer durch Selbst­
auflösung. Schuld an der Gängelung der KPD sei 
aber nicht, wie Weber behauptet, der Internationa­
lismus, sondern der Zentralismus und das Nichtaus­
einanderhalten von Partei und Staat.

Die zweite Schrift hieß Revolutionäre Perspek­
tiven des kommunistischen Widerstands von Arnold 
Sywottek. Die Schrift handelt vom „Wandel von 
.Revolution* im politischen Kalkül der KPD von 
1935 bis 1945“. Erwartete anfangs der kommunisti­
sche Widerstand den baldigen Sieg der proletari­
schen Revolution, so war die Aufgabe später: aktive 
Vollendung der „bürgerlichen-demokratischen“ 
Umbildung. Sywottek verweist auf den Zusammen­
hang der sowjetischen Außenpolitik und der Volks­
frontpolitik ab 1935. Mit der Volksfrontpolitik soll­
te die staatliche Bündnispolitik der Sowjetunion 
unterstützt werden. Die Volksfront-Politik war tak­
tisch bestimmt und könnt nur so lange gelten, wie 
die SU eine Verschnaufpause brauche.

Der dritte Text hieß Volksfront und Volksbwe- 
gungskonzept von Detlev Peukert. Die Bündnis- 
und Politikfähigkeit der KPD sei zu Beginn des Fa­
schismus stark eingeschränkt gewesen. Die größte 
Niederlage, der Machtantritt der NSDAP, wird zu­
nächst nicht als Niederlage eingeschätzt, sondern 
als vorübergehende Erscheinung. Die Propagierung 
des revolutionären Massenkampfs stimmt mit der 
Wirklichkeit von 1933 und 1934 nicht überein. Die 
Partei erlitt hohe Verluste. Der kommunistische 
Widerstand organisierte sich zwischen 1933 und 1935 
aber immer wieder aufs Neue. Hauptinhalt der Ar­
beit war die Aufrechterhaltung der Organisation. 
Das Volksfrontkonzept war nach der Niederlage im 
spanischen Bürgerkrieg und in Frankreich erledigt. 
Mit dem Nichtangriffspakt zwischen Nazi-Deutsch­
land und SU verzichtete die Auslands-KPD auf die 
Losung „Stürzt Hitler“ im Gegensatz zur Inlands­
KPD. In der Beurteilung, was nach dem Sturz Hit­
lers kommen müsse, herrschte die Meinung: kein 
Zurück zu einer parlamentarischen Republik wie 
Weimar, sondern starke Exekutivrepublik mit star­
ker Umerziehungskompcnente des deutschen 
Volkes.

Der Widerstand der KPD-0
Die KPD-0 (KPD-Opposition, oder auch einfach 

KPO genannt, Verf.) entstand 1928 auf der Grundla­
ge einer scharfen Kritik an der KI (Kommunisti­
schen Internationale, Verf.) bzw der KPD. Im we­
sentlichen ging es um die Ablehnung der „Sozialfa­
schismusthese“. August Thalheimer, einer ihrer 
Führer, war vorher noch in der Programmkommis­
sion für den 6. Weltkongreß der KI gewesen.

Die Mehrheit der Mitglieder wurde aus der KPD 
ausgeschlossen. Gleichzeitig strebte die KPO an, 
sich mit der KPD zu vereinigen, wozu es aber nie 
kam. Eher harte Auseinandersetzung bestimmte das 
Verhältnis zwischen KPD und KPO. Später spaltete 
sich die KPO, viele Genossen gingen wieder in die 
KPD, andere über die SAP in die SPD.

Einerseits war die KPO nicht durch die auf die 
SPD bezogene „Sozialfaschismusthese“ vorbelastet, 
andererseits lehnte sie jedes Zusammengehen mit 
bürgerlichen Kräften zur Bekämpfung des National­
sozialismus (Einheitsfrontpolitik der KPD, Verf.) 
ab. „Antifaschismus bedeutet Sozialismus“ meint, 
daß es a) keine anderen „Antifaschisten“ und b) kei­
ne Übergangsformen nach der Zerschlagung des Fa­
schismus gibt.

Relativ früh hatte die KPO eine Faschismusana­
lyse, für sie war der Faschismus nicht eine schnell 
vorübergehende Erscheinung. August Thalheimer 
bezieht sich in seiner Analyse auf die Marxsche 
Schrift 18. Brumaire des Louis Bonaparte. Er stellt 
fest, daß nicht die Herrschaft der Bourgeoisie wich­
tig sei, sondern die Ihtsache, daß sie die Herrschaft 
an die Faschisten übergibt.

Die Schwerpunkte der politischen Arbeit waren 
die Gewerkschaftsarbeit und die Basisgruppenar­
beit. Es wurde von Anfang an mit konspirativen 
Mitteln gearbeitet. Dies erlaubte zum Anfang der 
NS-Herrschaft eine Fortführung der Arbeit. Gleich­
zeitig kann durch die Konspirativität Erfolg des 
Widerstands nie genau gemessen werden. Ziel war 
ein Generalstreik, der in einen politischen Streik 
übergeht.

Die KPO wurde von der Gestapo bzw. durch die 
Flucht ins Ausland dezimiert.

Beide — KPD und KPO — sagen nichts zur Ver­
nichtung der Juden. In unserer Diskussion wurde 
bedauert, daß eine Strömung wie die KPO entweder 
nicht zur Kenntnis genommen werden konnte wie in 
der DDR oder nicht zur Kenntnis genommen wurde 
wie in Westdeutschland. Hier stellt sich die Frage 
von Demokratie innerhalb der Partei (oder einer 
Partei) und dem Umgang mit anderen Strömungen 
innerhalb der sozialistischen Bewegung.

Klar ist, daß die Herrschaft des Faschismus 
auch die Frage nach Bündnispartnern bzw. Gegnern 
anders stellt. Dies sollte eine Lehre für den antifa­
schistischen Widerstand sein.

Der Kreisauer Kreis
Der Kreisauer Kreis (KrK) ist sehr „buntscheckig“ 
zusammengesetzt aus Adeligen, Offizieren, Beam­
ten, Gewerkschaftsführern und Geistlichen. Daraus 
erklärt sich sicher sein Hang zum Elitedenken.

Der KrK wollte nicht zurück zur Weimarer Re­
publik, der Faschismus war seiner Meinung nach 
ein Ausfluß der Parteienpolitik.

Der KrK ist auch fasziniert vom Nationalsozia­
lismus und seiner Massenmobilisation. Die Vorstel­
lungen des KrK zu Gewerkschaften als „nur Be­
triebsgewerkschaften“ sind nicht weit entfernt von 
der der DAF. Es soll keine Tarifautonomie geben.

Bei den Eigentumsvorstellungen (es ist unan­
tastbar) fällt der KrK hinter die franz. Revolution 
zurück — die Jakobiner wollten das Eigentum und 
die Verfügungsmacht in der Wirtschaft trennen. So 
ist der Spachgebrauch in Bezug auf politische Ver­
waltungsorgane und Produktionweisen (Reichsver­
weser etc.) von ständischen Vorstellungen geprägt, 
die einen Hang zu vorindustriellen Verhältnissen 
suggerieren.

Seine Wirtschaftspolitik (Ger van Roon, S. 18) 
hat Ähnlichkeit mit den Vorstellungen, wie sie von 
der SED formuliert wurden. So soll die Wirtschaft 
der Gemeinschaft und dem einzelnen dienen. Dazu 
gehört auch die Sicherung von sozialen Rechten 
(Wohnung, Nahrung etc.). Diese zunächst positiv
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klingenden Vorstellungen münden in Gedanken zur 
„europäischen Wirtschafts- und Friedensordnung“, 
hier kann sich eher Kohl etwas heraussuchen, das 
Konzept ist aggressiv und antikommunistisch (Ger 
van Roon, S.21). So soll ein Gesamtstaat Europa 
entstehen, in den alle Staaten bis zum Ural einge­
gliedert werden sollen, unabhängig davon, ob dies 
die Beteiligten wünschen oder nicht.

Durchgehend sind die Vorstellungen vom christ­
lichen Abendland. In ihm soll das Deutsche Reich, 
möglichst als Hegemonialmacht in Europa, beste­
hen bleiben. Über diese vermeintliche gemeinsame 
Erbe sollen die Westalliierten für den Kampf gegen 
die vermeintlichen Barbaren aus dem Osten (So­
wjetunion) eingenommen werden. Dieses Kalkül 
(gegen Ende 1943) entspringt der Einsicht, daß der 
faschistische Angriffskrieg bereits verloren.ist.

Scharf kritisiert wurden die Vorstellungen zur 
Familienpolitik. Die Frau soll wieder ihre traditio­
nell Rolle als Mutter und Hüterin der Familie ein­
nehmen. Im Briefwechel mit seiner Frau schreibt 
einer der Moltkes sogar, die Frauen sollten kein 
Wahlrecht haben.

Bei der Diskussion über das Verhältnis von 
Staat und Schule wurden die unterschiedlichsten 
Erfahrungen vom Staat deutlich. Einigkeit besteht 
wohl darin, daß die Staatsschule in Deutschland den 
Fortschritt nicht gerade befördert hat und daß 
„Staatsabbau“ notwendiger Bestandteil einer sozia­
listischen Bewegung sein muß. Dabei bedeutet 
Staatsabbau nicht zwangsläufig Privatisierung, 
sondern kann auch emanzipatorisch angelegt sein.

Der KrK hat den Rassismus nicht thematisiert, 
kein Wort kommt zur Judenvemichtung.

Wir haben festgestellt, daß jeder zum Wider­
stand gehört, der dazu beiträgt, Hitler und sein Sy­
stem zu beseitigen.

Bei aller berechtigten Kritik an den Kirchen 
sollten wir aber nicht vergessen, daß es u.a. einen 
katholisch motivierten Widerstand gab, der auch 
teilweise beim KrK mitgearbeit hat. Die Priester 
und Pfarrer im Widerstand wurden von ihren Kir­
chen verlassen, denunziert und ausgeliefert.

Militärischer Widerstand
Wir hatten aber unsere Schwierigkeiten mit dem 
militärischen Widerstand:

Zunächst haben diese Offiziere mit zum An­
griffskrieg beigetragen, entscheidend für ihren Wi­
derstand war wohl die drohende Niederlage.

So gab es Vorstellungen, einen Separatfrieden 
mit den Westmächten zu schließen, um diese dann 
vielleicht sogar in den Krieg gegen die Sowjetunion 
hineinzuziehen. Die Umsetzung des „Walküre- 
Plans“ (der Innere Notstand und die Ausführung der 
damit zusammenhängenden Befehle) nach dem At­
tentat am 20. Juli 1944 hätte eine Militärdiktatur 
bedeutet. Eine Entwaffnung der SS und die Auflö­
sung der NSDAP hätte auch die Frage der Akzep­
tanz für solch ein Vorgehen in der Bevölkerung ge­
stellt.

Einen Teil der Diskussion widmeten wir Claus 
Graf Schenk von Stauffenberg. In seiner Jugend 
wurde er geprägt von dem Neoromantiker Stefan 
George: antipreußisch, antimilitaristisch, Gegner 
der bürgerlichen Gesellschaft. Stauffenberg wollte 
eine konservative Revolution gegen die Nazis, er 
hat die Schuld Hitlers erkannt und entschließt sich 
zum Handeln. Sicher hat die Ritter- und Adelsklasse 
die Nazis verachtet, das aber eher aus einem Elite­
denken heraus.

Die entscheidende Motivation war: Wenn der 
Staat nicht mehr funktioniert, ist Tyrannenmord 
gerechtfertigt. Noch einmal am Schluß dieser Dis­
kussion hielten wir fest: Es gibt unterschiedliche 
Motivationen gegen den Faschismus, der Begriff 
„Antifaschismus“ muß aufgegliedert werden. Es 
gibt auch punktuelle Widersprüche zum Faschis­
mus. Es ist nicht an uns, anderen abzusprechen, daß 
sie Widerstand geleistet haben — die faschistische 
Barbarei ist schlimm genug.

Kohls Rede
Das letzte Thema des Geschichtskurses war die Dis­
kussion um die Rede Helmut Kohls zum 50. Jahres­
tag des 20. Juli 1944 in Berlin.

Zunächst suggeriert Kohl die Ehrung des Wider­
stands gegen den Nationalsozialismus in seiner gan­
zen Vielfalt. Dabei wird der Widerstand zumeist 
personalisiert. Neben den Hingerichteten des 20. Ju­
li finden sich die Geschwister Scholl und der Tisch­

lergeselle Johann Georg Elsner. (Er hatte ein Atten­
tat auf Hitler in den 30er Jahren geplant und ausge­
führt. Hitler entkam lediglich durch einen Zufall.) 
Wichtig ist Kohl, den kommunistischen Widerstand 
zu diffamieren. Er bedient sich der Tbtalitarismus- 
these, die eine zentrale Rolle in den Ausführungen 
spielt.

Kohl spielt sich in Person und politischer An­
schauung als die Verkörperung der Widerstandstra­
dition in unserer Gesellschaft auf. So sagt er: „Die 
entscheidende moralische Trennlinie ... verläuft 
nicht zwischen links und rechts, sondern zwischen 
Anstand und Ruchlosigkeit.“ Wer sodann am Kohl­
sehen Anstand zweifelt, sieht auch gleich die Rote 
Karte.

Kohl weiter: „Wer politischen Extremismus als 
etwas Normales verharmlost und dessen Intoleranz 
aus falsch verstandener Großmut toleriert, der ver­
sündigt sich ... an unserer Demokratie.“ Weiter 
vorn führt der Kanzler aus: „Wer heute konsequent 
unsere freiheitliche Demokratie verteidigt, wird 
morgen nicht in die Lage kommen, Widerstand lei­
sten zu müssen.“ Aus dem Gesagten ergibt sich meh­
reres.

Zunächst wird die Demokratie auf den Rechts­
staat reduziert, es ist die Umkehrung des demokra­
tischen Prinzips, daß das Recht die Demokratie 
schützen soll. Sollte sich die Bevölkerung einmal 
für ein anderes Staatssystem entscheiden, und zwar 
unabhängig davon, welches, so müßte diese demo­
kratische Entscheidung nicht akzeptiert werden.

Weiter bedeuten seine Ausführungen, daß Men­
schenrechte und Würde (was immer dies auch sei, 
soziale Rechte gehören explizit nicht dazu) in der 
Bundesrepublik garantiert werden, Feinde aber ei­
nem Sonderrecht unterliegen. Hier handelt es sich 
um unverhohlene Drohungen gegen die PDS, um 
nur ein Beispiel anzuführen, da sie als „Erbin“ der 
SED, und somit der DDR als eines „totalitären Un­
rechtsstaats“, definiert ist.

So ist die Kemaussage der Rede: „Unser Staat, 
die Bundesrepublik Deutschland, gründet sich auf 
... (den) antitotalitären Konsens, auf die Absage an 
jede Form der Diktatur, Willkür und Unrecht. Diese 
Gemeinsamkeit ist das Herzstück unserer Staatsrä­
son.“ Damit versucht Kohl, die CDU und alle ande­
ren bürgerlichen Kräfte in die Einheitsfront gegen 
Links zu ziehen. Deutlich wird dies an der vermehr­
ten Benutzung des Volksfrontbegriffs in diesem 
Jahr als politischer Kampfbegriff von Rechts. Dies 
hat zur Folge, daß politischer Widerstand (hier von 
Links) auch als solcher bezeichnet wird. In den 70er 
und 80er Jahren handelte es sich lediglich um Terro­
risten. Ein demokratischer und sachlicher Diskurs 
wird aber gleichzeitig in der Öffentlichkeit unter­
drückt.

Abschließend läßt sich festhalten: Es handelt 
sich um eine programmatische Rede mit klassi­
schem rethorischen Zuschnitt. Derzeit finden mas­
sive Veränderungen der Verfassung und damit Um­
definierungen des gesellschaftlichen Konsens statt, 
diese laufen aber an der öffentlichen Diskussion 
vorbei. Gleichzeitig wird im voraus jeder denkbare 
(organisierte) Widerstand als dem Rechtsstaat ent­
gegenstehend bestimmt. Die Aktualität dieser Rede 
läßt sich vielleicht am folgenden Beispiel verdeutli­
chen. Lang verschmähte Offiziere werden in einem 
Moment geehrt, in dem die Bundesrepublik die Fol­
gen der Niederlage im zweiten Weltkrieg fast voll­
ends abgeschüttelt hat. Diese Offiziere stellen nun 
das gute nationale Gewissen Deutschlands dar, und 
in diese Tradition soll auch die Bundeswehr gestellt 
werden. So ist kein Zufall, daß dies in einem Mo­
ment geschieht, in dem die Einsatzbedingung der 
Bundeswehr durch das Verfassungsgerichtsurteil 
umdefiniert wird. Ebensowenig ist es Zufall, daß 
sich das Verteidigungsministerium just in dem Ge­
bäude niederläßt, in dem mehrere oberste Militäror­
gane während des Faschismus ihren Sitz hatten und 
in dessen Hof einige der Offiziere des 20. Juli er­
schossen worden sind. Hier wird Legendenbildung 
betrieben und einer agressiven Außenpolitik der 
Bundesrepublik Vorschub geleistet.

Kohl wollte schon lange diese Rede halten. Es 
ist eine Wahlrede erpresserischen Inhalts, ein Gene­
ralangriff gegen große Teile der Bevölkerung, der 
Vorbote des neuen Regierungsprogamms Helmut 
Kohls.
(Protokolle: jöd, scr, ros, rwe)
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Die Rede Kohls zum 20. Juli

Eine Kampfansage an die 
linke Opposition

VON HORST LEUTEMANN

Im Vorfeld und der Diskussion über die Gestaltung 
der Feierlichkeiten zum 50. Jahrestag des Anschla­
ges auf Adolf Hitler vom 20. Juli 1944 ist es zu eini­
gem Protest gegen diese Veranstaltung gekommen.

Zunächst gab es von Seiten der bürgerlichen Op­
position bis zu Sozialdemokraten einige Unstim­
migkeit darüber, daß Kohl beanspruchte, auf dieser 
Gedenkfeier als Alleinredner aufzutreten. Noch be­
vor dieser Streit richtig ausgetragen wurde, kam 
durch einen Nachfahren von Stauffenberg die näch­
ste und in der Öffentlichkeit dominant diskutierte 
Frage auf, ob denn in der Dauerausstellung zum Wi­
derstand neben Stauffenberg und den anderen Ver­
tretern des bürgerlichen Widerstandes auch der 
kommunistische Widerstand in den Personen Ul­
bricht und Pieck vertreten sein dürfte. Diese ver­
körperten aus dessen Sicht ein totalitäres Staatssy­
stem und hätten somit nichts neben den „Helden des 
20. Juli“ zu suchen. Die vom Stauffenberg-Nach­
kömmling initiierte Kampagne gegen den kommu­
nistischen Widerstand ist sicherlich ein schwerer 
und emstzunehmender Vorstoß, der politisch ge­
schickt in die Wege geleitet wurde. Kein Politiker 
hätte sich mit einer derartigen Position so offen ex­
ponieren können wie ein Verwandter, der seine Fa­
milienehre gekränkt wähnt.

Unter diesen Vorzeichen erschien die Rede 
Kohls für die Linke natürlich in einem besonderen 
Licht, denn hier ging es ja nicht allein um die Frage, 
wie der bürgerliche Tbil der Gesellschaft seine Hel­
den ehrt, sondern mit welchem gesellschaftlichen 
Stellenwert der kommunistische oder sozialistische 
Widerstand auch für die Zukunft betrachtet werden 
würde. Dies ist nicht nur für diejenigen, die sich in 
diesem Widerstand aktiv beteiligten, eine Frage der 
Anerkennung und der politischen Identität, sondern 
auch eine Frage der historischen Betrachtung und 
Bewertung der Rolle dieses Widerstandes und wird 
damit auch eine in die Zukunft gerichtete Aussage 
von höchster Bedeutung.

Es ist daher mehr als verständlich, daß sich vor 
diesem Hintergrund die Betrachtung der Feierlich­
keiten vor allem auf die Frage konzentrierte, wie 
Kohl sich zu diesen Fragen verhielt. Doch ist zu be­
fürchten, daß mit einer oberflächlich formalen Kri­
tik viel zu kurz gegriffen wird. Bei näherer Betrach­
tung von Kohls Rede vom 20. Juli 1994 werden 
höchst politische Aspekte deutlich, die vielleicht 
allzu schnell untergegangen sind. Dieser Beitrag 
soll sich daher mit den Inhalten der Kohlschen Rede 
auseinandersetzen.



Bevor jedoch auf die Inhalte der Rede eingegan­
gen wird, noch ein kurzes Wort zu der Kritik, daß 
Kohl sich an diesem Thg als Alleinredner in Szene 
setzen wollte. Kohl ist ein Politiker, der in entschei­
denden Situationen viel auf Symbolik und Gesten 
setzt. Insofern war der 50. Jahrestag des Hitlerat- 
tentats sicherlich von ihm ein bewußt gewählter 
Zeitpunkt, mit dem er sich in Position setzen wollte, 
um eine grundsätzliche Rede zu halten. Jeder weite­
re Festredner hätte dies Konzept gestört.

Grob skizziert, unterteilt sich Kohls Rede wie 
folgt:

Zunächst zeichnet Kohl ein Bild des Widerstan­
des, um dann dessen Kriterien zu entwickeln. Er 
geht dann auf die Zielsetzung des Anschlages vom 
20.7.44 ein und interpretiert diese. Weiterhin be­
schreibt er das Vorhaben des Hitlerattentats aus 
„patriotischer“ Sicht, um letztlich auf die Lehre des 
Widerstandes für die heutige Zeit einzugehen.

Untersuchen wir zunächst, wen Kohl zu den 
Kreisen des Widerstandes zählt. Der Beitrag kon­
zentrierte sich natürlich am 50. Jahrestag des An­
schlags auf Adolf Hitler in dessen Hauptquartier 
Wolfsschanze auf die Kreise um den 20. Juli, wie den 
Attentäter Claus von Stauffenberg oder den desi­
gnierten Reichskanzler Carl Friedrich Goerdeler.

Doch erwähnt Kohl auch andere, nicht zum 20. 
Juli gehörende Personen des Widerstandes, wobei er 
dabei Personen wie die Geschwister Scholl oder Jo­
hann Georg Elsner benennt. Kohls Definition des 
Widerstands ist also eine namentliche Benennung 
achtungswürdiger Personen.

Jedoch fällt auf, daß Kohl auf weitere Formen 
des Widerstandes nicht eingeht.

Mit keinem Wort erwähnt Kohl auch nur ansatz­
weise die unzähligen Einzelhandlungen unbekann­
ter Widerständlerinnen. Mit keinem Wort bezieht er 
die Aufstände des Warschauer Ghettos und in Kon­
zentrationslagern mit ein. Mit keinem Wort geht er 
auf die im Exil arbeitenden Oppositionellen ein, ge­
nauso wie er es unter allen Umständen vermeidet, 
den Widerstand innerhalb der organisierten Arbei­
terbewegung, der Sozialdemokratie und des kom­
munistischen Widerstandes auch nur zu benennen.

Jede andere Form des Widerstandes, außer der 
des 20. Juli, erscheint sogar als nebensächlich und 
untergeordnet, denn Kohl spricht von diesem Da­
tum als „Höhepunkt und Endpunkt einer Entwick­
lung ... im Kampf gegen die Herrschaft des Verbre­
chens“ und bezeichnete die beteiligten Personen in 
idealisierter Überhöhung als „die Besten“

Hier schaudert man natürlich, denn es bleibt die 
Frage, wieso denn so viele, die ihr Leben im Wider­
stand gelassen und riskiert haben oder in Gefäng­
nissen und Konzentrationslagern gefoltert wurden, 
im Umkehrschluß schlechter sein sollen als Vertre­
ter des Offizierskorps, aus dem ja die meisten Perso­
nen des 20. Juli stammen. Diese waren sogar mehr 
oder weniger direkt und indirekt an dem Aufbau 
des Naziregimes und dem Kriegszug beteiligt. Kohl 
wählte die Formulierung der „Besten“ aber nicht 
aus Höflichkeit, um vielleicht an diesem läge die 
Würdigung der Personen des 20. Juli hervorzuheben. 
Er hat auch nicht aus Unbedachtheit breiteste Krei­
se des Widerstandes „vergessen“. Diese Formulie­
rung ist durchaus mit Bedachtheit gewählt worden.

Kohls zunächst noch scheinbar positive Defini­
tion des Widerstandes in Form einer Ansammlung 
achtungswürdiger Personen ist eine sehr geschickte 
Vorbereitung für spätere Aussagen. Sehr geschickt, 
weil hier Personen benannt und geehrt wurden, ge­
gen deren Würdigung zunächst wohl kaum jemand 
etwas sagen könnte. Doch indem gleichzeitig eine 
Ausgrenzung allen weiteren Widerstands in Pietät 
und Achtung gegenüber Personen des 20. Juli ge­
hüllt wurde, wird diese ’lhtsache zum Politikum.

Die bisherige Definition des Widerstands dient 
Kohl erst als notwendige Vorbereitung, um damit 
fast Ungeheuerliches ableiten und begründen zu 
können. Dies wird deutlich, wenn wir als nächstes 
die Frage untersuchen, wie denn von Kohl der Wi­
derstand inhaltlich definiert wurde.

„Aufstand des Gewissens“
Der zentrale Begriff, den Kohl bereits am Anfang 
seiner Rede vorgibt, ist der des „Aufstands des Ge­
wissens“

Kohl stellt also die Frage der Gewissensent­
scheidung als oberstes Prinzip der Handlung im Wi­
derstand heraus. Beinahe naiv hört es sich an, wenn 
er davon spricht, daß der Widerstand vor allem dort

„menschliche Größe und unvergleichliche Würde“ 
gewinnt, „wo er als freie Entscheidung ein Aufstand 
des Gewissens ist“ Diese Formulierung gewinnt al­
lerdings an Schärfe, wenn er sagt: „Sie handelten 
nicht auf Weisung. Es gab keine Massenbewegung, 
von der sie sich hätten mitreißen lassen können.“

Hier wird allmählich erkennbar, welches Bild 
Kohl von legitimem Widerstand aufzeichnen und 
manifestieren will. Hiermit hat Kohl sich den Bo­
den bereitet, um auf der moralischen Kategorie ein 
Bild vom Widerstand zu prägen. Lediglich ein durch 
Gewissensentscheidung veranlaßtes Individuum 
hätte in dieser Betrachtung das moralische Recht 
auf Widerstand. Sozialer Widerstand besäße diese 
Qualität nicht und hätte somit auch nicht das Recht 
auf Widerstand, politisch motivierter Widerstand 
ebensowenig.

Diese Formulierung ist damit nicht nur eine in 
die Vergangenheit gerichtete Aussage über den Wert 
des Handelns der genannten Personen oder nicht 
genannter Gruppen und Organisationen, sondern 
ist, bezogen auf die aktuelle Lage in Deutschland, 
eine klare Kampfansage. Angesichts der anhalten­
den Massenarbeitslosigkeit, der zunehmenden Ver­
armung breiter Bevölkerungsschichten, des ständi­
gen Bombardements auf hart erkämpfte soziale 
Rechte, der permanenten Angriffe auf demokrati­
sche Rechte ist klar, daß Kohl damit auch jedem 
Widerstand gegen diese Zustände, insbesondere 
wenn er in organisierter Form als Interessenvertre­
tung auftritt, seine Legitimation abstreitet.

Kohl entwickelt den Vorbildcharakter der Wi­
derstandskämpfer des 20. Juli also aus ihrer „poli­
tisch-moralischen Zielsetzung“.

„In dem Wofür liegt das Vermächtnis“ und die­
ses sei „die Wiederherstellung von Recht und Ge­
rechtigkeit“ respektive „die Beseitigung von Un­
recht und Willkürherrschaft“ Er sagt dies noch ein­
mal deutlich, wenn er Rudolf Prechel zitiert, der 
„den deutschen Widerstand ,als Teil des Kampfes 
gegen den Totalitarismus*“ proklamiert. Es geht bei 
einer rein moralischen Festlegung des Widerstandes 
gegen den Faschismus nicht um die Frage des Anti­
faschismus. In seiner Definition postuliert Kohl 
einen antitotalitären Standpunkt als Konsens für 
Widerstand. Damit wird also auch klar, warum 
KoHl in seiner Definition des Widerstandes so viele 
Antifaschisten ausklammerte und an bestimmten 
Einzelpersonen festhielt. Sozialistische und kom­
munistische Ziele sind aus bürgerlicher Sicht und in 
deren Propaganda stets mit der Zielsetzung eines 
„Unrechtsstaates“ verbunden. Diese Terminologie 
des Antitotalitarismus ist geradezu das klassische 
Synonym im ideologischen Kampf gegen sozialisti­
sche Ziele und in der Abrechnung mit den realsozia­
listischen Staaten.

So könnte von Kommunisten und Sozialisten in 
Kohls Verständnis wohl antifaschistischer Wider­
stand geleistet werden. Dieser wäre dann aber in 
seiner bisherigen Definition wiederum unmoralisch 
wegen dessen letztlicher Zielsetzung.

Kohl entwickelt also aus dem Anschlag vom 20. 
Juli ’44 mittels einer personifizierten Darstellung 
eines moralisch gerechtfertigten antitotalitären Wi­
derstandes die implizierte Antithese einer klaren 
antisozialistischen / antikommunistischen Defini­
tion von Widerstand.

Dies verdeutlicht er, indem er unmittelbaren 
Bezug zur sozialistischen Vergangenheit in Deutsch­
land herstellt. „Wir kennen die Namen von vielen, 
die den Kerkern der Nationalsozialisten entronnen 
waren und schon wenig später in der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands aus politischen Grün­
den drangsaliert, unter massiven Druck gesetzt, zu 
Haft, jahrzehntelanger Zwangsarbeit oder gar zum 
Tode verurteilt wurden.“

Hier wird von Kohl unter der scheinbar objekti­
ven . Betrachtung von Totalitarismus offen die 
Gleichsetzung von Faschismus und Sozialismus be­
trieben.

Doch auch bei einer antitotalitären Definition 
von Widerstand muß Kohl einen großen Spagat be­
gehen. Denn daß der Kreis um Stauffenberg und 
Goerdeler nach dem Sturz Hitlers seinerseits ledig­
lich eine antidemokratische Präsidial- und Militär­
diktatur anstelle des Hitlerregimes setzen wollte, 
ruft natürlich erheblichen Widerspruch bei solch ei­
ner „antitotalitären“ Definition hervor. Dies ist 
auch Kohl klar. Um aber den Anschlag in der Wolfs­
schanze und den geplanten Umsturz in seinem Kon­
zept verwerten zu können, rechtfertigt Kohl dies, 
indem er deren Absichten als „zeitbedingt“ bezeich­
net und daß aus Sicht der späteren Bundesrepublik

LINKEC^HULE: Geschichte 7

ihre Staats- und Gesellschaftsvorstellungen zu be­
mängeln wären. Auch die Tatsache, daß die Herren 
des 20. Juli ihrerseits jahrelang an der faschisti­
schen Diktatur mitgearbeitet haben, rechtfertigt 
Kohl, indem er sie durch „vordergründige Erfolge 
der Diktatur geblendet“ sah und „sie später ihre Irr­
tümer einsahen“

Ein instrumentelles Verhältnis 
zu Demokratie
Eine grundlegend antidemokratische Haltung der 
Personen und im Konzept des 20. Juli ist für Kohl 
nicht das Problem. Denn demokratisches Bestreben 
ist für ihn nicht das entscheidende Kriterium des 
Antitotalitarismus und eines moralisch legitimen 
Widerstandes. Kohl benutzt statt des Begriffs De­
mokratie die Kategorie des Rechtsstaates als Maß­
stab der gesellschaftlichen Ordnung. Er stellt den 
Begriff des Rechtsstaates über den der Demokratie, 
auch wenn er beteuert, „daß Rechtsstaat und Demo­
kratie untrennbar zusammengehören“ ■ Diese For­
mulierung wird von Kohl noch im selben Absatz 
deutlich relativiert. Wieder benutzt er ein Zitat, um 
seine hintergründigen Absichten zu verdeutlichen: 
„... das Beste an der Demokratie (sei) gerade die­
ses, daß sie nur geeignet ist, den Rechtsstaat zu 
sichern“

Jeder Staat ist natürlich aus Sicht der jeweils 
Herrschenden ein Rechtsstaat. Ein bestehender 
Staat hat also ein von jeder demokratischen Ent­
wicklung völlig unabhängiges Existenzrecht. Des­
sen Grundlage ist die bürgerlich-kapitalistische 
Grundordnung. Insofern drückt Kohl mit diesem Zi­
tat hier offen aus, was bereits in vielen Hinterstu­
ben bürgerlicher Gesellschaften gedacht wurde und 
wird. Die Demokratie ist nur dann sinnvoll, wenn 
sie der bürgerlichen Ordnung genügt. Das Volk 
wird nur so lange als Souverän gebraucht, wie es 
nutzt. Der bürgerliche Staat, der Kapitalismus ist 
das erhaltenswerte Gut — nicht die Demokratie.

In vielen Staaten der ehemals sowjetischen He­
misphäre kann sehr anschaulich beobachtet werden, 
wie noch vor 1989 die Frage der Menschenrechte und 
der Demokratie als Machtfaktor offen in und gegen 
die realsozialistischen Staaten eingesetzt wurde. 
Nach dem Zusammenbruch interessierte es die west­
lichen Politiker allerdings kaum noch, ob z.B. in 
dem heutigen Rußland ein völlig antidemokrati­
sches System regiert, oder es wird wie in Polen der 
demokratisch gewählten Regierung offen gesagt, 
daß die Zusammenarbeit sehr schwer wird, weil die 
Regierung von der ehemaligen KP angeführt wird.

Die Herrschaft beansprucht 
das Widerstandsrecht
Was bedeutet dieser Standpunkt Kohls aber in der 
aktuellen Situation der Bundesrepublik?

Dazu ist es nötig, sich zu vergegenwärtigen, daß 
die PDS in den letzten Wahlen sowohl auf Kommu­
nal-, Landes- und Europaebene sehr erfolgreich ab­
geschnitten hat. Die PDS ist zu einem realen Macht­
faktor geworden. Sachsen-Anhalts Wahlergebnis ist 
das Synonym für diese Situation. Vielerorts ist 
ohne die PDS keine Politik zu machen, und die mehr 
oder minder offene Bereitschaft zur Koordination 
und Kooperation mit ihr steigt. Gleichzeitig ist mit 
dem Verschwinden der FDP aus den Parlamenten 
von Niedersachsen bis Sachsen-Anhalt eine unge­
heure Schwächung der bürgerlichen Mitte eingetre­
ten, die die konservativ-liberale Regierungspolitik 
ernsthaft in Gefahr bringt.

Gleichzeitig ist durchaus denkbar, daß aufgrund 
der zunehmenden Verschärfung der sozialen Situa­
tion in der Bundesrepublik sich auch der Wider­
stand gegen die bestehenden Verhältnisse organi­
siert und für eine Veränderung dieser Verhältnisse 
kämpft.

Von der Erwartung getragen, die Bürger der 
DDR würden voller Dankbarkeit blind den Ratten­
fängern aus dem Westen folgen und nach ihrer Pfei­
fe tanzen, hat sich die bürgerliche Politik darauf 
verlassen, daß die PDS lediglich zu einer temporä­
ren Erscheinung und als Nachgeburt aus der „Wie­
dervereinigung“ zu begreifen ist. Dieses Konzept ist 
nicht aufgegangen. Während in der alten Bundesre­
publik sozialistische und kommunistische Organisa­
tionen vollständig isoliert und marginalisiert wer­
den konnten, ist dies in Zukunft wohl nicht mehr so.

Unter dem Deckmantel des Antitotalitarismus 
und im Kleide eines Festtagsredners fordert Kohl in 
dieser Situation eine Weiterführung der konsequen­



ten antikommunistischen Politik als oberste Staats­
maxime. „Unser Staat, die Bundesrepublik 
Deutschland, gründet sich auf diesen antitotalitären 
Konsens, auf die Absage jeder Form von Diktatur 
und Unrecht. Diese Gemeinsamkeit ist das Herz­
stück unserer Staatsräson“

Doch in den „neuen Bundesländern“ weicht die­
se Staatsmaxime der ehemaligen Bundesrepublik 
auf, und diese antikommunistische Front beginnt 
angesichts der PDS-Ergebnisse zu bröckeln. Unter 
allen Umständen will Kohl einen Einbruch des anti­
kommunistischen Konsens verhindern. Aus diesem 
Grunde geht der zuletzt zitierten Aussage Kohls 
auch eine Beschwörung voraus, mit der er den letz­
ten Hauptabschnitt seiner Rede einleitet.

„Zum Erbe des Widerstandes gehört in der Bun­
desrepublik die Gemeinsamkeit der Demokraten als 
wichtigster Ausdruck unserer Überzeugung vom 
Vorrang der Menschenwürde, des Rechts und der 
Gerechtigkeit“

Diese Beschwörungsformel ähnelt sicherlich 
nicht zufällig dem Ausspruch Wilhelm II., der am 
Abend des Ersten Weltkriegs ausrief: „Ich kenne 
keine Parteien mehr, ich kenne nur noch Deutsche.“

Auch Kohl wähnt sich anscheinend in einem 
Kampf, in dem es für Deutschland um die Schick­
salsfrage geht. Dazu will er alle Parteien, insbeson­
dere die SPD, subtil dazu zwingen, sich einer Linie 
unterzuordnen, die sich offen von der PDS distan­
ziert, um diese zu isolieren: „Das Verhängnis ist 
kaum noch aufzuhalten, wenn dann auch noch ge­
sellschaftliche und politische Eliten den Extremi­
sten die Hand reichen — womöglich in der Illusion, 
sie würden mit ihnen schon fertig werden“

„Wer politischen Extremismus als etwas Norma­
les verharmlost und dessen Intoleranz als falschver­
standenen Großmut toleriert, der versündigt sich — 
gewollt oder ungewollt — an unserer Demokratie. 
Wenn wir jedoch allen Anfängen gemeinsam weh­
ren, dann haben politische Extremisten nie wieder 
eine Chance, unser Vaterland ins Unglück zu 
stürzen.“

Kohl will allen bürgerlichen Parteien bis zu den 
Sozialdemokraten auch weiterhin einen antikom­
munistischen Kurs aufzwingen. Dies gilt natürlich 
auch für Gewerkschaften und andere gesellschaftli­
che Organisationen. Wer ausschert, wird als Verrä­
ter denunziert — Vaterlandsverräter!

Jede sozialistische Beteiligung an Regierungen, 
ob auf Kommunal-, Landes- oder Bundesebene, in 
der Bundesrepublik bedeutete in den Augen der 
konservativ-bürgerlichen Parteien den Verrat am 
(Rechts-)Staat. Denn laut bürgerlicher Definition ist 
die PDS die Nachfolgeorganisation einer Partei 
(SED), deren Ziele auf die Errichtung eines totalitä­
ren Systems ausgerichtet sind.

Unter diesen Bedingungen wäre dann eine Ak­
zeptanz von Wahlergebnissen als Ausdruck demo­
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kratischer Gesinnung nicht mehr notwendig. Im Ge­
genteil: Die bestehende bürgerliche Ordnung und 
der Rechtsstaat würden in Gefahr gewähnt. Hiermit 
könnte zur Wiederherstellung des Rechtsstaates so­
gar die moralische Pflicht und patriotische Verant­
wortung zum Widerstand proklamiert werden.

Wenn wir diese Gedanken auf folgende Sätze 
der Kohlrede und die Bundesrepublik übertragen 
und die Begriffe wie militärisch und soldatisch ent­
sprechend ersetzen, wird auch die bisherige Herlei­
tung des Widerstandes in ein völlig neues Licht ge­
rückt.

„Sie standen in der militärischen Tradition 
strenger Gehorsamsbindung und mußten sich erst 
zu der Erkenntnis durchringen, daß der soldatische 
Eid dort eine Grenze hat, wo Wissen, Gewissen und 
Verantwortung die Ausführung eines Befehls ver­
bieten.

Mit zunehmender Deutlichkeit sahen sie, daß ihr 
Patriotismus ihnen geradezu gebot, Deutschland 
von der Gewaltherrschaft zu befreien. In der Tat: 
wie kann denn jemand sein Vaterland lieben und 
gleichzeitig mit ansehen, wie es von Verbrechern 
zugrundegerichtet wird ?“

Diese Definition beinhaltete im Prinzip nicht 
einmal den Widerstand aus der Opposition heraus, 
sondern hinter dieser Formulierung kann auch die 
Option einer Regierung stecken, mit massiver Be­
schränkung und Beschneidung demokratischer 
Rechte den Rechtsstaat abzusichern, bis hin zur Aus­
rufung des nationalen Notstands. Kohl selbst 
spricht dies als indirekte Drohung aus. „Wer heute 
konsequent unsere freiheitliche Demokratie vertei­
digt, wird morgen nicht in die Lage kommen, Wider­
stand leisten zu müssen.“

Auch wenn Kohl sich aktuell sicher nicht in der 
Lage sieht, in der ein Notstandsrecht auszurufen 
und durchsetzbar wäre, so wird doch schon im Vor­
wege der Gebrauch des Notstandsrechts als politi­
sche Option erwogen, hergeleitet aus den bisherigen 
Definitionen von Widerstand.

Kohls Rede ist also alles andere als eine Sonn­
tagsrede.

Unter diesen Umständen ist es nicht nur not­
wendig, den entsprechenden Ansätzen weit im Vor­
feld zu begegnen. Dies bezieht sich nicht nur auf die 
Ankündigung weiterer Angriffe auf demokratische 
Rechte, wie sie mit der Verschärfung im Bereich der 
inneren Sicherheit vollzogen wurden und noch beab­
sichtigt sind. Dies bezieht sich auf eine vollständige 
Veränderung deutscher Politik auch im europäi­
schen und weltweiten Rahmen.

Die Rolle Deutschlands hat sich in diesem Rah­
men in den letzten fünf Jahren erheblich verändert. 
Mit seiner ökonomischen, politischen und geostrate­
gischen Lage ist Deutschland vom Frontland des 
Kalten Krieges in das Zentrum Europas gerückt. 
Damit haben sich auch die wirtschaftlichen und po­

litischen Interessen verändert. Aus dieser verände». 
ten Interessenlage wird an allen gesellschaftlich^ 
Fronten an einer Verbesserung der ökonomisch^ 
Ausgangsposition gearbeitet. Die bedeutet gleich 
zeitig eine rechtliche Anpassung an diese Interesse 
und damit eine neue Prägung der Bundesrepublik 
Die Möglichkeit, militärisch international intern 
nieren zu können, die Absegnung der G7-Staaten, 
Deutschland eine besondere Rolle bei der „Erschlis 
ßung“ Osteuropas zukommen zu lassen, das Intern 
se des Großkapitals an expansiver Außenpolitik bei 
gleichzeitiger Verschärfung der ökonomische: 
Grundsituation unter dem Deckbegriff Wettbe­
werbsfähigkeit, all das vervollständigt das Bild der 
Angriffe auf demokratische Rechte und der Beseiti­
gung bisheriger grundgesetzlicher Bedingungen. 
Diese ökonomischen und politischen Interessen sind 
es, die als neuer Status quo durchgesetzt und abgesi- 
chert werden sollen. Jede Regierung kann sich dar­
auf berufen, lediglich den Rechtsstaat zu verteidi­
gen, wenn dieser Status kritisiert und angegriffen 
wird, sobald die rechtlich gesetzliche Grundlage für 
diese Politik erst hergestellt ist.

Nicht zuletzt aus diesem Grund wird immer ver­
sucht, die rechtsstaatliche Grundlage der neuen Po­
litik abzusichem, wie bei den vielen grundsätzli- 
chen Entscheidungen des Bundesverfassungsge­
richts in letzter Zeit zu sehen war. Wo das bestehen­
de Recht noch auslegbar und uminterpretierbar ist, 
braucht es nicht verändert zu werden. Anders ist 
dies, wo selbst eine weitestgehende Auslegung der 
Gesetze nicht mehr genügt. Hier wird notfalls auch 
das Grundgesetz geändert, um bestimmte politische 
Ziele durchzusetzen, wie bei der Frage des Asyl­
rechts. Der Rechtsstaat, als heiliges Gut, wird so 
zum Kampfbegriff bei der Manifestierung bestehen­
der und angestrebter Verhältnisse.

Eine fortschrittliche Kritik sollte sich nicht an 
der Frage des Rechtsstaates orientieren. Eine solche 
Politik muß sich vielmehr an Fragen der Demokra­
tie orientieren und hieraus Forderungen entwik- 
kein. Die Forderungen nach Ausbau und Erweite­
rung demokratischer Rechte werden somit nicht nur 
eine Frage des ureigensten Interesses. Die Diskus­
sion über demokratische Fragen und den demokra­
tischen Zustand der Bundesrepublik ist auch ein 
zwingend notwendiger Ansatz, um der aggressiven 
bürgerlichen Politik überhaupt etwas entgegenset­
zen zu können.

Die Kohlrede hat dabei deutlich gemacht, zu 
welchen Geschützen man zu greifen bereit ist. Wir 
müssen dieser Diskussion über Widerstand und die 
Fragen von Demokratie contra Rechtsstaat höchst 
sensibel begegnen. Kohl hat auch gezeigt, daß diese 
Begriffe unmittelbar miteinander verbunden sind. 
Diese Begriffe sind mehr als Worte. Mit ihnen wird 
Politik gemacht. Kohl hat dies sicherlich erkannt 
und versucht, den Widerstand auf eine individuelle 
moralische Ebene zu reduzieren, der nur zur Wieder­
herstellung bürgerlicher Verhältnisse legitim sei. Er 
hat nicht zufällig den Zeitpunkt des 20. Juli und das 
Thema Widerstand zu dieser Rede genutzt, um diese 
ausgesprochen antikommunistische Rede zu halten. 
Leider ist dies auch in der Linken öffentlich viel zu 
wenig beachtet worden. Stattdessen wurde Kohl 
von allen bürgerlichen Seiten für seine Rede hoch 
gelobt. Die Rede Kohls und die hierzu bereits im 
Vorfeld entwickelte Kritik an kommunistischem 
und sozialistischem Widerstand reichen also weit 
über das Datum vom 20. Juli 1994 hinaus. Ihre Ziel­
setzung und Auswirkungen dürfen nicht unter­
schätzt werden. Dieser Debatte muß mit größter 
Aufmerksamkeit und Sorgfalt begegnet werden.

Die Frage des Widerstandes, seiner Form und 
seines Ziels darf keinesfalls bürgerlichen Kriterien 
überlassen werden. Eine antikommunistische Defi­
nition von Widerstand, sofern sie festgeschrieben 
würde, wäre eine präventive ideologische Waffe im 
Kampf gegen neue gesellschaftliche Perspektiven.

Sicherlich darf man nicht den Fehler machen, 
Widerstand aus linker Sicht zu vereinnahmen und 
diesen als einzig wahren Widerstand darzustellen. 
Dies hätte weder historischen Bestand noch ist es 
politisch ratsam. Dennoch wird zwingend sein, den 
Widerstand inhaltlich zu definieren. Er muß Per­
spektiven jenseits der kapitalistischen Verwer­
tungslogik entwickeln. Aus diesem Grunde muß der 
historische und aktuelle Widerstand an einer antifa­
schistischen und antikapitalistischen Kritik gemes­
sen und mit ihr begründet werden. Dies beinhaltet 
gleichzeitig eine Kritik der bestehenden bürgerli­
chen Ordnung mit der Entwicklung einer neuen ge­
sellschaftlichen Perspektive.
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, Aus der AG Wirtschaft

Die Wurzeln des
i ökonomischen Liberalismus 

und die neoliberale Schule
VON HAREF NICK

Der klassische bürgerliche 
ökonomische Liberalismus
Über den klassischen bürgerlichen ökonomischen 
Liberalismus ist aus zwei Gründen nicht einfach zu 
sprechen:

Erstens gibt es keine „liberale Schule“, ver­
gleichbar etwa mit der neoliberalen Schule, die ge­
danklich, personell und zeitlich genau umrissen 
werden könnte. Die liberale ökonomische Idee — 
hier gemeint als ordnungspolitische Vorstellung von 
der Wirtschaft, die alles dem „freien Willen“ des 
Unternehmers überläßt und jegliche staatliche Wirt­
schaftsregulierung ablehnt — war ein ganz selbst­
verständliches Moment der entstehenden bürgerli­
chen ökonomischen Theorie; allerdings sich deutlich 
abhebend von den frühbürgerlichen ökonomischen 
Schulen des Monetarismus und des Merkantilismus, 
die auf aktive Wirtschaftspolitik des (absolutisti­
schen) Staates setzten.

Zweitens ist es nicht einfach, über eine Theorie 
zu sprechen, die auf den schlichten Satz hinausläuft: 
Laßt alles laufen, wie es läuft! So etwa könnte man 
das Credo des ökonomischen Liberalismus „Laissez 
faire, laissez passer!“ frei übersetzen, über das auch 
Bundeswirtschaftsminister Rexrodt mit seiner Äu­
ßerung, daß die Wirtschaft in der Wirtschaft und 
von der Wirtschaft gemacht werde, offenbar nicht 
hinausgelangt ist. Über den Autor dieses berühmten 
liberalen Credos wird immer noch gerätselt, in je­
dem Falle aber war er Zeitgenosse Quesnays und 
Turgots, der großen Physiokraten, welche — noch 
vor den eigentlichen Größen der „klassischen“ bür­
gerlichen politischen Ökonomie: William Petty, 
Adam Smith, David Ricardo — als Begründer des 
ökonomischen Liberalismus gelten können. Unter 
den Grundsätzen der Wirtschaftspolitik hebt Ques- 
nay hervor: „Daß man die völlige Freiheit des Han­
dels aufrechterhalte; denn das sicherste, das richtig­
ste und das für die Nation und den Staat profitabel­
ste Verfahrensprinzip im Binnen- und Außenhandel 
besteht in der vollen Freiheit der Konkurrenz.“1

Der physiokratischen Schule, namentlich ihrem 
führenden Kopf, Francois Quesnay (1694-1774), der 
zugleich auch Leibarzt der Madame Pompadour, der 
Favoritin Ludwigs XV gewesen war, verdankt die 
ökonomische Theorie „die erste systematische Fas­
sung der kapitalistischen Produktion“2, auch das er­
ste Schema über die Kreislaufprozesse einer Volks­
wirtschaft (tableau economique). Dieses Reproduk­
tionsschema ging davon aus — und die Physiokraten 
waren die ersten, die diese Auffassung begründeten 
—, daß der Reichtum einer Nation nicht aus der Zir­
kulation, sondern aus der Produktion entspringt; 
allerdings ausschließlich aus der landwirtschaftli- • 
chen Produktion. Nur hier entstehe durch die Mit­
hilfe der Natur das Mehrprodukt, während gewerb­
liche Arbeit nur zur Umformung von Naturstoff 
führe. Als Robert Turgot (1727-1781), Freund und 
Schüler Quesneys und Finanzminister Ludwigs 
XV., damit begann, diese für die Großgrundbesitzer 
schmeichelhafte Lehre praktisch anzuwenden, in­
dem er vornehmlich den Grundbesitz mit Steuern 
belegte und die Bauern vom Frondienst für den We­
gebau befreite, damit die Grundbesitzer belastete, 
war der bürgerliche Pferdefuß dieser Lehre nicht 
mehr zu verstecken, und der Minister flog aus dem 
Amte. (Es hat schon seinen Sinn, wenn in den kapi­
talistischen Marktwirtschaften, soweit es die Steu­
ern betrifft, offenbar vornehmlich nach der Marx­
sehen Arbeitswerttheorie verfahren wird, indem 
der „Faktor Arbeit“ mit der Steuer belastet wird 
und nicht etwa die Maschinerie oder die Energie.)

Die klassische Begründung des liberalökonomi­
schen Credos ist von Adam Smith (1723-1790) gege­
ben worden: Von ihm stammt das theoretische Plä­
doyer für das grenzenlose Vertrauen in das segens­
reiche Wirken der „unsichtbaren Hand“3, welches 
heute das segensreiche Wirken „des Marktes“ ge­
nannt wird: Das natürliche Streben des Menschen 
nach Verbesserung seiner Lage sei ein so mächtiges
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Prinzip, daß es „auch hundert unverschämte Hin­
dernisse überwinden kann, mit denen sich die Tbr- 
heit menschlicher Gesetze zu oft in seine Wirkungen 
einmischt“.4 Dem Menschen gehe es zwar immer um 
das Eigeninteresse, aber er „wird hierbei wie in vie­
len anderen Fällen durch eine unsichtbare Hand ge­
leitet, einen Endzweck zu fördern, der keinen Tbil 
seiner Zielstellung ausgemacht hatte ... Indem er 
sein eigenes Interesse verfolgt, fördert er häufig je­
nes der Gesellschaft wirksamer, als wenn er dessen 
Förderung wirklich beabsichtigt.“

Was diese „unsichtbare Hand“ verrichtet — dies 
kann auch als Definition der Marktwirtschaft gel­
ten —, ist folgendes: Der wichtigste Indikator der 
Wirtschaftsregulierung ist der sich entsprechend 
dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage auf 
dem Markt bildende Preis. Steigt das Angebot an 
einer Ware oder Leistung schneller als die zahlungs­
fähige Nachfrage, sinken die Preise, es sinken folg­
lich auch die Gewinne der betreffenden Produzen­
ten. Die Produktion geht zurück, das Kapital wan­
dert in Bereiche mit günstigeren Verwertungsbedin­
gungen. Mit sinkenden Preisen aber steigt wieder 
die Nachfrage usf. Das ständige Schwanken der 
Preise im Gefolge ständiger Schwankungen im Ver­
hältnis von Angebot und Nachfrage bewirken — 
eben über beständige Schwankungen — eine bestän­
dige Tbndenz des Ausgleichs von Angebot und Nach­
frage, ein tendenzielles wirtschaftliches Gleichge­
wicht, eine „optimale Allokation von Ressourcen“; 
d.h. ihren beständigen Fluß zu den Einsatzgebieten, 
die jeweils höchsten wirtschaftlichen Nutzen — ge­
nauer: die höchstmögliche Verwertung vorgeschos­
senen Kapitals — versprechen.

Diese Idee des Gleichgewichts ist in allen Vari­
anten liberalökonomischer Schulen offenbar nicht 
ausrottbar. Die radikalste und dafür auch offen­
sichtlich falsche Interpretation dieser Idee stammte 
von Jean Baptiste Say (1767-1832), den Marx den 
Vater der Vulgärökonomie nannte. Dieses Saysche 
Theorem besagt schlicht, daß ein beständiges 
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
existieren müsse, weil die verschiedenen Elemente 
des Preises zugleich auch verschiedene Einkommen 
seien, die eben gleichgroße Nachfrage nach sich zie­
hen, jedes Angebot also eine gleich große Nachfrage 
erzeuge und umgekehrt. Es ist dies schon ein bemer­
kenswertes Beispiel dafür, wie ein — gelinde gesagt 
—- offenkundiges Mißverständnis, wenn es aus ir­
gendwelchen Gründen gebraucht wird, Jahrzehnte 
überdauern kann. Manche Vertreter der „Angebots­
ökonomie“ berufen sich noch heute auf dieses Theo­
rem. Natürlich ist für eine Summe von Thuschakten 
die Preissumme der Käufe gleich der Preissumme 
der Verkäufe. Aber daraus zu folgern, daß Angebot 
und Nachfrage sich folglich immer im Gleichge­
wicht befänden, geht der eigentlichen Frage aus 
dem Weg. Und die lautet: Wieso ist beständig ein 
Tbil der produzierten Warenmenge unverkäuflich, 
obwohl diese Waren durchaus einen Gebrauchswert 
besitzen? Wieso ist diese produzierte Warenmenge 

nicht gleich der Menge der auch absetzbaren Waren, 
wieso kann die Gesamtnachfrage dauerhaft so viel 
kleiner sein als das Angebot? Und diese Frage setzt 
sich fort: Warum werden eben aus diesem Grund 
viele Waren gar nicht erst hergestellt, wieso liegen 
Produktionsmöglichkeiten brach, obwohl viele 
Menschen dieser Waren dringend bedürften?

•Eine Antwort hierauf gab Karl Marx: Sie be­
steht zunächst im Verweis darauf, daß der Verkäu­
fer durchaus seine Erlöse nicht wieder ausgeben, al­
so nicht wieder kaufen müsse; folglich sei vom Prin­
zip her ein gesamtwirtschaftliches Auseinander­
klaffen von Angebot und Nachfrage möglich.

Marx widerlegte auch eine andere, dem Say- 
schen Theorem direkt entgegengesetzte Auffassung, 
die in der Arbeiterbewegung lange Zeit eine erhebli­
che Rolle spielte: Da dem Arbeiter nur ein Tbil des 
von ihm geschaffenen Wertes als Arbeitslohn zufal­
le, dieser aber den Großteil der Nachfrage ausma­
che, müsse es beständige Schwierigkeiten in der 
Realisation des Mehrwerts geben, die letztlich nur 
durch Einbeziehung von Elementen eines „nichtka­
pitalistischen Milieus“, der einfachen Warenprodu­
zenten (Bauern, Handwerker), in den Warenaus­
tausch möglich sei. Letztlich müsse — so Jean Char­
les L.S. de Sismondi (1773-1842), der den ersten Ver­
such einer Krisentheorie unternahm — der Kapita­
lismus an der Unterkonsumtion der Massen zusam­
menbrechen.

Diese Ideen griffen die Volkstümler in Rußland 
auf und behaupteten, der Kapitalismus habe dort 
wegen des Fehlen eines inneren Marktes keine Per­
spektive, man dürfe mit der Arbeiterklasse als einer 
politischen Kraft nicht rechnen. Und dieselbe Auf­
fassung liegt der Zusammenbruchstheorie Rosa Lu­
xemburgs zugrunde, die den Imperialismus als poli­
tischen Ausdruck des Kampfes um die Reste des 
nichtkapitalistischen Milieus definierte. Sei die 
Welt erst einmal aufgeteilt, werde der Mehrwert 
nicht mehr realisiert werden können und der Kapi­
talismus müsse zusammenbrechen. Denn: „Man 
kann es drehen und wenden, wie man will, so lange 
wir bei der Annahme bleiben, daß es in der Gesell­
schaft keine Schichten mehr gibt als Kapitalisten 
und Lohnarbeiter, ist es für die Kapitalisten als Ge­
samtklasse unmöglich, ihre überschüssigen Waren 
loszuwerden, um den Mehrwert zu Geld zu machen 
und so Kapital akkumulieren zu können.“3 Lenin 
wies zu Recht darauf hin, daß alle diese Auffassun­
gen den inneren Markt, der sich vornehmlich auf der 
Linie der Produktionsmittel und nicht nur der Kon­
sumtionsmittel entwickle, vernachlässigen und die 
von Marx im Band II des Kapital behandelten Aus­
tauschbeziehungen — zum Beispiel die Gleichge- 
wichtsformel bei einfacher Reproduktion: I(v+m) 
= IIc; d.h: Das Neuprodukt der Produktionsmittel 
herstellenden Abteilung ist gleich dem Verbrauch 
an Produktionsmitteln durch die Konsumtionsmit­
tel herstellende Abteilung — einfach ignorierten. 
Lenin sah den Fehler dieser Auffassung letztlich in 
einer „Identifizierung der Realisation mit der indi-
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viduellen Konsumtion“6. „In Wirklichkeit besteht 
bei der Erklärung der Realisation die Schwierigkeit 
der Frage gerade in der Erklärung des konstanten 
Kapitals“7.

Die ökonomische Theorie von Karl Marx in ih­
rer Gesamtheit entstand als Gegenentwurf zum bür­
gerlichen ökonomischen Liberalismus und in der 
Auseinandersetzung mit ihm:

1. Der liberalen Idee von der „unsichtbaren 
Hand“ des spontan wirkenden Marktmechanismus 
setzte Marx die Idee der Planung als bewußte Ge­
staltung gesellschaftlicher, wirtschaftlicher Prozes­
se aus gesamtgesellschaftlicher Sicht, die Existenz 
eines „gemeinschaftlichen Willens“, eines „assozi­
ierten Verstandes“ gegenüber, die einen höheren 
Typus wirtschaftlicher Rationalität begründen soll­
te, welche -sich an gesamtwirtschaftlicher Rationali­
tät mißt, nicht allein auf betriebswirtschaftliche 
Rationalität zurückgestutzt ist. „Mit der Besitzer­
greifung der Produktionsmittel durch die Gesell­
schaft (werde) die Anarchie innerhalb der gesell­
schaftlichen Produktion ... ersetzt durch die plan­
mäßige bewußte Organisation.“ Demgegenüber be­
stehe der „Witz der bürgerlichen Gesellschaft ... ja 
eben darin, daß a priori keine bewußte gesellschaft­
liche Regelung der Produktion“ stattfindet. „Das 
Vernünftige und Natumot wendige setzt sich nur als 
blindwirkender Durchschnitt durch.“8

2. Nicht im Gegeneinander, im Feindverhalten, 
im Kampfe aller gegen alle, nicht in der Konkur­
renz, Sondern im Mit- und Füreiander, in der Koope­
ration, in der Assoziation müsse eine humanistische 
und wirtschaftlich vernünftige Gesellschaft ihre 
dominierenden Antriebe haben. Kurz und bündig 
schrieb Friedrich Engels bereits im Jahre 1844: Die 
neue Gesellschaft „wird also die Konkurrenz aufhe­
ben und die Assoziation an ihre Stelle setzen“

3. Nicht die Verwertung vorgeschossenen Werts, 
sondern die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse, 
also nicht der Tauschwert, sondern der Gebrauchs­
wert (die Summe der für die Befriedigung menschli­
cher Bedürfnisse — auch über die „Umwegproduk­
tion“ der Herstellung von Produktionsmitteln) müs­
sen Ziel und Zweck von Produktion und Arbeit sein. 
Deshalb konnten Marx und Engels sich einen Sozia­
lismus mit Warenproduktion und -austausch, mit 
Geldwirtschaft, nicht vorstellen, die zwangsläufig 
mit einer gewissen Verselbständigung des Werts ge­
gen den Gebrauchswert verbunden ist, wie die Er­
fahrung ja auch bestätigt hat. Die Verwirklichung 
des Leistungsprinzips sei auch mit „Gutscheinen“ 
möglich, die aber ebensowenig Geld seien wie eine 
Theaterkarte.9

Nun ist ein sozialistischer Versuch in Europa 
nicht nur mißlungen, sondern mißraten. Dies mag 
gerade auch dem ökonomischen Liberalismus kräf­
tigen Auftrieb geben. Aber sind deshalb die von 
Marx und Engels aufgedeckten Gebrechen der kapi­
talistischen Wirtschaft aus der Welt? Müssen die 
ökonomische Theorie und die Leitlinien der Wirt­
schaftspolitik selbst hinter das zurückfallen, was 
mit dem Keynesianismus auch in der'bürgerlichen 
Ökonomie über den Liberalismus hinausreichte ?

Der liberalökonomische Rückfall: 
die neoliberale Schule
Vor den Arbeiten von John Maynard Keynes (1883- 
1946) gab es — trotz einzelner Versuche, wie den von 
Sismondi — in der nichtmarxistischen ökonomi­
schen Theorie keine Erklärungen für das Phänomen 
der Wirtschaftskrisen. Theoretisch herrschte hier 
die Auffassung vom immerwährenden Gleichge­
wicht, das Saysche Theorem inbegriffen.

In der bürgerlichen ökonomischen Theorie hat 
erst Keynes das Saysche Theorem gründlich wider­
legt und Wege gewiesen, wie das tendenzielle Un­
gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage zu 
verringern sei. In seinem 1936 erschienenen Werk 
Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses 
und des Geldes wies Keynes nach, daß der Markt­
mechanismus in der Tat tendenziellen Ausgleich, 
wirtschaftliches Gleichgewicht bewirke, dieses 
Gleichgewicht aber bei sehr verschiedenem Niveau 
der Beschäftigung und der Auslastung der Produk­
tionskapazitäten existieren könne (d.h. ein Gleich­
gewicht zwischen Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt werde durchaus nicht durch die 
Marktgesetze herbeigeführt). Eine Vollbeschäfti­
gung sei nur erreichbar, wenn das von der Bevölke­
rung nicht für Konsumtionszwecke verwendete Ein­
kommen („Sparquote“) voll investiert würde. Da 
dies aus verschiedenen Gründen nicht der Fall sei, 

bleibe die Nachfrage beständig hinter dem Angebot 
zurück. Ein Ausweg bestünde in einer staatlichen 
Investitionsförderung, die zusätzliche Nachfrage 
schaffe. Auch unproduktive oder gesellschaftlich 
gar völlig nutzlose Investitionen könnten infolge 
ihrer „Multiplikatorwirkung“ das Wirtschaftsleben 
ankurbeln. „Wenn das Schatzamt alte Flaschen mit 
Banknoten füllen und sie in geeignete Tiefen in ver­
lassenen Kohlebergwerken vergraben würde, sie 
dann bis zur Oberfläche mit städtischem Kehricht 
füllen würde und es dem privaten Unternehmer­
geist nach den erprobten Grundsätzen des laissez 
faire überlassen würde, die Noten wieder auszugra­
ben ..., brauchte es keine Arbeitslosigkeit zu ge­
ben.“10 Keynesianismus bzw. Neokeynesianismus 
gehörten und gehören in den westlichen Ländern zu 
den theoretischen Grundlagen einer nachfrageorien­
tierten staatlichen Wirtschaftspolitik. Die neolibe­
rale Schule („Ordo-Liberalismus“) entstand in den 
dreißiger bis fünfziger Jahren d. Jh. Ihre herausra­
genden Theoretiker waren Walter Eucken (1891- 
1950), Alfred Müller-Armack (1901-1978), Wilhelm 
Röpke (1899-1966); ihr herausragender praktisch-po 
litischer Verfechter in der Bundesrepublik war der 
Bundeswirtschaftsminister und spätere Bundes­
kanzler Ludwig Erhardt, der „Vater des westdeut­
schen Wirt Schafts Wunders“.

Das Werk der neoliberalen Schule war nicht die 
theoretische Verallgemeinerung neuer wirtschaftli­
cher Entwicklungen oder gar die Verkündung neuer 
wirtschaftlicher Visionen. Eher im Gegenteil: Ihr 
Werk war eine in manchen Akzenten neue ordnungs­
politische Deutung von Tatbeständen, die seit lan­
gem bekannt waren, von der klassischen liberalen 
ökonomischen Theorie auch ausführlich behandelt 
worden waren. Wirkliche Entwicklungen, Verände­

rungen in den wirtschaftlichen Strukturen und 
wirtschaftsregulierenden Mechanismen in der Fol­
gezeit, etwa die objektiven Ursachen für Monopol­
bildungen und veränderte wirtschaftliche Funktio­
nen des Staates, wurden ebenso ignoriert wie die 
Versuche der bürgerlichen Theorie, diese Vorgänge 
wissenschaftlich zu verallgemeinern und hieraus 
wirschaftspolitische Folgerungen zu ziehen (Keyne­
sianismus).

Das Credo des Neoliberalismus ist genau dassel­
be wie das des ökonomischen Liberalismus des 18. 
Jahrhunderts: Der Markt werde es schon richten. 
Der Staat habe in der Wirtschaft nichts zu suchen, er 
habe lediglich für die notwendigen Rahmenbedin­
gungen zu sorgen.

Die originäre Idee der Marktwirtschaftslehre, 
des Neoliberalismus, besteht eigentlich nur darin, 
diesen seit langem bekannten Regelungsmechanis­
mus der kapitalistischen Wirtschaft mit dem Namen 
Marktwirtschaft zu belegen und diesen Begriff wie­
derum als Name für die gesamte Wirtschaftsord­
nung des Kapitalismus zu verwenden. Eben nicht 
von kapitalistischer Wirtschaft, sondern von Markt­
wirtschaft zu reden. Damit aber erhielt die kapitali­
stische Wirtschaft im Selbstverständnis derjenigen, 
die diese Wirtschaftsordnung für die einzig vernünf­
tige halten, überhaupt erst einen eigenen Namen. 
Früher nannte sie sich einfach Wirtschaft. Nun, da 
es neben der kapitalistischen eine andere Wirtschaft 
gab, die sich sozialistisch nannte, wurde ein beson­
derer Name für die kapitalistische Wirtschaft ge­
braucht. Und was als Name für die kapitalistische 
Wirtschaft zuallerletzt in Frage kam, war „kapitali­
stische Wirtschaft“ oder „Kapitalismus“. Die ge­
ringste, aber keineswegs geringe Wirkung solchen 
Namens ist, daß er zu erkennen gibt: In dieser Wirt­

schaft hat die Minderheit der Besitzenden das Sa. 
gen, von Ausbeutung ganz zu schweigen.

Diese Idee der Namensgebung wurde nun in ei- 
nem neuen großen Theoriegebäude untergebracht, 
das die althergebrachte Art kapitalistischer Wirt. 
Schaftsregulierung zu ihrem Fundament auserwähl, 
te, sie bewußt in den Gegensatz zur Wirtschaftsregu- 
lierung in den sozialistischen Ländern setzten, die 
sich als Planwirtschaften verstanden und versuch­
ten.

Es gäbe zwei grundlegende Modelle der Wirt- 
Schaftsordnungen, in Abhängigkeit davon, wie der 
wirtschaftliche Zusammenhang der arbeitsteilig 
produzierenden Wirtschaften hergestellt werde: ent­
weder durch freien Verkehr zwischen den wirtschaf­
tenden Einheiten, dann handele es sich um „freie 
Verkehrswirtschaft“ bzw. um „Marktwirtschaf, 
ten“. Oder dieser Zusammenhang werde durch eine 
übergeordnete Behörde, eine Wirtschaftszentrale, 
hergestellt; dann handle es sich um „Zentralverwal- 
tungswirtschaft“ bzw. „Planwirtschaft“. Die wich­
tigsten Thesen lauten etwa:

♦ In der Marktwirtschaft orientieren sich die 
Unternehmen an den Bedürfnissen der Verbrau­
cher; in den Planwirtschaften gelten die Auflagen 
der zentralen Behörde. Deshalb sei die erstere sozial 
und konsumentenfreundlich, die letztere das Gegen­
teil. „Allein der Planbedarf der Zentralverwaltung 
entscheidet. Wenn in der Zentralverwaltungswirt­
schaft die zentralen Pläne vollständig durchgeführt 
werden, hat der Wirtschaftsprozeß sein Ziel erreicht 
— auch wenn die individuellen Bedürfnisse des 
Menschen viel weniger befriedigt werden, als sie be­
friedigt werden könnten.“11

♦ In der Marktwirtschaft liege der Antrieb für 
wirtschaftliche Leistung in den wirtschaftenden 
Einheiten selber, werde wirkliche Leistung belohnt; 
in der letzteren liegen die Antriebe in der zentralen 
Behörde, belohnt werde die Erfüllung deren Aufla­
gen. Deshalb seien die Marktwirtschaften demokra­
tisch, die Planwirtschaften undemokratisch.

♦ In der Marktwirtschaft werde durch wirt­
schaftliche Selbstregulation eine optimale Rationa­
lität erreicht; sie sei elastisch, könne sich verän­
dernden Bedingungen relativ leicht anpassen. Die 
Planwirtschaften dagegen könnten niemals die viel­
millionenfachen wirtschaftlichen Verflechtungen, 
die zudem noch dynamischen Veränderungen unter­
liegen, übersehen. Folglich seien sie schwerfällig, zu 
optimaler Ressourcenallokation unfähig, weniger 
effektiv als die Marktwirtschaften. „Die Zentral­
verwaltungswirtschaft besitzt keine Mittel, diese 
Proportionalität zu verwirklichen. Ihr fehlt eine 
Lenkungsmechanik, die eine Bewegung zur gleich­
gewichtigen Proportionierung aller Produktions­
prozesse in Gang setzt.“12

Nun waren die bisherigen sozialistischen Plan­
wirtschaften dieser Karikatur von einer Planwirt­
schaft in der Tat immer ähnlicher geworden; wenn­
gleich sie sich selbst in ihren schlimmsten Ausprä­
gungen von dieser Karikatur immer noch radikal 
unterschieden: Im neoliberalen Bild von den Plan­
wirtschaften fehlt jeglicher Anreiz der Betriebe und 
Individuen zu hoher Leistung, „Wirtschaftliche 
Rechnungsführung“ und „Leistungsprinzip“ kom- 
men in ihm nicht vor; die Idee, daß gesamtwirt­
schaftliche voraus schauende Vernunft etwas Ver­
nünftiges sein könnte, ist dem liberalen Weltver­
ständnis völlig unzugänglich. Die Mängel der bishe­
rigen Art von Planwirtschaften hängen indes we­
sentlich mit den Schwächen des Marktes, der gesam­
ten Zirkulationssphäre und den damit zusammen­
hängenden Schwächen der sozialen Antriebskräfte 
zusammen.

Die Marktschwäche 
der Planwirtschaften
Die Planwirtschaften waren durchweg durch ein all­
gemeines andauerndes Angebotsdefizit im Verhält­
nis zur zahlungsfähigen Nachfrage charakterisiert. 
Es waren Mangelwirtschaften. Dieser Dauermangel 
lähmte zunehmend die Leistungsmotivation sowohl 
der arbeitenden Bevölkerung wie der Betriebe. Sie 
versetzte die Anbieter, auch wenn sie nicht Allein­
anbieter waren, faktisch in eine monopolartige Po­
sition und minderte ihr Interesse an Effektivität 
und technologischer Erneuerung. Sie führte zu Ver­
spannungen in den materiellen Verflechtungen, zu 
einem hartleibigen Wirtschaftsorganismus, der 
dann objektiv auch die Ausbreitungsgeschwindig­
keit technologischer Innovationen bremste. Der Ef­
fektivitätsfortschritt war kein originäres Wirt-
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schaftsziel, sondern überwiegend indirekt erzwun­
gen durch administrativ festgelegte Mengenziele ei­
nerseits und ebenso administrativ festgelegte Be­
grenzungen für die einsetzbaren Ressourcen (vor al­
lem Zahl der Arbeitskräfte und Investitionen) ande­
rerseits. Die unmittelbare Ursache dieses Dauer­
mangels lag vor allem daran, daß es bis zuletzt, 
trotz vieler, aber immer halbherziger Versuche, 
nicht gelungen war, den Grundsatz der Eigenerwirt­
schaftung, der Eigenfinanzierung der Betriebe zu 
verwirklichen. Deswegen waren sie mehr daran in­
teressiert, möglichst große Ressourcenmengen im 
Plan zugebilligt zu bekommen und weniger, diese 
Ressourcen effektiv einzusetzen.

Die naturalwirtschaftlichen Elenmente in die­
sen Planwirtschaften — der Umstand, daß die Ver­
fügung über Geldsummen durchaus nicht Anwei­
sungen auf gewünschte Waren und Leistungen wa­
ren; die Existenz einer „Schattenwirtschaft“, in der 
direkter Produktenaustausch oder landesfremde 
Währungen die Zirkulation bewegten — waren 
durchaus keine Annäherungen an Marxsche Vorstel­
lungen über das Verschwinden der Geld wirt schäft, 
sondern Quellen wirtschaftlicher Vergeudung, ge­
bremster ökonomischer Antriebe. Sind die Geldka­
tegorien immer Surrogate, „Stellvertreter“ der rea­
len wirtschaftlichen Größen, so waren die „ökono­
mischen Hebel“ in den Planwirtschaften „Stellver­
treter der Stellvertreter“, von den realwirtschaftli­
chen Vorgängen noch weiter entfernt als die Geldka­
tegorien in den Marktwirtschaften.

Bis hin zur vorletzten päpstlichen Enzyklika 
Johannes Paul II. Centesimo annus herrscht die Ein­
sicht darüber vor, daß die Niederlage des Sozialis­
mus keine Nahrung liefern könne für kapitalisti­
sche Hoffahrt: Nichts von dem Problemberg, den 
die kapitalistischen Marktwirtschaften aufgetürmt 
haben, ist dadurch abgetragen; im Gegenteil, der 
Berg wächst weiter. Diese Wirtschaftsordnungen 
werden in nie gekannter Dringlichkeit befragt.

Die Defekte kapitalistischer 
Marktwirtschaften
Keine Wirtschaftsordnung hat es bislang mit den 
kapitalistischen Marktwirtschaften aufnehmen 
■können, was die Fähigkeit betrifft, Güter und Lei­
stungen hervorzubringen. Aber es geht eben darum 
nicht allein.

Reichen die marktwirtschaftlichen Wirtschafts­
regulatoren aus, welche sich ausschließlich monetä­
rer Verkleidungen der realwirtschaftlichen Vorgän­
ge bedienen und die zwangsläufig erstens zukunfts­
blind sind und zweitens nur betriebswirtschaftliche 
und nicht gesamtwirtschaftliche Rationalität ken­
nen, um mit den neuen Herausforderungen fertig zu 
werden? Kann nicht angesichts der neuen globalen 
Probleme die vielgerühmte „unsichtbare Hand“ 
sich zum Würgegriff formen, der elementare Exi­
stenzbedingungen der menschlichen Gattung zu er­
drosseln droht ?

Den kapitalistischen Marktwirtschaften wohnt 
die Ibndenz zur Schrankenlosigkeit, zum exzessiven 
Wachstum inne, das in exponentiellen Wachstums­
kurven seinen Ausdruck findet. Die Kapitallogik — 
d.i. die Verwertung des Werts, das Bestreben, aus 
Geld mehr Geld zu machen — kennt, weil im Aus­
gangs- und Endpunkt qualitativ gleich, quantitativ 
keine innere Begrenzung. Dieser Wachstumstyp 
dominiert alle anderen wirtschaftlichen Vorgänge, 
die Thndenz zum schrankenlosen Verbrauch von 
Ressourcen, vorzugsweise derjenigen, die das Ein­
zelkapital nichts kosten, die auf Mehrung gegen­
ständlichen Reichtums geprägte Konsumtions- und 
Lebensweise, die sozialen Maßstäbe, die Alltags­
kultur.

Es trifft nicht zu, daß die heutigen Marktwirt­
schaften schlechthin zu globalem Marktgleichge­
wicht, zum Ausgleich von Angebot und Nachfrage 
tendieren. Auch sie bringen, wie die untergegange­
nen sozialistischen Planwirtschaften, ein allgemei­
nes, globales, anhaltendes, sich ständig reproduzie­
rendes Ungleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage hervor, allerdings in entgegengesetzter 
Richtung: Sie erzeugen ein beständiges Überange­
bot im Verhältnis zur zahlungsfähigen Nachfrage 
und verursachen damit auch ein beständiges Über­
angebot — sprich: Brachliegen — wirtschaftlicher 
Ressourcen, namentlich auch an gesellschaftlichem 
Arbeitsvermögen. Dies aber ist nicht das Resultat 
allgemeiner Wertlogik oder der Marktlogik, son­
dern der Kapitallogik, die die heutigen Marktwirt­
schaften dominiert, ihnen inhärent ist.

Die einzig plausible Erklärung dieses Phäno­
mens ist offenbar nach wie vor die von Karl Marx. 
Er erklärte das tendenzielle Zurückbleiben der 
Nachfrage hinter dem Angebot, den Widerspruch 
zwischen Produktion und Markt, aus der Thndenz 
des Kapitals einerseits zur schrankenlosen Ausdeh­
nung der Produktion, andererseits zur Minimierung 
der Kosten, darunter vor allem der Löhne, beides 
aus dem Bestreben, eine möglichst hohe Verwertung 
des eingesetzten Kapitals zu erreichen. Auf dem 
Markt stoßen diese beiden Tendenzen aufeinander 
als Widerspruch zwischen stets nachhinkender zah­
lungsfähiger Nachfrage gegenüber der realen — 
aber mehr noch: der möglichen — Produktion.

Verstellt nicht die „marktwirtschaftliche Sicht“ 
allzusehr den Blick auf die realen sozial-ökopomi- 
schen Vorgänge? Wäre diese Sicht von der Zirkula­
tion her nicht — wie Marx dies vorzog — durch eine 
Sicht von der Produktion her wenigstens zu ergän­
zen? Der Arbeiter als Arbeitender, d.h. auch in sei­
ner Stellung in der Produktion, erscheint in der 
Marktwirtschaftslehre überhaupt nicht. Das Ver­
hältnis zwischen Kapital und Arbeit, kapitalisti­
sches Eigentum und kapitalistische Ausbeutung, die 
Arbeit unter dem Kommando des Kapitals, sind 
ausgeblendet. In der Marktwirtschaftslehre er­

scheint der Arbeiter nur als Marktteilnehmer, als 
Anbieter, Verkäufer-seiner Arbeitskraft und als 
Nachfrager, Käufer von Konsumgütern. Als Ver­
käufer seiner Arbeitskraft ist der Arbeiter zunächst 
nichts anderes als die Anbieter anderer Waren auch, 
scheinbar gleichberechtigt mit den Anbietern von 
Arbeitsplätzen. Als Nachfrager erscheint er gar un­
ter denjenigen, die angeblich das eigentliche Sagen 
in dieser Wirtschaftsordnung haben. Von dorther 
resultiert auch die Verkehrung der Begriffe: Dieje­
nigen, die arbeiten, heißen Arbeitnehmer; und die­
jenigen, denen das Arbeitsresultat gehört, heißen 
Arbeitgeber.

Die Wahlmöglichkeiten, die das marktwirt­
schaftliche Modell voraussetzt, gibt es in der Wirk­
lichkeit in großen Bereichen der Wirtschaft — na­
mentlich für die sozial Schwächeren (aber eben sol­
che Begriffe sind in der Marktwirtschaftslehre völ­
lig unbekannt) — gar nicht. Wie müßte siah ein Bau­
er verhalten, wenn die Preise für seine Erzeugnisse 
sinken? Der Lehre nach müßte er (die betroffenen 
Bauern insgesamt) das Angebot reduzieren. In der 
Regel tun sie aber das genaue Gegenteil: Sie werden 
die Produktion noch vehementer zu steigern suchen, 
um den durch Preisverfall verursachten Erlösaus­
fall wenigstens teilweise zu kompensieren. Und was 

soll ein Land tun, von den großen Nahrungsmittel­
konzernen in die Situation eines Monokulturprodu­
zenten gebracht, das den Hauptteil seines Exporter­
löses aus dem Verkauf von Kaffee oder von Bana­
nen oder von Baumwolle bestreitet, wenn die Welt­
marktpreise für diese Erzeugnisse zu sinken begin- 
nen? Es kann nur eines versuchen: noch mehr erzeu­
gen und verkaufen, diesen ruiniösen Rückkopp­
lungsmechanismus in Gang setzen. Ihnen ist aber 
der (wenn auch unzureichende) Schutz versagt, die 
die Agrarpolitik der EG den Bauern der Gemein­
schaft noch zu bieten vermag.

Diese Chancenungleichheit gilt in der Markt­
wirtschaft vor allem auch für den „Faktor Arbeit“. 
Wer „von der Hand in den Mund“ leben muß, kann 
seine abstrakte Wahlmöglichkeit, einen Kauf bzw. 
Verkauf — hier: den Verkauf der Arbeitskraft — zu 
verweigern, hinauszuschieben, nicht wirklich wahr­
nehmen.

Hinzu kommt das ständige Unterangebot von 
Arbeitsplätzen, das den Arbeitssuchenden immer in 
die Position dessen bringt, der etwas haben möchte, 
in die Position des Nehmenden, den Unternehmer in 
die Position des Gewährenden, des Gebenden. Das 
Minimum an wirtschaftlicher Gesamtvemunft, pla­
nerischen Handelns und solidarischen Verhaltens, 
eine nicht an exzessivem Wachstum orientierte Pro­
duktionsweise, eine nicht an schrankenloser Berei­
cherung orientierte Lebensweise, die heute notwen­
dig geworden sind, können offenbar nur erreicht 
werden, wenn die Dominanz von Kapitallogik und 
Marktregulierung überwunden, d.h. den Erforder­
nissen einer sozial- und naturverträgliche Wirt­
schaftsentwicklung untergeordnet werden.

Hierfür ist offenbar mehr erforderlich als der 
Wechsel von einer stärker keynesianistisch zu einer 
stärker liberalistisch orientierten Wirtschaftspoli­
tik und zurück. Mitte der sechziger Jahre schien in 
der Bundesrepublik die Uhr des Neoliberalismus 
abgelaufen, neokeynesianistische Wirtschaftskon­
zepte gewannen international an Bedeutung.

Diese aber wurden wieder von stärker liberali- 
stischen Wirtschaftskonzepten abgelöst, der sog. 
angebotsorientierten Wirtschaftspolitik. Die „Ange­
botsökonomie“ (Milton Friedman), die seit Mitte 
der siebziger Jahre die Wirtschaftspolitik der Regie­
rungen vor allem der USA und Großbritanniens 
stark beeinflußte, will nicht von der Nachfragersei­
te her, wie der Keynesianismus, nicht durch staatli­
che Nachfragesteigerung, die immer auch die Mas­
senkaufkraft im Blick haben muß, die Konjunktur 
in Schwung bringen und halten, sondern durch grö­
ßere Investitionsanreize für die Unternehmer; d.h 
Steuervergünstigungen für die Unternehmen und 
möglichst restriktive Lohnpolitik. Der Staat solle 
also — verbunden mit inflationshemmender Geld- 
mengensteüerung — von der Angebotsseite her das 
Wirtschaftswachstum fördern.

Mittlerweile wird diese Wirtschaftspolitik des 
„Thatcherismus“, der „Reagonomics“ weitgehend 
übereinstimmend als Mißerfolg gewertet; sie hat 
das versprochene Wirtschaftswachstum nicht be­
wirkt, sie hat zu rigorosem Sozialabbau und zu ho­
her Staats Verschuldung geführt. Aber die Rückkehr 
zu dieser Wirtschafts- und Sozialpolitik scheint das 
neueste Wort konservativer Politik zu sein.
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Aus der AG Wirtschaft

Gedanken zur Bodenreform

VON ANNEMARIE BRÜCKNER

Erinnert sei zunächst an die Situation nach Ende des
2. Weltkrieges: verlassene Güter einerseits, drohen­
der Hunger andererseits, Thusende Umsiedler.

So gab es schnelle Übereinstimmung der Partei­
en zur Durchführung einer Bodenreform. Differen­
zen zwischen CDU und KPD gab es zur Frage, ob 
Entschädigung gezahlt werden solle oder nicht. Die 
Kommunisten setzten die entschädigungslose Ent­
eignung durch.

Nur durch eine Bodenreform war die. ökonomi­
sche Macht einer Kaste zu beseitigen, die erhebliche 
Mitschuld am Militarismus, Faschismus und Krieg 
hatte. Immerhin rekrutierte sich das Offizierskorps 
der Reichswehr, die den Grundstock beim Aufbau 
der faschistischen Wehrmacht bildete, zu 54 Prozent 
aus Großgrundbesitzerfamilien Osteibiens'.

Für die heutige CDU, F.D.P. und leider auch 
teilweise die SPD war die Bodenreform ausschließ­
lich ein „Akt kommunistischer Willkür“. Unter­
schlagen wird die große Übereinstimmung und Mit­
wirkung der Antifaschisten und Demokraten bei 
der Bodenreform. In den Bodenreformkommissio­
nen arbeiteten über 52000 Menschen mit, davon wa­
ren fast 30000 parteilos, 12500 waren Mitglied der 
KPD, 9200 Mitglied der SPD, und 974 waren Mit­
glied der CDU und LDPD.

In einer Richtlinie des Vorstandes der CDU vom
14. September 1945 heißt es: Es müsse eine „durch­
greifende Agrarreform“ verwirklicht werden, „die 
eine weitgehende Umstellung unserer landwirt­
schaftlichen Produktion auf Veredlungswirtschaft 
und eine Ausschaltung der politischen Vorherr­
schaft des Großgrundbesitzes zum Endziel hat ... 
Der Großgrundbesitz ist daher im weitesten Um­
fang aufzuteilen ...“

Unterschlagen wird heute auch, daß die Boden­
reform eine Großtat war; sie erfaßte mit 3,3 Mio. 
Hektar mehr als ein Drittel der land- und forstwirt­
schaftlich genutzten Fläche in der Ostzone. 76% die­
ses Bodenfonds stammten aus 7160 privaten Betrie­
ben mit über 100 Hektar und 4 % von 4537 Höfen mit 
weniger als 100 Hektar, deren Besitzer als aktive 
Naziaktivisten oder Kriegsverbrecher eingestuft 
wurden. Bei den restlichen 20 % handelte es sich fast 
ausschließlich um Grundbesitz der öffentlichen 
Hand sowie der aufgelösten NSDAP.

Zwei Drittel des Bodenreformlandes wurden an 
560000 Personen aufgeteilt. 119000 landlose Bauern 
und Landarbeiter sowie 91000 Zwangsumsiedler aus 
den vom deutschen Imperialismus verspielten Ost­
gebieten bekamen Land, Vieh, Gebäude, Maschinen' 
und Geräte zur Gründung von Neubauemstellen, 
87000 landarme Bauern erhielten zusätzlich Land, 
40000 Altbauern eine Waldzulage, 43000 Kleinpäch­
ter ihr Pachtland zu eigen und 180000 nichtlandwirt­
schaftliche Arbeiter und Angestellte sowie Dorf­
handwerker eine Gartenparzelle oder eine kleine 
Nebenwirtschaft. Damit veränderten sich — Fami­
lienangehörige eingerechnet — für rund 2 Millionen 
Menschen die Lebensbedingungen. Bleiben wir bei 
den Umsiedlerfamilien. Die Möglichkeit der Ein­
richtung einer Neubauemstelle war eine Art Ent­
schädigung für ihr in den Ostgebieten des früheren 
Deutschen Reiches aufgegebenes Land, also für ihre 
Bauernwirtschaften in Ostpreußen, Pommern, 
Schlesien oder dem Sudetenland. Durch diese Inte­
gration in der neuen Heimat wurde von Anfang an 
Forderungen nach Grenzrevision der Boden entzo­
gen. Auch das sollten wir nicht vergessen.

Einigungsvertrag und Grundgesetz legen fest: 
„Die Enteignungen auf besatzungsrechtlicher und 
besatzungshoheitlicher Grundlage (1945-1949) sind 
nicht mehr rückgängig zu machen.“ Einem gesamt­
deutschen Parlament wurde die Möglichkeit einge­
räumt, über Ausgleichsleistungen zu befinden. Das 
Ihuziehen um eine solche Regelung währte mehr als 
drei Jahre. Das Resultat ist das sogenannte Entschä- 
digungs- und Ausgleichsgesetz (EALG), ein Kompro­
miß zwischen Koalition und SPD in Bonn, den beide 
Seiten als Erfolg ihrer Politik preisen.

Worum geht es?
Erstens könnten die enteigneten Junker bzw. deren 
Nachfahren über ein nur für sie vorgesehenes Land-
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erwerbsprogramm verbilligten Boden zu weniger 
als die Hälfte des derzeitigen Verkehrswertes 
kaufen.

Zweitens erhalten Alteigentümer, ortsansässige 
Wieder- und Neueinrichter sowie juristische Perso­
nen und deren Gesellschafter die Möglichkeit, über 
ein Siedlungskaufprogramm ebenfalls verbilligten 
Boden zu erwerben. Die Grenze liegt bei höchstens 
150ha (6000 Bodenpunkte), aber bei nicht mehr als 
der Hälfte der Wirtschaftsfläche. Die augenscheinli­
che Gleichbehandlung aller Betriebsformen ist beim 
näheren Hinsehen eine erneute Ungerechtigkeit für 
die juristischen Personen. Wenn in einer Genossen­
schaft 30 Gemeinschaftsbauem Zusammenarbeiten, 
so dürfen sie nicht mehr Boden als ein einziger Ein­
zelbauer begünstigt kaufen. Gewollt ist offensicht­
lich die weitere Zersplitterung und Beseitigung von 
Gemeinschaftsunternehmen.

Die PDS fordert die Unantastbarkeit der Ergeb­
nisse der Bodenreform, keinerlei Privilegierung 
beim Landerwerb sowie die gleichberechtigte Ein­
beziehung der Gemeinschaftsbauem in das Lander­
werbs- und Siedlungsprogramm. Das wäre das Min­
deste. Und es drängt sich die Frage auf, warum der 
Grund und Boden stärker und verbitterter um­
kämpft wird als anderes Eigentum.

Eigentum an Grund und Boden ist Eigentum be­
sonderer Art. Sein Besitz oder Nichtbesitz entfacht 
mehr Leidenschaften als bei anderen Wirtschaftsgü­
tern. Kriege wurden um Ländereien geführt, und 
uns kommt dieser läge wieder die Volk-ohne-Raum- 
Demagogie der Nazis schmerzlich in Erinnerung.

Grund und Boden ist Eigentum besonderer Art, 
weil

erstens der Grund und Boden nicht beliebig ver­
mehrbar ist, er dem Eigentümer eine Rente abwirft;

zweitens sich nirgendwo sonst ein so unmittel­
barer Zusammenhang zwischen Eigentumsnutzung 
und wirtschaftlichem Ergebnis ergibt, und

drittens Grund und Boden den Banken als Si­
cherheit für Kreditvergabe dient.

Jetzt soll ehemals volkseigenes Land wieder pri­
vatisiert werden. Für die CDU ist das Privateigen­
tum das „Fundament abendländischer Demokratie“ 
— wie der Thüringer Ministerpräsident Vogel sagt. 
Aber ergibt sich aus dem ehemals volkseigenen 
Land nicht eine Chance für eine neue Bodenpolitik?

Anstelle der Privatisierung des Bodenreform­
landes im Treuhandauftrag könnte die kostenlose 
Übertragung der „Treuhandflächen“ an die Kom­
munen erfolgen, und zwar mit der Maßgabe, diese 
Grundstücke nicht zu verkaufen, sondern zur pri­
vatwirtschaftlichen Nutzung zu vergeben (sofern die 
Gemeinde sie nicht selbst nutzt). Die Kopplung von 
kommunalem Besitz und privater Nutzung hat meh­
rere Vorteile: Erstens sicherten sich die Kommunen 
eine dauerhafte Einnahmequelle aus Pachten, Erb- 
bau- und anderen Nutzungsrechten; zweitens könn­
ten sie eine vernünftige Politik der Gewerbeansied­
lung, der Vergabe von Bauland für Eigentumswoh­
nungen, des finanzierbaren Sozialwohnungsbaus 
usw. betreiben; drittens würde verhindert, daß der 
bereits sozialisierte Boden wieder in die Hände von 
Privateigentümern gelangt, die aus ihm ohne eigene 
Arbeit Einkommen ziehen (die leistungslosen Bo­
denrenten gehören der Gemeinschaft); viertens 
könnte eine wirksamere Umwelt- und Naturschutz­
politik im Interesse der Allgemeinheit betrieben 
werden. Real ist diese Chance jedoch nur, wenn eine 
breite Bewegung von unten entsteht. Niemand wird 
dabei enteignet, denn es geht um bereits mit der Bo­
denreform enteignetes Land.

Die Mehrheit der ostdeutschen Landwirte hat 
sich nach 1990 auch ohne kommunistisches Diktat 
für einen kollektiven Weg entschieden.

Ein interessantes Ergebnis aus dem Europäi­
schen Bürgerforum vom 22. bis 24. Januar 1993 in 
Seelow war, daß viele Wissenschaftler aus osteuro­
päischen Ländern eingestehen mußten, daß die Bau­
ern dort auch beim Übergang zur Marktwirtschaft 
weiter genossenschaftlich wirtschaften wollen. 
Wenn es verlangt wird, treten sie zwar wie in Bulga­
rien pro forma aus den Genossenschaften aus, um 
dann mit ihrem Boden erneut eine Genossenschaft 
zu gründen.

Weiter twar zu hören, daß in westeuropäischen 
Ländern der Genossenschaftsgedanke keineswegs 
verteufelt wird. In der Schweiz, so Alt-Regierungs- 
rat Hans Zurfluh, seien z.B. im Kanton Uri 80% des 
Bodens im Eigentum von öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaften als ökonomische Grundlage der Korpo­
rationen, in denen die Marktgenossenschaften wei­
terleben. Diese Verhältnisse bestehen schon seit 

Jahrhunderten, und auch heute denkt kaum jemand 
ernsthaft daran, sie zu verändern.

Und der Züricher Agrarökonom Prof. Jean Val- 
lat wies nach, daß der Boden eben nicht wie jedes 
beliebige Produkt auf dem Markt gehandelt werden 
darf. Und selbst Staatseigentum kann marktwirt­
schaftliches Sondereigentum sein, wenn es nicht 
nach dem Haushaltsprinzip, sondern nach unterneh­
merischen Grundsätzen bewirtschaftet wird.

Wenn Deutschlands Landwirtschaft im Rahmen 
der EG wettbewerbsfähig bleiben will, müßte die 
Regierung eigentlich alles dafür tun, den Struktur­
wandel hin zu großen Betrieben zu fördern, statt ihn 
unabhängig vom Willen der Betroffenen dann zu 
benachteiligen, wenn es sich um die ihr mißliebigen 
Rechtsnachfolger der LPG handelt.

Aas der AG Wirtschaft

Diskussion um „soziale 
Grundsicherung“

VON MARION BENTIN

Zum Einstieg in die Diskussion wurden noch mal 
kurz einige Gesichtspunkte aus der Diskussion um 
dieses Thema innerhalb verschiedener Parteien und 
Verbände vorgetragen. Man muß festhalten und 
darf nicht unterschätzen, daß diese Diskussion um 
„soziale Grundsicherung“ inzwischen, natürlich mit 
ganz unterschiedlichen Absichten, von allen politi­
schen Richtungen und Parteien geführt wird. Daß 
bis in die Reihen der FDP hinein unter dem Stich­
wort „Bürgergeld“ dieses Thema öffentlich 
„wirkt“, ist einerseits Reflex auf die tatsächliche 
Entwicklung der Armut und Differenzierung in der 
Gesellschaft und andererseits auch Reaktion auf die 
PDS-Vorstellungen, die mit ihrem Gesetzentwurf 
das Thema parlamentarisch auf die Tagesordnung 
gesetzt hat. Das „Bürgergeld“, welches in FDP, aber 
auch in bestimmten CDU-Kreisen diskutiert wird, 
soll anstatt Sozialhilfe gezahlt werden. Es sollen 
unter dem Stichwort „Bereinigung“ alle sonstigen 
sozialen Absicherungen gekippt werden. Bei aller 
Kritik an der zu niedrigen Sozialhilfe: Die Libera­
len und Konservativen wollen selbst diesen Stan­
dard vernichten. Mit dem Bürgergeld sollen aus­
drücklich Niedrigstlöhne subventioniert werden: 
Spottbillige Arbeitskraft soll finanziert werden. 
Anscheinend schwebt den Reaktionären vor, so nie­
drige Löhne durchzusetzen, daß dafür freiwillig kei­
ner mehr arbeiten will! Die einzige Kritik und 
Furcht, die im konservativen Lager selbst auf­
kommt, bezieht sich auf die Gefahr, daß eine öffent­
liche Diskussion um Mindeststandards provoziert 
wird, die in Wahlkampfzeiten dazu führen könnte, 
daß Mindestmarken nach oben gedrückt werden.

In den Wohlfahrts verbänden und dem DGB, in 
den „Bundesarbeitsgemeinschaften der Sozialhilfe­
initiativen und Arbeitsloseninitiativen“ (BAG) und 
bei den GRÜNEN gibt es seit längerem Vorschläge 
und Diskussionen um die soziale Grundsicherung. 
Vieles spricht dafür, daß die PDS mit ihrem Gesetz­
entwurf sich mit diesen gesellschaftlichen Kräften 
verbinden kann.

Folgende Fragestellungen wurden aufgeworfen 
(ohne hier im Protokoll die Einzelheiten der ver­
schiedenen Vorstellungen dokumentieren zu 
können):

1. Welche Höhe soll die soziale Grundsicherung 
haben?

Die BAG fordert 1200 DM plus Miete. Bei den 
Vorstellungen von Bündnis 90/Grünen kämen der­
zeit für die alte BRD ca. 1300 DM heraus. Der PDS- 
Vorschlag orientiert sich am durchschnittlichen Net­
toeinkommen. Eine Empfehlung des EU-Ministerra­
tes für Einkommensstandards zur Verhinderung 
von Armut geht von der Hälfte des jeweiligen 
Durchschnittseinkommens eines Landes aus. Für 
die BRD wären das gegenwärtig ca. 1250 DM.

2. Soll der Anspruch auf soziale Grundsicherung 
an Bedingungen (im Extremfall: Arbeitspflicht) ge­
knüpft werden?

Wohlfahrtsverbände, DGB, Grüne, BAG und 
PDS lehnen dies (unterschiedlich weitgehend) ab. 
Aber in der Gesamtdiskussion sind die diesbezügli­
chen Zumutungen natürlich keineswegs erledigt.

Auch in der Wirtschafts-AG der linken Sommer-



_____________________________________________4e____________________LINKE SCl/e.LE.- Philosophie 13

schule hatten wir erneut die Diskussion, ob soziale 
. Grundsicherung auch bekommen soll, „wer nicht 
I arbeiten will“, d.h. der Gesellschaft „nichts bietet“, 
i „keine Werte schafft“ usw. Gegen diese Befürchtun- 
. gen wurde argumentiert, daß die Verweigerung, je­

de Drecksarbeit zu jedem Lohn und unter allen Be­
dingungen zu verrichten, durchaus Widerstandsele­
mente enthält. Außerdem sollte es jedem freistehen, 
vorübergehend oder auch dauerhaft, mit und ohne 
Dazuverdienstmöglichkeit, von sozialer Grundsi­
cherung zu leben, sofern er das will (dazu siehe auch 
weiter unten).

3. Wie soll die soziale Grundsicherung finanziert 
werden?

Auf der Seite der Reformkräfte besteht weitge­
hend Einigkeit, daß dies aus dem Bundeshaushalt, 
zur Entlastung u. a. der Kommunen, finanziert wer­
den muß. Verschiedene Modelle zur erhöhten Be­
steuerung von Vermögen (Grüne: z.B. Erbschafts­
steuer) werden diskutiert. Hier müßte man sich ei­
nen genaueren Überblick verschaffen. Die PDS 
weist darauf hin, daß erhebliche Summen durch 
konsequente Bekämpfung der Steuerhinterziehung 
und anderer Formen der Wirtschaftskriminalität 
gewonnen werden könnten.

Von Konzepten und Überlegungen, die Selbstän- 
digenabgabe wieder ins Spiel zu bringen, wurde 
eher abgeraten. Man verdirbt sich’s dabei u.U. mit 
zuviel Falschen!

4. Wie definiert sich das Verhältnis der sozialen 
Grundsicherung zum Arbeitsmarkt bzw. zum Pro­
blem der untertariflichen Niedriglohnzonen, dem 
Dazuverdienst, der Teilzeitarbeit?

Unter diesem Stichwort wurden verschiedene, 
auch strategische Überlegungen diskutiert, anknüp­
fend auch am Vortrag von Günter Kasch vom Vor­
tag:

Wenn die These stimmt, daß sich eine kapitali­
stische Gesellschaft „neuen Typs“ entwickelt, in der 
z.B. Tarifverträge immer weniger Bindungswir- 
kung haben für wachsende Teile der Betroffenen, in 
der Vollbeschäftigung unter Bedingungen des 1. Ar­
beitsmarktes bzw. in der Industrie illusionär ist:
— Könnte dann die soziale Grundsicherung ein In­
strument werden, um Mindestsicherung zu errei­
chen?
— Könnte diese Mindestsicherung durchaus Spreng­
kraft bezüglich anderer Arbeits- und Lebensformen, 
anderer Arbeitsplatzmöglichkeiten (z.B. im Alter- 
nativsektor) durch Hinzuverdienst entwickeln?
— Und welche Schranken und Sicherungen wären 
erforderlich, um Überausbeutung in Gelegenheits- 
Jobs und bei Ibilzeit zu verhindern ?

Im folgenden einige zentrale Argumente aus der 
durchaus kontroversen Diskussion :

Die traditionelle Gewerkschafts- und Thrifpoli- 
tik kann Einkommen nicht mehr sichern. Die Poli­
tik des Haltens (z.B. untere Lohngruppen, Arbeits­
zeitverkürzung bzw. Normalarbeitstag) ist geschei­
tert und auf breiter Front auf geweicht (z.B. Ab­
schluß Chemie oder Metall 1994).

Der sogenannte „Betriebsratsblick“ ist zuneh­
mend ungeeignet, emanzipatorische Interessen zu 
entfalten. Wer Betriebsrat ist, ist gefesselt a) an die 
Arbeitsorganisation im Betrieb; b) an die Konzern­
oder Weltmarktposition des eigenen Betriebes; c) an 
die eigene Klientel! Diesen Thtsachen muß sich lin­
ke, sozialistische Politik stellen bei der Frage: Wel­
chen Beitrag leisten wir zur Durchsetzung von Min­
deststandards und wie müssen diese aussehen?

Es muß Mindestlöhne geben, und zwar gesetz­
lich verankert, damit nicht Elendslöhne noch aus 
der Staatskasse subventioniert werden. Es gibt z. B. 
einen Mindestlohngesetzentwurf der Grünen, der 
gerade ausschließen soll, daß die soziale Grundsi­
cherung dazu mißbraucht wird, Elendslöhne bezah­
len zu können.

Es wird darauf hingewiesen, daß insbesondere 
für den Non-profit-Bereich, also im genossenschaft­
lichen oder alternativen Bereich mit niedriger Ren­
dite, dieses Konzept Wirkung bekommen könnte. 
Insgesamt ist die aktuelle Besteuerung des Faktors 
Arbeit kontraproduktiv: Sie führt zu arbeitssparen­
dem Tbchnikeinsatz. Hier müßte ein Wandel hin zu 
arbeitsintensiverer, aber ressourcensparender Be­
steuerung angestrebt werden.

Überhaupt muß die PDS für Grundsätze kämp­
fen wie: Obdachlosigkeit gehört abgeschafft! Daher 
ist die soziale Grundsicherung fundamental.

Die ABS-Gesellschaften könnten in Richtung 
von solchen non-profit-centem gehen, obwohl die 
aktuelle Regierungspolitik alles daran setzt, gerade 
dies zu verhindern. Die im Osten durchaus vorhan­

denen Ansätze, z.B. in diesen Gesellschaften inno­
vative Produktionsansätze zu entwickeln (z.B. Wis- 
muth), wurden zunichte gemacht.

Es könnte in diesem Sinne ja durchaus gewollt 
werden, daß das Konzept von sozialer Grundsiche­
rung plus Hinzuverdienstmöglichkeit gerade im 
Non-profit-Bereich zu einer Art „Subventionierung“ 
führen könnte. Auch wenn die Kapitalisten dagegen 
Sturm laufen würden!

Die soziale Grundsicherung sei im deregulierten 
Kapitalismus dringend und zwingend erforderlich. 
Nötig wäre aber auch, einen Anreiz zur Arbeitsauf­
nahme über die Grundsicherung hinaus zu schaffen, 
definiert über einen Mindestlohn, der deutlich über 
der Grundsicherung liegen sollte. Dies ergäbe auf 
jeden Fall einen Konflikt mit dem Kapital, weil der 
Zwang zur Lohnarbeit (jedweder Art!) gemildert 
würde.

Daß sich diese Diskussion als gesamtgesell­
schaftliche derzeit entfaltet, ist durchaus spannend, 
drückt sie doch aus, daß alle gesellschaftlichen und 
politisch tätigen Kräfte reagieren müssen auf offen­
sichtliche „Konstruktionsmängel“ dieser kapitali­
stischen Gesellschaft. Wirklich interessant wäre in 
dieser Situation eine Bewährung sozialistischer Po­
litik durch eine positive Besetzung des Begriffs 
„Freiheit“, durch ein Aufgreifen und Vernetzen von 
durchaus verschiedenen „Freiheitsbestrebungen“. 
Auf der Suche nach neuen Arbeits- und Produkti­
onsmethoden müssen die Konzembelegschaften.mit 
einbezogen werden, aber diese Emanzipationsbe­
strebungen werden nicht in der großen Industrie 
entstehen können. Wir müssen die Chancen dieser 
„Umbruchstimmung“ erkennen und zu nutzen 
lernen.

In diesem Sinne seien die Tarifverträge eher in 
Richtung Rahmenbestimmungen zu entwickeln, in­
nerhalb derer das Einzelvertragsrecht viel mehr 
Geltung bekommen müßte. Das Ganze natürlich ein­
gebettet in Mindeststandards bei der Grundsiche-- 
rung, den Löhnen,, dem Arbeitstag usw. Die bisheri­
ge Thrifpolitik wirkt mit ihrem Anspruch, für viele, 
wenn nicht alle, alles „gleich“ regeln zu wollen, zu­
nehmend auch bevormundend, reglementierend, 
einschränkend.

Dagegen wurde eingewandt, daß die Gefahr be­
steht, daß bei einer solchen „Freiheitsbewegung“ 
letztlich nur mehr „Freiheit“ für das Kapital und 
die Konzerne und noch schlimmere Deregulierung 
herauskommen könnte. Man müsse schon genauer 
definieren, was trotz nachlassender Bindungswir­
kung der Tarife an diesen Thrifen verteidigungs­
würdig und unbedingt aufrechtzuerhalten sei. Für 
wen kann „individuelle Vertragsfreiheit“ über­
haupt durchgesetzt werden bzw. wer kann sie ein­
klagen usw. ?

Ein weiterer wichtiger Punkt in der Diskussion 
war das Thema Kindergeld. Auch die SPD fordert 
inzwischen ein einheitliches Kindergeld von 250 
DM. Das paßt zu den Forderungen der PDS im Zu­
sammenhang mit der sozialen Grundsicherung. Län­
gerfristig wird ein Betrag von 600 DM angepeilt. Die 
Tbndenz, Steuerprivilegien für Kinder abzuschaffen 
zugunsten eines einheitlichen Kindergeldes, ist auf 
jeden Fall fortschrittlich.

Zu diesem Thema wäre durchaus eine Bündnisli­
nie von PDS, Grünen und SPD denkbar, die die 
Konservativen richtig unter Druck bringt. Wobei 
die PDS viel konkreter in die öffentliche Diskus­
sion eingreifen könnte und müßte, um die Beliebig­
keit und Leimrutenpolitik der SPD unter Druck zu 
bringen.

Jedenfalls ist davon auszugehen, daß noch im 
Wahlkampf, auf jeden Fall aber in den nächsten 
Jahren das ganze Thema: „Grundsicherung, Kinder­
geld, Steuerfreiheit des Existenzminimums“ für lin­
ke Reformpolitik echte Chancen bietet, sofern die 
PDS ihre Bundestagsposition halten und dafür of­
fensiv und im Bündnis eintreten wird.

Es wurde darauf hingewiesen, daß bei der Dis­
kussion um den Solidarzuschlag der SPD noch über 
die Marken nachgedacht werden muß. Ein gewisses 
Problem ist jedenfalls, daß der ledige Facharbeiter 
z. B. voll erwischt wird.

Außerdem ist die Wirkung der Abschaffung der 
steuerlichen Kinderfreibeträge anders, je nachdem, 
ob die Steuerfreiheit des Existenzminimums bis 
1996 tatsächlich durchgesetzt wird, wozu Waigel ei­
gentlich verpflichtet ist. Nur dann wäre diese For­
derung unterstützenswert und wirklich entlastend 
für die unteren Einkommen. Hierzu besteht weite­
rer Untersuchungs- und Aufklärungsbedarf, wie die 
verschiedenen Modelle auf wen wirken.

Lyotard über die Legitimität

Kritik von Herrschaft 
über Sprache thematisiert
VON CHRISTIANE SCHNEIDER

In der Beschäftigung mit der Postmoderne began­
nen wir mit dem Text Memorandum über die Legiti­
mität1 des französischen Philosophen Jean-Francois 
Lyotard. Das kritische Anliegen des Tbxtes ist es, 
die Frage des Tbtalitarismus und dabei auch der 
Unterscheidung verschiedener Zustände von Tbtali­
tarismus über die Sprache der Legitimation zu the­
matisieren.

Die Frage nach der Legitimation bzw. Legitimi­
tät wirft die Frage nach der Übertragung von 
Macht, nach Herrschaft, den Rechtfertigungsgrün­
den für Herrschaftsakte, Institutionen, soziale und 
politische Praktischen, Geboten und Verboten auf. 
lyotard verquickt die Frage der Legitimität mit der 
Frage nach den Regierungsformen; dabei greift er 
auf Kants Unterscheidung zurück zwischen forma 
imperii (Formen der Beherrschung: Autokratie, 
Aristokratie, Demokratie) und forma regiminis (Re­
gierungsformen: despotisch — republikanisch, wo­
bei sich der Republikanismus. durch die Teilung der 
Gewalten vom Despotismus unterscheidet).

Wer ist, so lautet die Fragestellung, das Subjekt 
eines normativen Satzes (y setzt die Norm, daß x 
verpflichet ist, die Handlung a auszuführen), wer 
also die Legitimationsinstanz? Die Frage ist logisch 
unauflösbar, die Unauflösbarkeit aber wird durch 
zwei große sprachliche Verfahrensweisen, die my­
thische Erzählung und die Emanzipationserzählung, 
verdeckt.

Bevor er auf die beiden Erzähltypen eingeht, 
stellt Lyotard dar, unter welchen beiden Aspekten 
er die Untersuchung der Sprache für seine Argu­
mentation heranzieht. Die Sprache existiere nicht 
wie ein Werkzeugkasten, aus dem die Sprecher 
schöpfen; vielmehr situierten die Sätze einen Sen­
der (den Sprecher), einen Empfänger (den Hörer) 
und einen Referenten (den bezeichneten Gegenstand 
bzw. Sachverhalt) in dem Universum, das sie dar­
stellen. Und insofern sei jeder Satz wie ein Ereignis. 
Er sei etwas Zufälliges, das gleichwohl notwendig 
geschieht.

Die mythischen Erzählungen legitimieren eine 
despotische Autorität durch Rückgriff auf die Ver­
gangenheit. Lyotard entwickelt am Beispiel der Er­
zählungen der Cashinawa, wie die archaische Legiti­
mation Identität stiftet, und zwar die Identität als 
ausschließliche (und ausschließende) Singularität, 
wie die narrativen Instanzen (Sender, Empfänger, 
Held) jedem in der Gesellschaft den Platz zuweisen, 
wo ein Ereignis außerhalb der Tradition nicht ist, 
wenn es keinen Namen dafür gibt, d.h. wenn es 
nicht in die Erzählungen eingebettet und dadurch 
autorisiert wird.

Der Nationalsozialismus bedient sich der mythi­
schen Erzählung zur Legitimation seiner despoti­
schen Autorität.

Die Emanzipationserzählungen suchen die Legi­
timation ebenfalls nicht in der Gegenwart. Sie su­
chen sie in einer einzulösenden Zukunft; die reale 
Gesellschaft wird durch eine in der Zukunft zu ver­
wirklichende Idee legitimiert: die Idee der Freiheit, 
der Aufklärung, des Sozialismus, der allgemeinen 
Bereicherung u. ä. Die in der Zukunft zu verwirkli­
chende Idee legitimiert, weil und insofern sie uni­
versell ist, das heißt auf ,;das menschliche Ge­
schlecht im ganzen seiner Vereinigung (non singulo- 
rum, sed universorum)“ bezogen (Kant, Streit der 
Fakultäten). Die Emanzipationserzählungen legiti­
mieren die Regierungsform der Republik, ihre 
sprachliche Verfahrensweise ist deliberativ (beden­
kend, beratschlagend), zerlegbar in verschiedene 
Diskursgenres und Satzordnungen, die mit der in­
terrogativen Präskription „Was sollen wir sein?“ 
beginnen und mit dem normativen Diskurs, in dem 
das Urteil legitimiert wird, enden. Sie sind offen für ► i 
Ereignisse, fördern die Überlegung und das Urteil, 
nicht den Glauben.

Die Untersuchung der sprachlichen Verfahrens­
weise ermöglicht die grundsätzliche Unterschei­
dung zwischen Nationalsozialismus auf der einen, 
Schreckensherrschaft und Stalinismus auf der ande­
ren Seite, deren grundlegenden Unterschiede im 
Begriff Tbtalitarismus zunächst erst einmal ver-
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schwunden sind.
Im Nationalsozialismus erhebt das „einzeln be­

nannte Wir (die Arier — Verf.) den Anspruch, dem 
Ziel, das die menschliche Geschichte verfolgt, sei­
nen Namen zu geben“ (S. 72). In der Schreckensherr­
schaft besteht die Legitimationsinstanz im „reinen 
Willen ..., der niemals dieses oder jenes, niemals 
bestimmt, sondern einzig und allein die Macht ist, 
alles zu sein“ (S. 70). In ihr scheint die Wirklichkeit 
eine Verschwörung gegen das legitimierende Ideal 
zu sein. Ähnlich im Stalinismus, der Verwirkli­
chung der sozialistischen Republik zu sein bean­
spruchte und in dem die konkreten Verhältnisse und 
Individuen als Hindernis der Verwirklichung be­
kämpft wurden.

Der Tbxt regte uns zur Diskussion von und Nachden­
ken über erschiedene Problemkomplexe an:

Mit der Untersuchung der sprachlichen Verfah­
rensweisen der mythischen Erzählung und der 
Emanzipationserzählung leistet Lyotard u.a. einen 
Beitrag zum Verstehen, wie die Legitimation der 
despotischen Autorität durch den Nationalsozialis­
mus funktioniert, und auch, warum dieser durch 
Rückgriff auf die Mythen überhaupt so „erfolg­
reich“ sein konnte. Der Wunsch „Zurück zu den 
Wurzeln“, den allein die Mythologie erfüllen kann, 
wird als Wunsch nach festem Halt ständig neu aus 
dem alltäglichen Leben geboren. Die Idee des auto­
nomen, die verschiedenen Diskurse beherrschenden 
Bürgers, der sich so als Subjekt der bürgerlichen 
Öffentlichkeit versteht, kollidiert mit der Erfah­
rung der meisten Menschen. Sie erfahren das Leben 
als in verschiedenste Diskurse zerlegt, die sie nicht 
beherrschen, und sie erfahren sich selbst daher aus 
immer mehr Bereichen der Gesellschaft ausge­
schlossen. Diese Ausschließung führt zu Erschütte­
rungen.

In der Linken etwa ist als Leitlinie für den Um­
gang mit Polizei und Justiz die Parole „Paula und 
Anton halten’s Maul“ in weiten Kreisen akzeptiert, 
die indes nur zum Ausdruck bringt, daß der im 
Recht nicht Ausgebildete den juristischen Diskurs, 
der ihm hier aufgezwungen wird, nicht beherrscht 
und nicht lernen zu können glaubt bzw. auch wirk­
lich nur schwer oder gar nicht lernen kann. Es ist 
aber Erfahrung, daß der in der Parole zum Aus­
druck kommende Protest hilflos bleibt, das Pro­
blem der Ausschließung — und Entmündigung — 
nicht nur nicht verarbeitet, sondern verdeckt und 
auf lange Sicht eher zum Rückzug vor als zur Gegen­
wehr gegen Repression führt.

Die als Ohnmacht erfahrenen Ausschlußmecha­
nismen der Diskurse bilden den Boden für das Wu­
chern von Mythen und bringen stets neu den Wunsch 
nach „populärer Identität“ hervor, einer Identität 
in der Singularität, der Einzigartigkeit („deutsches 
Volk“), in der die eigene Ohnmacht aufgehoben 
scheint. Es wäre wohl der Mühe wert, sich näher mit 
den entsprechenden aktuellen Entwicklungen auf 
der „Angebotsseite“ zu befassen. So schien uns et­
wa, daß die „Männer des 20. Jahrhunderts“ gegen­
wärtig zu „deutschen Helden“ vom Typ des Sieg­
fried herauspräpariert werden.

Eine andere Diskussion entwickelte sich anhand 
der kurz skizzierten deliberativen sprachlichen Ver­
fahrensweise der Republik, deren Ausgangspunkt 
die Frage ist: Was sollen wir sein — und nicht: Was 

_ sind wir. Es fiel weiter auf, daß Lyotard den durch 
die Argumentation geordneten Diskurs über die 
Frage, was wir tun können, um zu werden, was wir 
sein sollen, durch Begriffe geprägt sieht wie: bewei­
sen, widerlegen, überreden, überzeugen. Das heißt, 
in diesem Diskurs geht es um die Durchsetzung von 
Auffassungen, nicht um Lernen, Weiterentwicklung 
von Auffassungen, Willensbildung durch Konsens 
usw. Das hier zu Tage tretende Autoritäre dieses 
Dialogs ergibt sich letztlich aus dem Ausgangs­
punkt, der Ausgangsfrage. Die Frage ,Was sind wir* 
ist kritisch, sie fördert die Kritik, bringt viele und 
vielfältige Erfahrungen ins Spiel und auch Interes­
sen. Die Frage ,Was wollen wir sein* verschiebt den 
Ausgangspunkt weg von der Kritik auf ein Ziel 
(„glücklich, gelehrt, frei, gleich“ usw.), d.h. ein Ziel, 

s* ■ ' das dann schließlich Autorität setzt, Herrschaft und 
Macht legitimiert. Gegenseitiges Akzeptieren, Von- 
einander-Lemen, wirkliche Verständigung sind für 
die kritische Bewegung letztlich unverzichtbar, 
Beweisen, Überzeugen, Überreden dagegen sind 
Mittel von Macht. .

Lyotards Distanz gegenüber auch der sprachli­
chen Verfahrensweise der Emanzipationserzählung 
erschließt sich aus dem Text nicht eindeutig. Sie 

wird jedoch erkennbar, insofern er darauf verweist, 
daß ebenso wie die mythische auch die Emanzipati­
onserzählung verdeckt, daß die Frage nach der Legi­
timationsinstanz logisch nicht auflösbar ist. Aus sei­
ner Darstellung der sprachlichen Verfahrensweise 
der Emanzipationserzählungen lassen sich für die 
Auseinandersetzung mit der Legitimation von Herr­
schaft durch universelle, also geschichtlich fort­
schrittliche Ideen wichtige Gesichtspunkte entwik- 
keln. Widerstand sollte gerade nicht auf Herrschaft 
reflektieren, nicht (beanspruchte) Herrschaft zu le­
gitimieren suchen, sondern sich auf die zugrundelie­
genden, verletzten Interessen beziehen und die Ver­
ständigung über Interessen suchen.
1 In: P.Engelmann (Hg.), Postmoderne und Dekonstruktion, 
Tbxte französischer Philosophen der Gegenwart, Reclam

Zu Derrida

Struktur, Zeichen, Spiel 
vs. Geschichte und Moral?

VON ULRICH JÄCKEL

In seinem Aufsatz Die Struktur, das Zeichen und 
das Spiel im Diskurs der 'Wissenschaften vom Men­
schen konstatiert Jacques Derrida ein „Ereignis“ in 
der Geschichte des Begriffs der Struktur. Das Den­
ken vor diesem „Bruch“ hat die Strukturalität der 
Struktur reduziert „durch einen Gestus, der der 
Struktur ein Zentrum geben und sie auf einen Punkt 
der Präsenz, auf einen festen Ursprung beziehen 
wollte“. Dieses Zentrum, das man mit der Platoni­
schen oder Hegelschen „Idee“ oder mit „Gott“ illu­
strieren könnte, steht zugleich außerhalb der Struk­
tur und beherrscht sie, es begrenzt das Spiel ihrer 
Elemente. Ursprung dieser Denkweise ist nach Der­
rida die „Begierde“, die Angst zu meistem, die aus 
dem Verwickeltsein in das Spiel entstehe. Durch das 
Denken eines Zentrums soll das Spiel Ursprung und 
Ziel, Sinn, eine Geschichte bekommen. Die Struktu­
ralität, das freie Spiel der Elemente in der Struktur 
wird dadurch begrenzt, ja „untersagt“, womit Der­
rida auf den dogmatischen, der umfassenden Er­
kenntnis der Strukturalität hinderlichen Charakter 
dieser Denkweise, auf ihren Herrschaftscharakter 
hinweist. Die gesamte Geschichte der Metaphysik 
und des Abendlandes sei eine Geschichte dieser 
Namen für die „Invariante einer Präsenz“.

Mit dem Beginn des „Denkens der Strukturali­
tät“, der Erkenntnis von Gesetzmäßigkeiten (Bei­
spiel : Zerstörung des ptolemäischen Weltbildes) und 
der Erkenntnis des Vorgangs des Bezeichnens, der 
der Erkenntnis der Gesetzmäßigkeiten folgte, sei 
schließlich — mit Nietzsche, Freud und Heidegger — 
die Einsicht erfolgt, daß es kein Zentrum gebe, daß 
es kein fester Ort sei, „sondern eine Funktion, ein 
Nicht-Ort, worin sich ein unendlicher Austausch 
von Zeichen abspielt“. Alles wird zum Diskurs, zum 
System von Differenzen, die Sprache erlangt ent­
scheidende Bedeutung. Zugleich ist der Versuch, die 
metaphysischen Begriffe zu erschüttern, in einem 
Zirkel gefangen, der darauf beruht, daß die gesamte 
Sprache, daß der Begriff des Zeichens selbst durch 
den Gegensatz von „sinnlichem“ Signifikat und „in- 
telligiblen“ Signifikanten gekennzeichnet sind. Je­
der Begriff, jedes Zeichen transzendiert (überschrei­
tet) die sinnliche Erfahrung und setzt ihr einen ver­
allgemeinerten Signifikanten entgegen. Die De­
struktion abstrakter, metaphysischer Begriffe kann 
nur mittels Begriffen geschehen, die in einem meta­
physischen System eingebunden sind und so dieses 
wieder heraufbeschwören. „Qualität und Frucht­
barkeit eines Diskurses können vielleicht an der 
kritischen Strenge gemessen werden, mit der dieses 
Verhältnis zur Metaphysik und zu den überlieferten 
Begriffen gedacht wird.“

Als Beispiel für solche Diskurse bezieht er sich 
auf die ethnographischen Arbeiten von Claude Levi- 
Strauss, der sich dazu bekennt, die alten Begriffe, 
deren Wahrheitswert und Bedeutung bezweifelt 
wird, als methodische „Werkzeuge“ zur Destruktion 
der Metaphysik zu benutzen. Levi-Strauss bezeich­
net dies als „Bastelei“. Die konträre Vorstellung 
vom „Ingenieur**, als jemand, der nicht mit den vor­
gefundenen Werkzeugen „bastelt“, sondern eine 
komplette Sprache für seinen Diskurs konstruierte, 
wäre eine theologische, ein Mythos. Folglich ist je­

der Diskurs in gewissem Umfang zur „Bastelei“ ge­
zwungen. Am Beispiel der Erforschung der Mytho­
logien wird dargestellt, daß es nicht möglich ist, wie 
im wissenschaftlichen Diskurs Quelle, Zentrum, 
Grund oder Prinzip des Untersuchungsgegenstandes 
aufzudecken. Vielmehr sind nur Strukturen, Konti- ' 
gurationen und Relationen erkennbar, die der Dis­
kurs „in der Form dessen, worüber er spricht“, auf­
decken kann. Derrida verweist hier auf die unge­
klärte Frage der erkenntnistheoretischen Geltung 
solcher Diskurse. Mit Hilfe des Begriffs des 
„Spiels“ will er den Anspruch der Tbtalisierung (in 
der Hegelschen Dialektik „das Allgemeine“, wel­
ches den ganzen Reichtum des Besonderen umfaßt) 
zurückweisen: Die Sprache schließt die Tbtalisie­
rung aus, weil ihr Feld das eines Spiels, d.h. Substi­
tutionen und BezeichnungsVorgänge ist. Der Begriff 
des Spiels wird in Gegensatz gesetzt zur Geschichte, 
Der Begriff der Geschichte ist für Derrida „schon 
immer mitschuldig an einer teleologischen und es- 
chatologischen Metaphysik“, ist immer „als eine 
Derivation zwischen zwei Präsenzen“ gedacht wor­
den. Demgegenüber soll das Spiel radikal der Alter- j 
native von Abwesenheit und Präsenz vorausgedacht 
werden. Nicht Trauer über die Unmöglichkeit, Ur­
sprung und Präsenz zu erkennen, sondern mit Nietz­
sche „die fröhliche Bejahung des Spiels der Welt 
und der Unschuld der Zukunft, die Bejahung einer 
Welt aus Zeichen ohne Fehl, ohne Wahrheit, ohne 
Ursprung, die einer tätigen Deutung offen ist“. Der- j 
rida will „über den Menschen und den Humanismus j 
hinausgelangen“, weil deren Geschichte mit der me­
taphysischen Denkweise und den damit verbunde­
nen Herrschaftsideologien verknüpft sind.

Beliebigkeit statt 
begrifflicher Totalisierung?
Die Kritik Derridas an der begrifflichen Tbtalisie­
rung ist ein Angriff gegen jeden Dogmatismus, ge­
gen jedes „Systemdenken“. In diesem Sinne berührt 
sich die Auffassung Derridas mit der Vorstellung 
Adornos vom „Ganzen“ als dem „Unwahren“ und 
kann als Kritik der Leninschen Auffassung von der 
Möglichkeit der Widerspiegelung „der Allseitigkeit 
des materiellen Prozesses und seiner Einheit** durch 
die Dialektik auf gefaßt werden1, die in ihrer „Wei­
terentwicklung“ zu Blüten wie „Die Partei, die hat 
immer recht“, geführt haben. Derrida fordert dazu 
auf, jeden „Text“ in seiner Individualität vorur­
teilsfrei zu würdigen. Diese Aufforderung kann für 
die Auseinandersetzung zwischen den verschiede­
nen Strömungen der linken, emanzipatorischen Be­
wegung durchaus fruchtbar sein. Wie aber Peter En­
gelmann feststellt, resultiert daraus „eher eine Hal­
tung als ein Regelwerk“2.

Die Beschränkung auf die Ebene der Sprache, 
des Textes, des Sprachspiels als Gegenstand und Ort 
des Diskurses führt jedoch tendenziell zu einem 
Ausschluß der gesellschaftlichen Praxis und des Be­
griffs der „Erfahrung“ aus den Diskursen. Es ist zu 
fragen, wieweit nicht hiermit die Brauchbarkeit des 
Derridaschen Ansatzes für emanzipatorische Bestre­
bungen ihre Grenzen findet.3 Zugleich wird der Plu­
ralismus der Sprachspiele und Diskurse mit gewis­
sem Recht verdächtigt, zu einer „quietistischen Li­
nie“ (Quietismus = tatenlose Geisteshaltung) zu 
führen.4 Zu guter Letzt muß die Absage an den Hu­
manismus in diesem Zusammenhang kritisch be- ' 
leuchtet werden. Für Adorno etwa entspringt das 
Interesse an Erkenntnis des objektiven Zusammen­
hangs dem Interesse an der Abwendung des Leidens 
an dem, was auf den Subjekten lastet.5 Will Derrida 
in. seiner Hinwendung zu Nietzsche und dessen 
„fröhlicher Bejahung des Spiels der Welt“ auch des­
sen „Bejahung des Leidens“, dessen „Elitetheorie 
der Zucht und des Leidens“6? In welchem Verhältnis 
steht solch eine Haltung zu den Bestrebungen lin­
ker, emanzipatorischer Politik?
(1) Vgl. W.I.Lenin, Konspekt von Hegels Wissenschaft der 
Logik, in: Lenin über Hegelsche Dialektik, Leipzig (Re­
clam), 1976, S.70f.
(2) P. Engelmann, Einführung: Postmoderne und Dekon­
struktion, Tbxte französischer Philosophen der Gegenwart, 
Stuttgart (Reclam) 1990, S.30;
(3) Vgl. dazu Martin Jay, Erfahrungen und/oder experimen­
tieren: Löwenthal und die Herausforderung der Postmoder­
ne, in: Geschichte denken, hrsg. v. Frithjof Hager, Leipzig 
(Reclam) 1992, S.78ff.;
(4) vgl. F. Hager, L. Löwenthal, Gespräche; ebenda S. 35;
(5) vgl. J. Habermas, Philosophisch-politische Profile, Ffm. 
1991, S.174f.;
(6) vgl. Thomas Rentzsch, Aufhebung der Ethik, in: Ethik, 
ein Grundkurs, Reinbek 1994, S. 122 -130
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Erbe„Deutscher Herbst^

Die PDS und die
Todesstrafe auf Raten
VON MARTIN FOCHLER

Aus den 70er Jahren der BRD gibt es noch eine Hin­
terlassenschaft: Eine ganz große Koalition aus 
CDU/CSU/FDP/SPD will keinen Zweifel auf­
kommen lassen, daß die aus dem eingebildeten 
Staatsnotstapd begründeten, gemeinsam verant­
worteten Ausnahmemaßnahmen in der Bekämp­
fung der RAF voll gerechtfertigt gewesen wären. 
Das ist eine Geschichtslüge. Das staatliche Handeln 
war seinerseits von Ungesetzlichkeiten und Gewalt­
exzessen geprägt. Zur nachträglichen Reinwaschung 
dieser Exzesse dient jetzt: die exzessive Bestrafung!

Deswegen sollen die Gefangenen aus der RAF 
ohne jedes Maß, bis zum Tbde inhaftiert bleiben.

Das nebenstehend abgebildete Plakat der PDS 
Hamburg hat die Bildzeitung beflügelt, Ermitt­
lungsverfahren wegen „Unterstützung einer terrori­
stischen Vereinigung“ gegen die PDS Hamburg an­
zuregen und für die Beobachtung und Bekämpfung 
der PDS durch die Geheimdienste zu werben.

Diese Kampagne zielt nicht nur darauf, die PDS 
und ihre Anhänger zu ängstigen, es geht auch um 
Selbstschutz Beteiligter aus Politik, Justiz, Staats­
schutz. Wenn nämlich im nächsten Bundestag mit 
Bündnis 90/Grünen und PDS zwei Parteien vertre­
ten sind, die an diesen Staatsexzessen nicht beteiligt 
waren, sind Schwierigkeiten vorherzusehen: Die 
große Gemeinsamkeit wird aufbrechen, eine kriti­
sche Würdigung des exekutiven Handelns im „Deut­
schen Herbstes von 1977“ wird unvermeidlich wer­
den. Der barbarische Zustand, daß Menschen nur 
deshalb über jedes menschenrechtlich vertretbare 
Maß hinaus inhaftiert bleiben, weil ihre Freilassung 
die Vertuschung und Geschichtsfälschung ins Wan­
ken brächte, wird unhaltbar.

In ihrem Verfassungsentwurf hat die PDS eine 
1 prinzipielle Position bezogen. Erste Reaktionen aus 
]dem Vorstand machen aber Probleme bei der Wen-’ 
düng ins Praktische sichtbar. Tendenz: Man hätte 
während des Wahlkampfs davon schweigen sollen.

Für die PDS ist der Konflikt um die — rechtlich 
mögliche, ja gebotene — Freilassung der Gefange­
nen aus der RAF eine Reifeprüfung. Versucht sie 
auszuweichen, macht sie ihren Verfassungsentwurf 
unglaubhaft. Es wäre politisch naiv zu glauben, daß 
die fortdauernde Vollstreckung der Todesstrafe auf 
Raten beendet werden kann, ohne daß eine neue 
Auseinandersetzung über die Geschichte des Kon­
fliktes erzwungen wird.

Grundgesetz: Die Todesstrafe ist abgeschafft.

XurfZ: Die Todesstrafe und die lebenslange 
Grundgesetz: Freiheitsstrafe sind abgesdiafft.

PDS/Linke Liste Hamburg

Harte Auseinandersetzung 
um ein Plakat
PRESSEERKLÄRUNG

„Unglaublich! PDS will Terroristen freilassen“, ti­
telte Bild am 15.9. unter Bezug auf ein Plakat, das 
der Landesverband Hamburg der PDS/Linke Liste 
in den vergangene vier Wochen in hoher Auflage in 
Hamburg verklebte. Worum geht es ?

Die PDS/Linke Liste Hamburg wendet sich auf 
dem Plakat gegen die Vollstreckung der lebenslan­
gen Freiheitsstrafe („Keine Todesstrafe auf Raten! 
kein lebenslänglich! Sie müssen raus!“) an den Ge­
fangenen aus der RAF. Das Plakat verweist auf die 
Forderung des PDS-Verfassungsentwurfs (Art. 144): 
„Die Todesstrafe und die lebenslange Freiheitsstra­
fe sind abgeschafft.“

Damit knüpft die PDS/Linke Liste unmittelbar 
an eine alte Forderung humanistisch gesonnener Ju­
risten an, wie z.B. an*den früheren Richter am Bun­
desverfassungsgericht Mahrenholz, der anläßlich 
der Neuregelung des § 57 a (Überprüfung der Straf­
aussetzung nach 15 Jahren) durch das Bundesverfas­
sungsgericht in seiner abweichenden Meinung dar­
auf hingewiesen hatte, „daß der Gesetzgeber das 
Problem der lebenslangen Freiheitsstrafe in ihrem 
Charakter als absoluter Strafandrohung für Mord 
nicht länger ignorieren kann“. Es ist in der einschlä­

gigen Diskussion kaum mehr strittig, daß die über 
eine Zeitdauer von 15 bis 20 Jahren hinausgehende 
Haft den Gefangenen körperlich und seelisch in ein 
Wrack verwandelt, daß sie irreversible persönlich­
keitsschädigende Folgen nach sich zieht und des­
halb gegen Art. 1 Abs. 1 GG, d.h. gegen die Men­
schenwürde verstößt.

Die Gefangenen aus der RAF sind überwiegend 
seit langen Jahren im Gefängnis. Irmgard Möller ist 
seit über 22 Jahren inhaftiert. Andere Gefangene 
sind seit 19, 17, 16, 15 ... Jahren inhaftiert. Gegen 
wiederum andere werden immer neue zweifelhafte 
Kronzeugenprozesse angestrengt, mit denen die 
Bundesanwaltschaft das erklärte Ziel verfolgt, den 
Betroffenen jede Hoffnung zu rauben, das Gefäng­
nis jemals lebend zu verlassen. Alle haben lange 
Jahre in quälender Einzelisolation verbracht, die 
Gesundheit von vielen ist zerrüttet.

Gegen ihre rechtlich mögliche und aus humani­
tären und politischen Gründen gebotene Freilas­
sung haben die Behörden einen grausamen Dreh er­
sonnen: die Mitwirkung an einem psychiatrischen 
Gutachten.

Es geht bei dem Gutachten nicht um die Prüfung 
der Frage, ob die Gefangenen nach der Freilassung 
den bewaffneten Kampf wiederaufnehmen. Diese 
Frage ist längst entschieden, und niemand weiß das 
besser als die Behörden, die jede Lebensäußerung 
der Gefangenen peinlich genau registrieren. Es geht 
vielmehr um ihre öffentliche Hinrichtung als Ver­
nunftwesen, als Menschen, die ihre Handlungen aus 
politischen Zielen begründet haben. Mit dem will­
kürlich abverlangten psychiatrischen Gutachten 
sollen die Gefangenen als abartig, krank abgestem­

pelt werden.
Geschieht das, dann erscheinen auch die staatli­

chen Handlungen bei der Bekämpfung der RAF in 
einem anderen Licht. Die exzessive Fahndung v.a. 
in den 70er Jahren, die Maschinenpistolen damals 
an jeder Straßenecke, die Jagd auf wirkliche und 
vermeintliche Sympathisanten, die Tötung vieler 
„Verdächtiger“ ohne jede Notwehr, die mit wissen­
schaftlicher Genauigkeit exekutierte grausame Be­
handlung der Gefangenen, die Todesfälle unter 
staatlicher Verfügungsgewalt — all das, die ganze 
Entgleisung des Staatsapparates, von der heute vie­
le Menschen nicht mehr wissen, wird im nachhinein 
als Eingriff an Kranken, an Menschen, die aus der 
„Normalität“ gefallen sind, als Entscheidung aus 
quasi ärztlicher Verantwortung gerechtfertigt.

Die Gefangenen aus der RAF sind vor die er­
presserische Alternative gestelt, sich dem Gutach­
ten zu unterwerfen, sich und ihre politischen Motive 
zu verleugnen — oder aber im Gefängnis zu verfau- 
len. Selbst Gerichte bezeichnen das als „Todesstrafe 
auf Raten“.

Die Verfolgung der Gefangenen aus der RAF bis 
zum Tode ist maßlos. Das macht überdeutlich, wie 
notwendig die von der PDS erstrebte Verfassungs-» 
änderung ist, die selbstverständlich allgemeine Gel­
tung beansprucht und sich keineswegs nur auf die 
zu lebenslanger Haft verurteilten Gefangenen aus 
der RAF bezieht. Wir wollen aber ausdrücklich die 
menschenverachtende Behandlung dieser Gefange­
nen, den Mißbrauch der Psychiatrie für politische 
Zwecke, nicht stillschweigend hinnehmen. 
Christiane Schneider, Bundestagskandidatin der 
PDS Hamburg, 15.9.1994
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Protest gegen die
k Kurdenverfolgung

INTERVIEW MIT EVA BULLING-SCHRÖTER

Christian Schäflein vom Kulturverein Solidarität 
Schweinfurt (Kurdistansolidarität) sprach mit Eva 
Bulling-Schröter, Spitzenkandidatin der PDS/Lin­
ke Liste in Bayern für die Bundestagswahlen, über 
die Flüchtlings- und Kurdenpolitik der BRD. (Aus: 
nachrichten /Standpunkte, Arbeiterzeitung für die 
Region Schweinfurt)

Frage: Nach dem Verbot der kurdischen Newrozfei- 
em, den Auseinandersetzungen in Augsburg und 
dem Verbot der kurdischen Vereine setzen das baye­
rische Innenministerium und die Bundesregierung 
ihre Politik der Kurdenverfolgung fort, obwohl die 
Vereinsverbote zurückgenommen werden mußten. 
Mittlerweile gibt es Hunderte kurdischer Gefange­
ner. Beckstein will alle in Augsburg beteiligten 
Kurden abschieben lassen. Wofür tritt die PDS ein, 
wie steht sie zum kurdischen Befreiungskampf?
Eva Bulling-Schröter: Den in der BRD lebenden 
Kurden wird das Recht abgesprochen, hier für die 
legitimen Ziele ihres Befreiungskampfes einzutre­
ten. Schon das Tragen ihrer nationalen Symbole 
reicht zur Kriminalisierung. Offensichtlich braucht 
die Bundesregierung zur Absicherung ihrer Innen- 
und Außenpolitik, ihrer Asylpolitik, zur Verschär­
fung bestehender Gesetze die Bestätigung, daß Aus­
länder, insbesondere die Kurden, kriminell seien. 
Die Medien haben einträchtig in der Bevölkerung 
Ängste gegen die Kurden geschürt. Dagegen müssen 
wir gemeinsam mit anderen Organisationen Öffent­
lichkeitsarbeit betreiben. Berechtigte Ängste der 
Bevölkerung dürfen nicht ignoriert werden, aber 
gegen aus politischem Interesse künstlich hochge­
spielte Ängste müssen wir Aufklärung betreiben. 
Ziel muß sein, einen Abschiebestopp zu bewirken. 
Wie in Griechenland und Italien müßten die kurdi­
schen Vereinigungen, anstatt verboten zu werden, 
diplomatischen Status erhalten, die kurdische 
Volkszugehörigkeit müßte anerkannt werden, z.B. 
durch Unterricht in der kurdischen Muttersprache, 
durch kurdische Fernsehsendungen.

Die PDS verhält sich kritisch, solidarisch zum 
kurdischen Befreiungskampf. Es gibt vom bayeri­
schen Landesverband der PDS, zum Beispiel, keine 
Beschlußfassung dazu, aber ich kenne von verschie­
denen bayerischen Ortsgruppen der PDS viele Bei­
spiele praktischer Solidarität gegen die Verfolgung 
der Kurden in der BRD. Ich selbst bin Gründungs­
mitglied des deutsch-kurdischen Vereins in Ingol­
stadt aus Gründen der Solidarität und des Protestes 
gegen die Kurdenverfolgung geworden.

Frage: Der bayerische Innenminister Beckstein be­
hauptet, für ab geschobene Kurden bestünde eine 
Fluchtaltemative in die Westtürkei und es gäbe kei­
ne generelle Gruppenverfolgung der Kurden in der 
Türkei.
Eva Bulling-Schröter; Das ist für mich Ausdruck ei­
ner unvorstellbaren Ignoranz, die gerade aus christ- 

“* lichem Standpunkt heraus völlig unhaltbar ist.
Amnesty International und andere haben genügend 
Beweise vorgelegt, daß kurdische Dörfer systema­
tisch dem Erdboden gleichgemacht werden — mitt­
lerweile über 1400, daß sich kurdische Flüchtlinge 
in unmenschlicher Lage befinden. Solange sich die 
Lage in der Türkei nicht ändert, muß ein uneinge­
schränktes Bleiberecht für verfolgte Kurden be­
stehen.

Frage: Welche Chancen siehst Du für eine Lösung 
der kurdischen Frage?
Eva Bulling-Schröter Eine Lösung ist nur auf fried­
lichem Weg möglich, durch ernsthafte Verhandlun­
gen. Dafür müßte von der Weltöffentlichkeit, auch 
hier von der BRD aus, Druck gemacht werden.

Frage: Die PKK tritt für eine politische Lösung ein, 
macht Verhandlungsangebote, aber dagegen steht 
die Strategie der türkischen Regierung, nicht mit 
der PKK zu verhandeln.
Eva Bulling-Schröter: Mit wem denn sonst ? Es kann 
nur mit der PKK und mit allen wichtigen politi­
schen Kräften, die für die kurdische Sache eintre-

---------------------------------------------------’äS.’-------------------- 

ten, verhandelt werden. Aber stattdessen werden 
z.B. die Abgeordneten der Demokratiepartei (DEP) 
inhaftiert und mit dem Todesurteil bedroht. Das 
war in früheren Jahren auch schon so in der Türkei. 
Erst wurden die Friedenskomitees verhaftet, ihnen 
der Prozeß gemacht, dann ihren Rechtsanwälten 
und schließlich der kritischen Presse.

Frage: Wie ist Deine Position zur deutsch-türki­
schen wirtschaftlichen und militärischen Zusam­
menarbeit? Trittst Du für Wirtschaftsboykott und 
Stopp von Waffenexporten ein?
Eva Bulling-Schröter: Die Zusammenarbeit ist von 
großen militärischen, wirtschaftlichen und politi­
schen Interessen bestimmt. Mit drei Waffenlieferun­
gen zu je 1,5 Mrd. DM in die Türkei unterstützt die 
BRD die türkische Militärdiktatur im Rahmen ihrer 
NATO-Waffenbrüderschaft. Es ist eine Farce und zu­
gleich eine unmenschliche Aussage, wenn dann be­
hauptet wird, daß keine deutschen Waffen gegen die 
Kurden eingesetzt würden. Ohne die militärische 
und finanzielle Unterstützung aus der BRD und von 
der NATO wäre der Krieg gegen die Kurden nicht 
mehr zu führen. Das deutsche Interesse, die Türkei 
stabil zu halten, ist sehr groß. Ich trete prinzipiell 
gegen Rüstungsexporte, gegen staatliche, aber auch 
gegen Exporte von Waffenkonzemen ein. Letzteres 
ist schwer durchsetz- und überwachbar, wenn sich 
die Unternehmen mit ausländischen Konzern zu­
sammenschließen, wirtschaftliche Sanktionen eben­
falls, denn das deutsche Kapital hat offensichtlich 
keine Moral und keinen Anstand.

Frage: Abschließend noch eine Frage: Wie hältst Du 
es mit dem Türkeitourismus?
Eva Bulling-Schröter: Ich würde sehr gerne wieder 
in die Türkei reisen. Wir haben aber einen Familien­
beschluß gefaßt, daß wir, solange der schmutzige 
Krieg gegen die Kurden andauert, keine Urlaubsrei­
se in die Türkei unternehmen.

Knallrot e. V gegründet

Augsburger Manifest für 
lustvolle Aktion von Links

Fünf Jahre nach dem Ende des Kalten Krieges wird 
die Welt von blinder Geld- und Machtgier regiert. 
Der autoritäre Staatssozialismus ist gescheitert, 
während der westliche Kapitalismus immer größe­
ren Tbilen der Welt sein System auf zwingt, immer 
mehr Menschen zu modernen Sklaven der „freiheit­
lichen“ Wirtschaft macht und ihrer Existenz- und 
Lebensgrundlage sowie ihrer kulturellen Identität 
beraubt. Die grundlegenden Menschheitsprobleme 
zu lösen, dazu ist die kapitalistische Nicht-Ideologie 
der sogenannten freien Welt nicht nur nicht in der 
Lage, sondern wegen ihrer prinzipiell eigennützigen 
Orientierung auch gar nicht willens.

In Deutschland, wie überall sonst, hat ein gro­
ßer Tbil der jungen Generation keine Chance auf ei­
ne gesicherte Zukunft mehr, die bisher als naturge­
geben betrachtet wurde. Die wachsende Hoffnungs­
losigkeit der jungen Menschen in diesem Lande be­
fördert widersprüchliche Prozesse: rassistische Un­
ruhen einerseits sowie die Entstehung neuer, sozia­
ler Protestformen andererseits. Die konstruktive 
Wut der jungen Linken aufzunehmen; dazu sind die 
traditionellen linken Gruppen in ihrer galoppieren­
den Verkrustung nicht fähig. Genauso wenig wie 
vereinzelt auftretende, bürgerlnnenfreie Bürgerin­
nenbewegungen der Ex-DDR, die bislang Ansätze 

und den ernsthaften Willen zur Durchsetzung gesell­
schaftlicher Alternativen vermissen lassen.

Die vorhandenen Angebote treiben viele engage­
ment-willige Menschen in die politische Resigna­
tion. Das eröffnet aber auch die Chance auf die Bil­
dung von etwas Neuem, Selbstgeschöpftem: die Bil- 
düng eines offenen, radikaldemokratischen und ba­
sisorientierten Netzwerkes links-altemativer Men­
schen. Ein solches Netzwerk in Bayern aufzubauen, 
dazu haben wir uns entschlossen.

Wir wollen mit Mut, Geist, Phantasie und Lust 
für eine freie, friedliche, sozialistische und selbstbe­
stimmte Zukunft eintreten und über vielfältiges 
Engagement zu einem solidarischen Gegenentwurf 
zu Kapitalismus und Staatssozialismus gelangen.

Für ein Wirtschaftssystem, das jedem Menschen 
überall ein nach seinen Vorstellungen gestaltetes 
lebenswertes Dasein ermöglicht, das die Ausbeu­
tung des Menschen durch den Menschen und der 
sogenannten „Dritten Welt“ durch die sogenann­
te „Erste Welt“ überwindet und das im Einklang 
steht mit der Umwelt, anstatt sie für die näch­
sten Generationen unwiederbringlich zu zer­
stören.
Für eine Gesellschaft, in der sich jeder Mensch 
nach seinen Vorstellungen und ohne Bevormun­
dung durch einen übermächtigen „Rechts“-Staat 
entfalten kann und an allen ihn betreffenden 
Entscheidungsprozessen teilnimmt.
Für eine Gesellschaft, deren oberstes Prinzip ra­
dikale, also tief verwurzelte Demokratie und 
Freiheit und die solidarische Verantwortung je­
der und jedes einzelnen für sich und ihr/sein 
Umfeld ist.
Für eine Gesellschaft, in der die jahrtausendalte 
Unterdrückung der Frau durch eine auf allen 
Ebenen durchgesetzte Selbstbestimmung der 
Frau abgelöst ist.
Für eine Gesellschaft, in der alle gesellschaftli­
chen Gruppen gleichberechtigt und voll einge­
bunden sind, ob sie nun anders fühlend, anders 
aussehend, körperlich oder geistig benachteiligt, 
alt oder jung sind.

Wir sehen uns als Tbil der weltweiten Bewegung für 
Frieden und bekämpfen jede Form von Nationalis­
mus und Militarismus, überzeugt davon, daß nicht 
Rasse oder Nationalität die Menschen trennen, son­
dern die Mauern zwischen reich und arm, Freiheit 
und Unterdrückung.

Gestaltet wird nicht vorrangig in Parlamenten, 
sondern dort, wo gelebt wird, und da müssen wir 
hin. Veränderungen finden nicht statt, wo Gesetze 
gemacht, sondern da, wo sie angewendet werden.

Die Bildung einer Partei streben wir nicht an, 
stattdessen versuchen wir, inhaltlich auf offene und 
fortschrittswillige Parteien einzuwirken und deren 
Einfluß in der Öffentlichkeit zu nutzen. Wir stehen 
der Partei des demokratischen Sozialismus (PDS) 
als möglichem Kristallisationspunkt kritisch nahe 
— auf der Basis gegenseitiger Unabhängigkeit.

Die Anwendung von Gewalt lehnen wir grund­
sätzlich ab. Unsere Arbeit und unser Denken muß in 
jeder Situation antirassistisch, antifaschistisch, an­
tipatriarchal und internationalistisch sein.

Unsere Politikvorstellungen entwickeln wir 
durch thematische Veranstaltungen, Seminare und 
durch meinungsbildende Öffentlichkeitsarbeit. Un­
sere Ziele verfolgen wir durch Aktionen zur Durch­
setzung konkreter Projekte sowie durch phantasie- 
und lustvolle Happenings einerseits und durch die 
effektive Nutzung der vorhandenen Macht-Struktu­
ren sowie Parlamente und Abstimmungen anderer­
seits.

Unsere nach außen formulierten Grundsätze 
müssen wir als Anspruch im Umgang miteinander 
vorleben. Das schließt irrationalen, persönlichen 
Streit, Ausgrenzung, die Dominanz einzelner Füh­
rungsfiguren oder Apparatschiks im Netzwerk aus. 
Der Umgang miteinander muß durch Toleranz, Ver­
ständnis, Offenheit, Basisorientierung, Gelassen­
heit und Solidarität geprägt sein, wenn wir wirk­
lich ein Gegenmodell zur vorherrschenden geistigen 
Verkrustung entwickeln wollen.

So beschreiben wir, junge Menschen aus ganz 
Bayern, unser Vorhaben. So wollen wir unsere Ziele 
erreichen, mit Hartnäckigkeit, Mut und viel Lust.

Für Frieden, Freiheit und Sozialismus.

Die Unterzeichnerinnen:
Stefanie Deason, Dominik Tuleweit, Albert Köstler, 
Pierre Deason, Anette Franz, Anton (Pinky) Steng- 
ler, Roland Schrödl, Karl-Heinz Grad, Gernot 
Klemm, Marat Thyfun, Peter Balzor




